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Wilfried Gottschalch 

Lehrfreiheit und Politik 

Gegenerklärung zu der Anschuldigungsschrift des 
Senators für Wissenschaft und Kunst vom 13.2.1969 

1. Allgemeine Erörterungen 
In der Anschuldigungsschrift des Senators für Wissenschaft und 

Kunst vom 13. Februar 1969 wird mir vorgeworfen, bei politischer 
Betätigung nicht diejenige Mäßigung und Zurückhaltung gewahrt zu 
haben, die sich aus meiner Stellung gegenüber der Gesamtheit und 
aus der Rücksicht auf die Pflichten meines Amtes ergeben. Demnach 
hätte ich ein Dienstvergehen gegen § 19 LBG begangen. 

Ich bin der Auffassung, daß ich mich keines Verstoßes gegen den 
§ 19 LBG schuldig gemacht habe. Alle meine Äußerungen fallen 
unter die Garantie des Artikels 5 GG. 

Nach Hamann1 ist die Ansicht, daß Lehrfreiheit nur akademische 
Lehrfreiheit bedeutet, abzulehnen. Wenn z. B. ein Universitätslehrer 
vor einem geladenen Kreis seine Meinung vorträgt, lehrt er. Andern-
falls dürften Publikationen und Vorträge von Hochschullehrern ja 
auch nur Inhabern von Studentenausweisen zugänglich gemacht wer-
den. Der Hochschullehrer ist also nicht nur frei in der Wahl der 
Sachverhalte, die er zum Gegenstand von Wissenschaft, Forschung 
und Lehre macht, er ist auch autonom in der Wahl der Adressaten 
seiner wissenschaftlichen Leistungen. Nach Hamann gilt das Gesagte 
grundsätzlich auch in besonderen Gewaltverhältnissen, namentlich 
im Beamtenrecht: „Es gibt keinen herkömmlichen Grundsatz des 
Beamtenrechts des Inhalts, daß ein Beamter seine Forschungsergeb-
nisse oder Lehrmeinungen der offiziellen Ansicht anpassen müßte. 
Das Gegenteil bildet für Hochschullehrer einen festen und unbe-
streitbaren Satz unseres Hochschulrechtes"2. 

Diese Auffassung wird vom Senator für Wissenschaft und Kunst 
offenbar auch nicht bestritten. Fraglich scheint ihm nur, ob die mir 
vorgeworfenen Äußerungen wissenschaftlichen Charakter haben. In 
Übereinstimmung mit Werner Hofmann definiere ich Wissenschaft 
„als methodisches, d. h. systematisches und prüfendes Herangehen an 
einen Untersuchungsgegenstand. Die Notwendigkeit einer solchen 
besonderen, von dem einfachen, ständig von uns praktizierten Wahr-
nehmen und Denken unterschiedenen, daher auch einer besonderen 
Schulung bedürfenden Erkenntnishaltung ist Ausdruck der Tatsache, 

1 Andreas Hamann, Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch-
land vom 23. Mai 1949. Neuwied, Berlin 1961, S. 111. 

2 a.a.O., S. 112. 
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daß Subjekt und Objekt des Erkennens voneinander geschieden sind. 
Im Denkvorgang setzt sich daher das Subjekt ins Verhältnis zu sei-
nem Gegenstand: und allem Urteil haftet dabei die Möglichkeit zu 
Wahrheit und Irrtum an. Wissenschaft ist, wie alles Denken, der 
Versuch, den Unterschied von Subjekt und Objekt der Erkenntnis, 
und das heißt von Meinung und Gemeintem zu überwinden, zur 
Übereinstimmung von Urteil und Sachverhalt zu gelangen und diese 
Übereinstimmung nachzuweisen. Wissenschaft teilt also mit dem 
einfachen Denken die kognitive Grundsituation. Was sie diesem 
voraus hat, ist die größere Chance, kraft ihres methodischen Vor-
gehens zu .wahren', d. h. erweislich zutreffenden Ergebnissen zu ge-
gelangen" s. Mithin entscheidet nicht der Stil über die Wissenschaft-
lichkeit einer Äußerung, sondern allein die Tatsache, ob sie als Be-
standteil eines wissenschaftlichen Denkzusammenhanges ausgewie-
sen werden kann. Das ist bei den inkriminierten Äußerungen aus-
nahmslos der Fall. 

Lehrfreiheit schließt aber audi Freiheit der Lehrmethoden ein. Um 
Wissenschaft öffentlich zu machen, um möglichst viele Menschen an 
wissenschaftlichen Denkprozessen und -resultaten zu beteiligen, 
schèint es mir ratsam, weitgehend auf den in Deutschland mehr als 
in anderen Ländern üblichen Gebrauch „wissenschaftlicher" Geheim-
und Imponiersprachen zu verzichten und dafür mit dem didaktischen 
Prinzip der Verfremdung zu arbeiten, d. h. Mittel der intellektuellen 
Provokation zu gebrauchen. Hierbei geht es nicht etwa darum, kom-
plizierte Sachverhalte zu simplifizieren, beabsichtigt wird vielmehr, 
Problembewußtsein, „Aha-Erlebnisse" zu erwecken, indem Bekann-
tes wie Fremdes, Fremdes wie Bekanntes dargestellt wird. Die Mit-
tel der intellektuellen Provokation, der didaktischen Verfremdung 
zielen nicht auf Kanzelabkündigungen, sie sind vielmehr Aufforde-
rungen zur Diskussion, zur geistigen Auseinandersetzung. In einer 
Zeit und Gesellschaft, in der die Menschen so wenig realen Einfluß 
auf politische Entwicklungsprozesse haben und damit zu politischer 
Beteiligung kaum motiviert sind, wie das gegenwärtig in der Bun-
desrepublik und anderswo der Fall ist, bedarf es hierzu freilich zu-
weilen holzschnittartiger Kennzeichnungen. Die Auffassung, daß der 
Begriff „Wissenschaft" politische Motive ausschließe4, teile ich nicht. 
Seit dem „Historismusstreit" ist diese Frage in den Sozialwissen-
schaften umstritten. Kein Wissenschaftler hatte bisher den Mut, seine 
Meinung zu dieser Frage als das Schlußwort dieser Debatte aus-
zugeben. Auch Juristen wären überfordert, müßten sie hierzu ein 
abschließendes Urteil geben. 

Ich trage im folgenden meine Auffassung zu diesen Problemen vor: 
Hochschullehrer sind der ganzen Gesellschaft verpflichtet. Ihre 
Leistungen für die Öffentlichkeit dürfen sich nicht darauf beschrän-

3 Werner Hof mann, Vom Werturteil in der Gesellschaftslehre, in: Wer-
ner Hofmann, Universität, Ideologie, Gesellschaft. Beiträge zur Wissen-
schaftssoziologie, Frankfurt/Main 1968, S. 71 f. 

4 S. 8 der Anschuldigungsschrift. 
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ken, Studenten auf wissenschaftliche Berufe vorzubereiten und 
„Zweckgutachten" für staatliche oder andere Auftraggeber zu liefern. 
Sie würden die Wissenschaftsfreiheit aufgeben, ihre moralische Au-
tonomie und die Fähigkeit zum kritischen Vernunftgebrauch verlie-
ren, leisteten sie nur nach besonderer Aufforderung Orientierungs-
hilfe. Das politische Mandat der Hochschullehrer besteht aber gerade 
darin, Unabhängigkeit gegen alle politischen Institutionen und In-
teressengruppen zu wahren, der eigenen Arbeit nachzugehen, sich 
selber die Probleme herauszusuchen und das Wort an die Herrscher 
und Beherrschten zu richten5. Die Hochschullehrer müssen sich da-
gegen wehren, ihre politische Funktion auf die Verfeinerung der 
Techniken für den administrativen und interessenpolitischen Haus-
gebrauch der jeweiligen Machthaber einengen zu lassen. Sie haben 
das Recht und die Pflicht, sich zu allen politischen Fragen wertend zu 
äußern. Zumal politische Wissenschaft hat kritische Wissenschaft zu 
sein. Ihre Aufgabe ist es, Machtmißbrauch zu enthüllen und die in-
tellektuellen, juristischen und politischen Freiheiten der Bürger zu 
mehren. Darin stimme ich mit Franz Neumann8 überein, jenem Po-
litikwissenschaftler, der neben Otto Kirchheimer besonders nachhaltig 
Einfluß auf mein wissenschaftliches und politisches Denken hat. 
Beide waren überdies Juristen. Gerade diese Aufgabe motivierte 
mich nach dem Erlebnis der Nazizeit und meinen Erfahrungen in der 
SBZ bzw. DDR, Sozialwissenschaft unter besonderer Berücksichti-
gung der politischen Wissenschaft zu wählen. 

Eine ähnliche Auffassung vertritt auch der amerikanische Sozio-
loge C. Wright Mills: „Es ist die politische Aufgabe des Sozialwissen-
schaftlers wie eines jeden liberalen Erziehers, die persönlichen Sor-
gen ständig in die Gesamtsituation zu übertragen und diese wieder-
um im Hinblick auf das Schicksal der Individuen zu interpretieren. 
Es ist seine Aufgabe, in seiner ganzen Arbeit — und als Erzieher 
auch in seinem Leben — diese Kunst des sozialen Denkvermögens zu 
zeigen. Es ist ferner sein Ziel, diese Kunst jene Männer und Frauen 
zu lehren, die in seinem Wirkungsbereich stehen. Wer diesem Ziele 
dient, dient der Vernunft und der Individualität und läßt sie zu den 
bestimmenden Werten der demokratischen Gesellschaft werden."7 

Da ich mich zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung be-
kenne und meine politische Tätigkeit am Bonner Grundgesetz und 
der Berliner Verfassung orientiere, fühlte und fühle ich mich ver-
pflichtet, alle antidemokratischen Tendenzen in unserer politischen 
Wirklichkeit scharf zu kritisieren und zu bekämpfen. Das ist übri-
gens auch eine meiner beamtenrechtlichen Aufgaben. 

Ein Verstoß gegen den § 19 LBG läge meiner Auffassung nach 
unter folgenden Bedingungen vor: 

5 C. Wright Mills, Kritik der soziologischen Denkweise, Neuwied und 
Berlin 1963, S. 233. 

6 Franz Neumann, Die politische Wissenschaft in der Demokratie, 
Berlin 1950. 

7 C. W. Mills, a.a.O., S. 240 f. 
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1. wenn sich meine Äußerungen auf die bloß werbende Unterstüt-
zung politischer, konfessioneller, weltanschaulicher, wirtschaft-
licher oder anderer Programme beschränkten, 

2. wenn ich Studenten, die von mir abhängig sind, zu einem politi-
schen Tun oder Lassen aufgefordert, wenn ich also agitiert hätte, 

3. wenn meine Kritik lediglich in gehässiger, verhetzender oder dif-
famierender Absicht vorgetragen worden wäre. 

Verletzung der unter 1. und 2. genannten Bedingungen wirft mir 
der Senator für Wissenschaft und Kunst, wenn ich das Anschuldi-
gungsschreiben richtig interpretiere, nicht vor. 

Die Kritik wurde auch nicht in gehässiger, verletzender oder diffa-
mierender Weise vorgetragen. Jedenfalls waren meine Formulierun-
gen längst nicht so zugespitzt wie jene Äußerungen, die Parlamen-
tarier ohnehin einander zuwerfen und dann tolerieren. Wären sie im 
Bundestag gefallen, hätte es nie einen Ordnungsruf des Bundestags-
präsidenten gegeben. Folglich konnten sie schon nach ihrer äußeren 
Form nicht verletzen, beleidigen oder diffamieren. 

Mit keiner meiner Äußerungen wollte ich den Senat von Berlin 
oder einen seiner Vertreter diffamieren. Das ist mir schon deshalb 
nicht möglich, weil ich als Wissenschaftler von einer deterministi-
schen Konzeption her jede Schuldtheorie ablehne und infolgedessen 
Diffamierungen als unzulässige Personalisierung betrachte. Ich kriti-
siere nicht Personen, sondern deren Verhalten und Einstellung. Haß 
kommt als Motiv schon deswegen nicht in Frage, weil ich keine der 
genannten Personen seinerzeit persönlich kannte. Da ich in allen 
sozialen Beziehungen außerhalb meines engsten Lebenskreises auf 
freundliche oder kritische Distanz bedacht bin, ist meine Fähigkeit 
zu emotionaler Ablehnung ebenso gering entwickelt wie die zu emo-
tionaler Zuneigung. 

2. Zu den einzelnen Vorwürfen 

1. In dem Artikel „Wahl ohne Alternative" beabsichtigte ich, zum 
Nachdenken darüber anzuregen, ob der Bürger tatsächlich aus-
reichenden Einfluß auf den politischen Entscheidungsprozeß hat, 
wenn er unter Kandidaten, die sich in wesentlichen politischen Fra-
gen kaum unterscheiden, jene aussuchen kann, die ihm am besten 
gefallen. Von einer Gleichsetzung des westdeutschen mit dem polni-
schen Gesellschaftssystem kann schon deswegen keine Rede sein, 
weil ich ja ausdrücklich darauf aufmerksam machte, daß man, um zu 
der vorgetragenen Auffassung zu kommen, von den übrigen Gegen-
sätzen in den jeweiligen Gesellschaftssystemen absehen muß. Meine 
Kritik hier wie später in der KU-Rede richtete sich hinsichtlich des 
Parteiensystems vor allem gegen jene Tendenzen, die, wie auch von 
anderen Politikwissenschaftlern und Soziologen immer wieder erör-
tert wild, aus den Parteien als Organe der politischen Willensbildung 
des Volkes Dienstleistungsparteien machen, die sich den Wählern als 
Vehikel zur Befriedigung von Konsumentenwünschen anbieten. 
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Die Kennzeichnung der CDU und SPD als „demoskopisch" halte 
ich für zutreffend. Damit ist aber anders als im Anschuldigungs-
schreiben S. 9 behauptet wird, weder gesagt, daß es in diesen Par-
teien keine demokratischen Komponenten mehr gebe, noch daß sie die 
Demokratisierung der Bundesrepublik Deutschland „vorsätzlich" 
verhindern. Hätte ich das ausdrücken wollen, hätte ich es auch ent-
sprechend formuliert. 

Mir kommt es in meiner wissenschaftlichen Arbeit nicht auf die 
Absichten an, die jemand verkündet, wohl aber auf die Funktion, die 
ein politisches Wirken hat. Ich meine also nicht, daß CDU und SPD 
vorsätzlich die Demokratisierung Deutschlands verhindern, wohl 
aber, daß ihre bisherige Politik die Chancen für die Demokratisie-
rung Deutschlands fortschreitend minderte und gefährdete. Etwas 
anderes aus dem Text herauslesen zu wollen, zeugt zumindest von 
geringem hermeneutischen Training. Nicht die formalen Rechte, die 
Bürger in der Bundesrepublik und in Westberlin haben, stehen in 
meinen Arbeiten zur Debatte, wohl aber die realen Chancen. Im 
Hinblick auf die Möglichkeit, neue Parteien zu gründen, sind diese 
angesichts der 5-Prozentklausel, der Parteienfinanzierung usf. poli-
tisch nicht relevant. 

Ohne Zweifel war es ein Fehler von mir, daß ich die SED (SEW) 
in meiner Kolumne nicht erwähnte. Doch halte ich die SED aus drei 
Gründen nicht für eine mögliche Alternative: 

Erstens ist die SED mit einer Vergangenheit belastet, die viele 
Sozialisten nach wie vor daran hindert, dieser Partei ihre Stimme 
zu geben. Zweitens ist die innerparteiliche Demokratie in der SED 
mindestens ebenso dünnblütig wie in SPD und CDU. Wie soll aber 
eine Organisation, in der autoritäre Tendenzen vorherrschen, die 
Demokratisierung der Gesellschaft wirksam fördern können? Drit-
tens ist die SED — wie viele andere kommunistische Parteien — 
eine Art außenpolitische Agentur der Sowjetunion. Da die Außen-
politik der Sowjetunion die Stabilisierung des status quo will, ist sie 
nicht an wesentlichen Änderungen der Machtstrukturen in anderen 
Ländern interessiert. So dient auch die Politik der SED der Erhal-
tung des status quo. 

Wenn es in der Anschuldigungsschrift heißt, ich hätte das Wahl-
recht in der Bundesrepublik Deutschland als genauso undemokratisch 
hingestellt wie das in der Volksrepublik Polen, so ist das ebenfalls 
eine ungenaue Wiedergabe meiner Äußerungen. Nicht das Wahlrecht 
habe ich zur Diskussion gestellt, sondern den realen Prozeß der Wah-
len. Überdies habe ich eine Frage formuliert, keine Antwort: „Mit 
welchem Recht nennt man unter diesen Umständen die Wahlen in 
Westberlin demokratisch und denunziert Wahlen in Polen als un-
demokratisch?" Auf diese Frage gibt es verschiedene Antworten. Auf 
Grund eines Demokratieverständnisses, das an Joseph Schumpeter 
orientiert ist8, müßte man sowohl die Westberliner als auch die pol-

8 Joseph A. Schumpeter, Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie, 
München 1950, S. 428 
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nischen Wahlen demokratisch nennen. Geht man von einem histo-
risch-inhaltlichen Demokratiebegriff aus9, dann sind sie hier wie 
dort nicht besonders demokratisch. Ist man im Freund-Feind-Denken 
befangen, dann sind Westberliner Wahlen demokratisch, polnische 
undemokratisch oder umgekehrt, je nachdem mit welchem „Lager" 
man sich identifiziert. 

Daß es mit den politischen Freiheiten in Polen nicht weit her ist, 
ist mir nur zu gut bekannt. Aber auch in der Bundesrepublik können 
Demokraten, gerade weil sie Demokraten sind, auf dem Verwal-
tungswege aus Parteien ausgeschlossen werden, was folgenreich ist, 
weil bei uns die Parteien eine ganze Reihe politischer Monopole, z. B. 
das der Besetzung von Wahlämtern besitzen. Auch bei uns schützt 
die Polizei Menschen, die mit der raffiniert gelenkten „öffentlichen 
Meinung" nicht übereinstimmen, unzureichend vor dem Pöbel., Auch 
bei uns werden Studenten und Hochschullehrer öffentlicher Diffa-
mierung ausgesetzt. 

2. Die Ausführungen vom 6. Juni 1967 müssen aus der damaligen 
Situation verstanden werden. Isoliert betrachtet mögen die Äuße-
rungen in der Tat überspitzt erscheinen. Sie hatten jedoch im 
Gegensatz zu der Auslegung der Anscäiuldigungsbehörde eher be-
ruhigende Wirkung. Die auf Albertz bezogenen Worte, daß er für 
den Beruf des Pastors keine Fähigkeit besäße, habe er ja selbst 
eingesehen, betraf mehrere Vorwürfe von Seiten der Studenten, die 
davon ausgingen, gerade er als Pfarrer sei ja zu besonderer Mensch-
lichkeit' verpflichtet. Ich wollte, daß diese unerquickliche Frage nicht 
mehr diskutiert werden sollte. Das erreichte ich auch. 

Bei der Formulierung „Regierender Stockmeister" ging es mir 
nicht um eine Beschimpfung, sondern um eine holzschnittartige 
Kennzeichnung des Verhaltens des damaligen Regierenden Bürger-
meisters, die dieser überdies auch nicht als Beleidigung empfand. 
Anläßlich seiner Vernehmung zu diesem Disziplinarverfahren am 
19. 7. 1968 äußerte er gegenüber Herrn Regierungsdirektor Noack als 
Untersuchungsführer: „Was wollen Sie denn überhaupt, das war 
doch ein ganz ehrenwerter Beruf." Ich halte es für einen Rückfall in 
das Mittelalter, wenn man Menschen, die im Strafvollzug stehen, 
für nicht ehrenwert hält. Nicht ehrlos war meiner Auffassung nach 
das damalige Verhalten des Herrn Albertz, wohl aber anachronistisch, 
und sein anachronistisches Agieren wollte ich zutreffend charakteri-
sieren. Im übrigen war ich. von einem Balkon der Wielandstraße aus 
Augenzeuge der Polizeiausschreitungen am 2. 6. 1967 und habe in 
der folgenden Nacht an den ersten Ermittlungen im Fall Ohnesorg 
teilgenommen. Herr Albertz hatte sich seinerzeit mit dem Verhalten 
der Polizei identifiziert. Später korrigierte er bekanntlich sein Urteil. 
Die Albertz unterstellte Aufforderung, den Demonstrationswillen der 
Studenten zu brechen (sie hing als Spruchband über der Redner-

9 Z. B. Alfred Weber, Staat und gewerkschaftliche Aktion, Köln-Deutz, 
o.J., S. 12. 
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tribüne des Auditorium Maximum), konnte ich seinerzeit auf diesem 
Hintergrund für wahr halten. 

Die Behauptung: „In Fragen dieser Art waren sogar die Nazis noch 
anständiger" — es ging um das damalige, später widerrufene Verbot 
einer öffentlichen Beerdigung des Studenten Ohnesorg — ist keine 
Beschimpfung. Sie bezog sich darauf, daß die Nazis sowohl die öffent-
liche Beerdigung des Berliner SPD-Vorsitzenden Künstler wie die 
des Breslauer Sozialdemokraten Eckstein erlaubten. 

Auch hier überrascht mich wieder die Interpretation seitens des 
Senators für Wissenschaft und Kunst. Auf Seite 10 der Anschuldi-
gungsschrift wird zitiert: „Die Juden wurden von den Vorgängern — 
ich meine das rein chronologisch — umgebracht oder vertrieben." 
Gerade die Einfügung „ — ich meine das rein chronologisch — " soll 
ja zeigen, daß zwischen den von mir kritisierten Gruppen und den 
nazistischen Vorgängern weder in den Absichten noch in allen 
Funktionen volle Identität herrscht. Ich dachte an dieser Stelle auch 
weniger an die offizielle politische Führung unserer Stadt, als an 
jene, die die Kommunikationsmittel beherrschen. Denen kann ich 
freilich nicht den Vorwurf ersparen, daß sie in nur zu vielen Fällen 
zu den Mitteln der Pogromhetze griffen und dabei genau jene psycho-
technischen Mittel gebrauchten, die Gegenstand der Vorurteils-
forschung sind10. Ein globales Urteil über die Politik des Senats von 
Berlin sprach ich nicht aus. Was ich kritisierte, war die meiner Mei-
nung nach in der Tat antidemokratische Politik des Senats gegen die 
Studenten (das schließt nicht aus, daß er auf anderen Gebieten demo-
kratische Politik übt, wenn ich hiervon auch wenig wahrnehme), die 
Äußerungen des Regierenden Bürgermeisters, in der mir damals 
bekannten Form, und die seinerzeitige Billigung der Polizeiausschrei-
tungen durch den Senat. 

Bei dieser Kritik kam es mir nicht darauf an zu diffamieren, son-
dern den Regierenden Bürgermeister und den Senat von Berlin an 
ihre Verpflichtungen aus der Berliner Verfassung zu erinnern. An-
gesichts der damaligen Situation in dieser Stadt erschien mir die 
hierfür gewählte Form als angemessen. Gerade weil ich als Beamter 
in einem Rechtsstaat zur Loyalität gegen Institutionen (Verfassung 
usw.), nicht aber gegen Personen (siehe Eidesformel) verpflichtet bin, 
fühle ich mich überall dort zur Kritik verpflichtet, wo es politische 
Amtsträger an dieser Loyalität gegen Institutionen missen lassen. 
Nicht nur seinerzeit, sondern auch später hatte ich Anlaß, an der 
Verfassungstreue politischer Amtsträger zu zweifeln. 

Weiter habe ich als Professor gegen Studenten auch eine gewisse 
Fürsorgepflicht. Mir bleibt also nichts anderes übrig, als immer 
dann, wenn gegen Studenten — von wem auch immer — Pogrom-
hetze getrieben wird, für diese einzutreten. In Situationen, in denen 
mir keine Zeit für ausreichende Wahrheitsfindung bleibt, verhalte 
ich mich schließlich wie der Richter, sofern er die Prinzipien liberaler 

10 Vgl. besonders: Franz Neumann, Angst und Politik. Recht und Staat 
in Geschichte und Gegenwart Nr. 178/179, Tübingen 1954. 
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Rechtsstaatlichkeit respektiert. Das heißt, ich vermute im Zweifels-
falle für den Angeklagten, für den Schwächeren, für die Freiheit. 

3. In der Rede vom 1. 11. 1967 trug ich Lehrmeinungen vor, die in 
der politischen Wissenschaft und Soziologie seit' Jahrzehnten disku-
tiert werden. Ich kann mich hierbei u. a. auf Hermann Heller, Her-
bert Marcuse, Franz Neumann, Otto Kirchheimer, Karl Löwenstein, 
Gerhard Leibholz berufen11. Die Formulierung „Demo-autoritäres 
System" z. B. stammt von Karl Löwenstein. Nahezu wörtlich habe 
ich den Satz „Die Regierungen kommen zwar noch auf demokratische 
Weise ins Amt, dann aber regieren sie autoritär" aus seiner Ver-
fassungslehre entnommen12. Ähnlich wie ich hat der sozialdemokra-
tische Bundestagsabgeordnete Dr. Apel über den Funktionsverlust 
des Parlaments geklagt. Er verglich das Parlament mit einem Nota-
riat13. Nur wer keine gediegenen Kenntnisse der Verfassungslehre 
hat, kann meine Formulierung, daß „von der Verfassungswirklich-
keit her gesehen die Bundesrepublik Deutschland und Westberlin 
schon seit den fünfziger Jahren keine parlamentarische Demokratie 
ist", so interpretieren, wie das auf S. 11 der Anschuldigungsschrift 
geschah. Der Interpret der Anschuldigungsbehörde hat offenbar keine 
Kenntnis von jenen Diskussionen in politischer Wissenschaft, Sozio-
logie und Rechtswissenschaft, die den Konflikt zwischen Verfassungs-
form und Verfassungswirklichkeit zum Gegenstand haben. Diese 
Diskussion ist nicht nur durch kognitives Interesse motiviert, son-
dern auch durch die bittere Sorge, daß die verfassungsmäßigen 
Organe ihren Verpflichtungen aus Artikel 20 Abs. 3 GG, ob sie 
wollen oder nicht, aus funktionellen Gründen nur sehr unzureichend 
nachkommen können. Daß ich behauptet hätte, in der Bundesrepu-
blik herrschten „überhaupt keine demokratischen Verhältnisse", ist 
eine Unterstellung, deren mögliche Motive ich nicht erörtern will. 

11 Martin Drath, Die Gewaltenteilung im heutigen deutschen Staats-
recht, in: Faktoren der Machtbildung, Bd. 2, Berlin 1952; Hermann Heller, 
Europa und der Faschismus, 2. Auflage 1931; ders., Rechtsstaat oder Dik-
tatur, Tübingen 1930; ders., Staatslehre, Leiden 1934; Otto Kirchheimer, 
Politik und Verfassung, Frankfurt/Main 1964. Hier vor allem auch die 
Aufsätze: Weimar — und was dann? / Zur Frage der Souveränität / 
Wandlungen der politischen Opposition; ders., Politische Herrschaft, 
Frankfurt/Main 1967. Vor allem die Aufsätze: Legalität und Legitimität / 
Restriktive Bedingungen und revolutionäre Durchbrüche / Deutschland 
oder der Verfall der Opposition / Über den Rechtsstaat; Gerhard Leibholz, 
Der Strukturwandel der Demokratie, Karlsruhe 1952; Karl Löwenstein, 
Verfassungslehre, Tübingen 1959, S. 92 ff.; Herbert Marcuse, Der Kampf 
gegen den Liberalismus in der totalitären Staatsauffassung. Wieder ab-
gedruckt in: Marcuse, Kultur und Gesellschaft I, Frankfurt/Main 1965; 
Franz Leopold Neumann, Demokratischer und autoritärer Staat, Frank-
furt/Main 1967. Hier vor allem die Arbeiten: Der Funktionswandel des 
Gesetzes im Recht der bürgerlichen Gesellschaften / Ökonomie und Politik 
im 20. Jahrhundert. 

12 Karl Löwenstein, a.a.O., S. 93 f. 
13 Zitiert nach Eugen Kogon in der Wochenzeitung „Die Zeit", Nr. 4 

vom 26. 1. 1968, S. 3. 
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Daß in kapitalistischen Gesellschaften faschistische und imperiali-
stische Tendenzen und Komponenten wirksam sind, ist nicht auf eine 
mögliche Originalität meines Denkens zurückzuführen. Sowohl in 
der nichtmarxistischen wie in der marxistischen Imperialismus- und 
Paschismusforschung wird immer wieder auf die Zusammenhänge 
zwischen der ökonomischen Struktur der Gesellschaft einerseits und 
imperialistischen bzw. faschistischen Tendenzen im politischen System 
andererseits hingewiesen. Ich verweise hier auf die Kapitel „Das 
Problem des Imperialismus im ,Finanzkapital'" und „Die Antwort 
Hilferdings auf die Herausforderung durch den Nationalsozialismus" 
in meinem Buch „Strukturveränderungen der Gesellschaft und poli-
tisches Handeln in der Lehre von Rudolf Hilferding". Dort finden 
sich entsprechende Literaturhinweise14. 

3. Schlußbemerkungen 

Nach sorgfältiger Prüfung des Freiheitsraumes, den Artikel 5 des 
GG sowie die entsprechenden Bestimmungen der Berliner Verfas-
sung gewähren, habe ich die Gewißheit, daß ich mich keines Dienst-
vergehens im Hinblick auf den § 19 des Landesbeamtengesetzes 
schuldig gemacht habe. 

Ich bekenne mich zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
und orientiere meine politische Tätigkeit' am Bonner Grundgesetz 
und der Berliner Verfassung. Daher fühle ich mich verpflichtet, alle 
antidemokratischen Tendenzen in unserer politischen Wirklichkeit 
scharf zu kritisieren und zu bekämpfen. 

Der Verfassungsgrundsatz der Lehrfreiheit schließt nicht nur die 
Wahl der Lehrgegenstände und Adressaten ein, sondern auch Metho-
denfreiheit. Ich halte es daher für legitim, die Mittel der intellek-
tuellen Provokation und Verfremdung anzuwenden. 

Ich beabsichtige nicht, irgendeine Person oder Personengruppe zu 
diffamieren. Als Wissenschaftler bin ich Determinist, lehne also 
schon deswegen die moralische Bewertung menschlicher Handlungen 
ab. 

Da ich mit meinen Äußerungen weder zu einem politischen Tun 
oder Lassen aufrief noch einseitig für politische, konfessionelle, 

14 Wilfried Gottschalch, Strukturveränderungen der Gesellschaft und 
politisches Handeln in der Lehre von Rudolf Hilferding, Berlin 1962. Vgl. 
auch: Carl Brinkmann, Imperialismus als Wirtschaftspolitik, in: Festgabe 
für Lujo Brentano zum 80. Geburtstag, München und Leipzig 1925; Rudolf 
Hilferding, Das Finanzkapital, Neuausgabe, Frankfurt/Main 1968; Franz 
Neumann, Behemoth, The Structure and Practice of National Socialism, 
London 1943; Helmuth Pleßner, Die verspätete Nation, Stuttgart 1966; 
ders., Wie muß der deutsche Nation-Begriff heute aussehen? in: Merkur 
228, März 1967; Arthur Rosenberg, Der Faschismus als Massenbewegung, 
in: Otto Bauer u.a., Faschismus und Kapitalismus, Frankfurt/Main 1967; 
Edgar Salin, Wirtschaft und Staat, Berlin 1932; ders., Soziologische Aspekte 
der Konzentration, in: Die Zeit, 15. Jg. Nr. 39, 40, 41, 1960; Joseph A. 
Schumpeter, Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie, München 1950; 
Heinrich von Stackelberg, Marktformen und Gleichgewicht, 1934. 
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weltanschauliche oder andere Programme warb, noch den Senat von 
Berlin oder einen seiner Vertreter beleidigte, kann mir ein Verstoß 
gegen die dem Beamten gebotene Mäßigung nicht vorgeworfen 
werden. Alle meine Thesen lassen sich in wissenschaftliche Denk-
zusammenhänge einordnen. 

Wenn in der Öffentlichkeit der Eindruck entstanden ist, meine 
Diskussionsbeiträge stünden im Gegensatz zu der hier gezeigten 
Auffassung, so bedauere ich dieses Mißverständnis, das wohl aus 
sozialer Angst, Mangel an Liberalität, demokratischem Bewußtsein 
und intellektuellem Training bei meinen politischen Gegnern resul-
tiert. 

Die in dem Anschuldigungsschreiben des Senators für Wissenschaft 
und Kunst dargelegten Vorwürfe weise ich zurück. 
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Joachim Hirsch 

Wissenschaftspolitik im Spätkapitalismus 
ökonomische Grundlagen administrativer „Wissenschaftsförderung" 
in der Bundesrepublik 

Betrachtet man die politische Entwicklung seit Beginn der sech-
ziger Jahre, so ist eines der auffallendsten Phänomene das wach-
sende Gewicht von Wissenschaft und Bildung in der öffentlichen 
Diskussion. Der veränderte Stellenwert dieser Thematik wird nicht 
allein dadurch dokumentiert, daß sie zum bevorzugten Gegenstand 
politischer Programm- und Festreden geworden ist und Material für 
eine steigende Flut von Publikationen liefert. Sehr viel handgreif-
licher läßt sich der politische Bedeutungswandel von Wissenschaft 
und Bildung am rapiden Anwachsen der für sie bereitgestellten 
öffentlichen Finanzmittel und an ihrer zunehmenden institutionellen 
Verankerung im engeren und weiteren Regierungsapparat (Bundes-
ministerium für wissenschaftliche Forschung, Wissenschaftsrat, Bil-
dungsrat usw.) ablesen. Man muß sich fragen, wo die Ursachen für 
diese Entwicklung liegen. Dabei wird sich rasch herausstellen, daß 
der abstrakte Verweis auf eine quasi naturwüchsige Eigendynamik 
fortgeschrittener Industriegesellschaften oder gar der Rekurs auf 
eine individualistisch begriffene menschliche Neugier nicht viel wei-
ter helfen. Beides erklärt nicht den zeitlich ziemlich genau fixier-
baren Punkt, an dem Wissenschafts- und Bildungspolitik zu einem 
beherrschenden politischen Thema werden, noch das plötzlich ver-
stärkt einsetzende Engagement der staatlichen Administration im 
Bereich von Wissenschaft, Forschung und industrieller Entwicklung. 
Gerade aber die Tatsache, daß Wissenschaft und technologische Ent-
wicklung aus der Zuständigkeit des isolierten Forschers und aus dem 
partiellen Profitinteresse des einzelnen Unternehmens herausgeho-
ben wurden, daß beides zu einem zentralen Betätigungsfeld für die 
staatliche Bürokratie geworden ist, kennzeichnet den derzeitigen 
Stand der gesellschaftlichen Entwicklung. Will man den damit impli-
zierten Zusammenhängen nachgehen, so bedarf es zunächst einmal 
einer Untersuchung der Wachstums- und Stabilitätsbedingungen des 
bestehenden kapitalistischen Wirtschaftssystems. Inzwischen herrscht 
kaum mehr Zweifel daran, daß Stabilität und Wachstum des mono-
polistischen Kapitalismus vorrangig von einer bestimmten Rate und 
einer besonderen Qualität des technischen Fortschritts abhängig 
geworden sind, daß Wissenschaft und Bildung dabei sind, die Stel-
lung eines entscheidenden Produktionsfaktors einzunehmen, dessen 
Eigenheit freilich darin besteht, von den Mechanismen individueller 
Spontaneität und marktwirtschaftlichen Wettbewerbs nur unzuläng-
lich entfaltet zu werden. 
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I. Technischer Fortschritt, ökonomisches Wachstum und politische 
Stabilisierung im entwickelten Kapitalismus 

Seit dem zweiten Weltkrieg ist bei der bürgerlichen Nationalökono-
mie ein zunehmendes Interesse für wachstumstheoretische Probleme 
zu verzeichnen. Als Ursache dafür werden häufig die auf Wachstums-
raten fixierte Systemkonkurrenz mit den sozialistischen Staaten und 
die Entwicklungsländerproblematik zitiert. Daneben wird darauf 
verwiesen, daß nach der theoretisch einigermaßen erfolgreichen Be-
wältigung des „kurzfristigen" Vollbeschäftigungsproblems durch die 
Keynesianische Theorie man sich nunmehr wieder stärker den Be-
dingungen einer langfristigen Wohlstandssteigerung zuwenden 
könne1. So wichtig diese Gründe auch sein mögen, so darf aber doch 
nicht darüber hinweggesehen werden, daß sich mit der Wachstums-
problematik ganz grundsätzlich die Existenzfrage des spätkapitalisti-
schen Wirtschafts- und Gesellschaftssystems verbindet, ökonomisch 
wie politisch. Konkreter formuliert, geht es um die von den Produk-
tionsverhältnissen diktierte Alternative zwischen der Aufrechterhal-
tung einer bestimmten Rate fortwährender Expansion des Produk-
tionsapparates und krisenhafter Stagnation des Gesamtsystems 
oder, damit verbunden, um die Gewährleistung desjenigen Maßes an 
kontinuierlichem Wachstum, welches jährlich verteilbare Sozial-
produktszuwächse von einiger Größe und damit die Aufrechterhal-
tung des quasi-pluralistischen Verteilerbetriebes im „sozialstaatlich" 
gewendeten Kapitalismus garantiert. 

Am vereinfachten Modell demonstriert, stellen sich die ökonomi-
schen Zusammenhänge etwa wie folgt dar: Zu jedem Zeitpunkt wird 
das Produktionspotential einer (geschlossenen, d. h. zunächst einmal 
ohne Außenhandelsbeziehungen betrachteten) Wirtschaft durch die 
Nachfrage nach Investitionsgütern einerseits, nach Konsumgütern 
andererseits in Anspruch genommen. Bei einer unter anderem durch 
die gegebene Einkommensverteilung determinierten und soweit als 
gegeben anzusehenden Spar- bzw. Konsumneigung hängt der Aus-
lastungsgrad des volkswirtschaftlichen Produktionapparates — staat-
liche Aktivität ausgeklammert — von der Höhe der unternehme-
rischen Investitionen ab. Ein bestimmter Umfang der Investitions-
nachfrage ist notwendig, damit das bestehende Produktionspotential 
voll in Anspruch genommen und damit Vollbeschäftigung sowie die 
optimale Höhe des Sozialprodukts garantiert wird. Dieser Zusam-
menhang kann als „Einkommenseffekt" der Investitionen bezeichnet 
werden. In der kurzfristigen Analyse der Keynesschen Theorie steht 
er allein zur Debatte. Erweitert man aber den Zeithorizont, so muß 
in Betracht gezogen werden, daß die Nachfrage nach Investitions-
gütern zwar zunächst neues Einkommen entstehen läßt (Löhne und 
Gewinne in der Investitionsgüterindustrie und davon ausgehend auch 

1 Vgl. Gottfried Bombach, Artikel „Wirtschaftswachstum" im Hand-
wörterbuch der Sozialwissenschaften Bd. 12, S. 763 ff.; Heinz König, An-
sätze und Probleme der Wachstumstheorie, in: Ders. (Hrsg.), Wachstum 
und Entwicklung der Wirtschaft, Köln-Berlin 1968, S. 15 ff. 
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in der Konsumgüterindustrie), daß aber mit einer gewissen zeitlichen 
Verzögerung die getätigten Investitionen auch einen „Kapazitäts-
effekt" haben, d. h. sie vergrößern den bisher vorhandenen Produk-
tionsapparat. In der Folgezeit muß also zusätzliche Nachfrage bereit-
stehen, wenn nicht eine krisenhafte Unterbeschäftigung des nunmehr 
erweiterten Produktionsapparates riskiert werden soll. Bei der ge-
gebenen technischen Struktur (Verhältnis von Konsum- und Investi-
tionsgütersektor) und bei der durch die gesellschaftlichen Eigentums-
und Machtverhältnisse bestimmten Einkommensverteilung wird da-
durch eine weitere Expansion der Investitionsgüternachfrage erfor-
derlich. Die dynamische Stabilität des Gesamtsystems hängt mithin 
davon ab, daß die Investitionsnachfrage in ständigem Steigen begrif-
fen, d. h. kontinuierliches Wachstum gewährleistet ist. In der Realität 
gibt es aber keinen einfachen ökonomischen Mechanismus, welcher 
dafür sorgt, daß die jeweils notwendige Nachfrage auch wirklich 
vorhanden ist. Der Umfang der volkswirtschaftlichen Gesamtnach-
frage hängt bei gleichbleibender Einkommensverteilung von der 
erwarteten Rentabilität privater Investitionen, d. h. von den Ge-
winnaussichten der Unternehmer oder von den Möglichkeiten der 
öffentlichen Hand ab, durch Staatsaufträge brachliegende Kapazi-
täten auszulasten und damit volkswirtschaftliche Überschüsse in 
irgendeiner Form zu absorbieren. 

Das Versagen der bürgerlichen Wirtschaftstheorie 

In der nachkeynesianischen Wachstumstheorie wurde der Bedeu-
tung des technischen Fortschritts für das ökonomische Wachstum 
zunächst kaum Aufmerksamkeit geschenkt. Seit einigen Jahren 
erfreut er sich aber zunehmender Beachtung2. Diese neue Blickrich-
tung dürfte zunächst einmal aus der Erkenntnis resultieren, daß 
technischer Fortschritt in den fortgeschrittenen Industriegesellschaf-
ten während der vergangenen Jahrzehnte einen entscheidenden 
Wachstumsfaktor dargestellt hat. Geht man davon aus, daß das 
produktive Potential einer Wirtschaft nicht nur vom Bestand an 
physischem Kapital, von Zahl und Qualifikation der Arbeitskräfte 
und von der Unternehmens- und Wirtschaftsorganisation, sondern 
auch vom verfügbaren technischen Wissen bestimmt wird, dann 

2 Gute Übersichten über die vorhandenen theoretischen Ansätze und 
Modelle findet man bei Bombach, a.a.O.; Kurt Eisner, Wachstums- und 
Konjunkturtheorie, in: Kompendium der Volkswirtschaftslehre, hrsg. v. 
Ehrlicher u. a., Bd. 1, Göttingen 1967, S. 244 ff. sowie in dem oben zitierten 
Reader von Heinz König. Zur Bedeutung des technischen Fortschritts in 
der modernen Wachstumstheorie vgl. C. Chr. v. Weizsäcker, Zur ökono-
mischen Theorie des technischen Fortschritts, Göttingen 1966; A. E. Ott, 
Artikel „Technischer Fortschritt" im Handwörterbuch der Sozialwissen-
schaften Bd. 10, S. 302 ff.; Murray Brown, On the Theory and Measure-
ment of the Technological Change, Cambridge 1966; Nelson-Peck-Kalachek, 
Technology, Economic Growth and Public Policy, Washington D. C., 1967; 
OECD (Hrsg.), Science, Economic Growth, and Government Policy, 
Paris 1963. 
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hängt die Rate des technisch möglichen Produktionszuwachses in 
mehr oder weniger entscheidendem Umfang von der Geschwindig-
keit des technischen Fortschritts ab. Der entscheidende Beitrag dieses 
„dritten Faktors" (neben Kapital und Arbeit) zum Wachstum der 
kapitalistischen Industriestaaten wurde mehrfach mit einiger Uber-
zeugung nachgewiesen3. Er gewinnt besonders dann an Bedeutung, 
wenn die erwerbstätige Bevölkerung nicht mehr oder nur noch sehr 
langsam zunimmt, wenn also eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität 
primäre Wachstumsvoraussetzung wird. 

Die Analyse des technisch möglichen Wachstums sagt allerdings 
noch nichts darüber aus, ob und inwieweit es schließlich auch ökono-
misch realisiert wird, ob also die Unternehmungen die Investitions-
nachfrage entfalten, welche nach den oben angedeuteten Zusammen-
hängen zur Stabilisierung des Systems notwendig ist. Bei dieser 
Frage muß sich die Aufmerksamkeit auf die Verwertungsbedingun-
gen des Kapitals richten, d. h. auf die Voraussetzungen, welche den 
Unternehmern unter den gegebenen ökonomischen Verhältnissen 
profitable Investitionsmöglichkeiten eröffnen. Nun erweist schon die 
wirtschaftliche Entwicklung der vergangenen zweihundert Jahre den 
engen Zusammenhang, der oftmals zwischen der Einführung neuer 
Techniken und volkswirtschaftlichen Investitions- und Wachstums-
perioden bestanden hat4. Seine theoretische Erforschung steht aber 
praktisch noch in den Anfängen. Insbesondere hat die moderne mo-
dellanalytische Wachstumstheorie infolge ihrer methodischen Selbst-
beschränkungen zur Lösung gerade dieses entscheidenden Problems 
bisher nur wenig beitragen können. 

Die mathematischen Wachstumsmodelle der herrschenden Wirt-
schaftstheorie haben methodisch den Charakter einer Explikation 
der logischen Bedingungen eines gleichgewichtigen Wachstums unter 
bestimmten, abstrakt gesetzten Prämissen und definitorischen Fest-
setzungen5. Der technische Fortschritt spielt in ihnen die Rolle einer 
Gleichgewichtsdeterminante, die stabiles Wachstum unter den Be-
dingungen des Modells möglich macht, ohne daß damit etwas über 
seine Funktion in der realen ökonomischen Entwicklung gesagt wäre. 

3 Vgl. Nelson u. a., a.a.O.; Brown, a.a.O.; OECD, a.a.O.; Edward F. De-
nison, The Sources of Economic Growth in the United States and the 
Alternatives Before US. A Supplementary Paper of the Committee for 
Economic Development, 1962; Elmar Freund, Forschung — der dritte Fak-
tor, Mainz 1966. 

4 Vgl. z. B. die Auswirkungen des Eisenbahnbaus auf den Investitions-
boom der „Gründerjähre" oder den Einfluß der Automobilproduktion auf 
die Wirtschaftsentwicklung der USA in den ersten Jahrzehnten des 20. 
Jahrhunderts. Joseph A. Schumpeter hat darauf praktisch seine Konjunk-
tur- und Entwicklungstheorie begründet. Vgl.: Business Cycles. A Theore-
tical, Historical and Statistical Analysis of the Capitalist Process, New 
York 1939. 

5 Vgl. dazu K. Rose, Erkenntniswert der Wachstumsmodelle, in: Jahr-
bücher für Nationalökonomie und Statistik, Jg. 167/1956, S. 321 ff. und 
Hans Albert, Wachstumsmodelle und Realität, in: Jahrbücher für Natio-
nalökonomie und Statistik, Jg. 169/1958, S. 120 ff. 
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Mangels empirischer Fundierung können weder reale ökonomische 
Wachstumsvorgänge kausalanalytisch erklärt werden, noch ist es 
möglich, etwas über die zur Erreichung eines gesicherten Wirt-
schaftswachstums notwendigen Maßnahmen zu sagen. Die herr-
schende Modellanalyse geht also kaum weiter, als das Ziel einer 
Wachstumsstabilisierung unter relativ willkürlichen und tautologi-
schen Festsetzungen logisch zu explizieren6. Insbesondere ist nichts 
über die realen Bedingungen des Kapitalverwertungsprozesses ge-
sagt, d. h., man erfährt nichts über die Voraussetzungen für ein unter-
nehmerisches Investitionsverhalten, welches eine langfristige Stabili-
sierung des Systems ermöglicht. Das gesellschaftlich und politisch 
zentrale Problem des heutigen Kapitalismus wird also von der herr-
schenden Wirtschaftstheorie praktisch ausgeklammert. Angesichts 
des steigenden Umfangs wachstumstheoretischer Publikationen muß 
hier eine Fehlleitung wissenschaftlicher Bemühungen verzeichnet 
werden, welche die Reflexion über den ideologischen Charakter die-
ser Disziplin eigentlich geradezu aufdrängen müßte. 

Etwas realitätsbezogenere Auseinandersetzungen mit dem Pro-
blem der Investitionsgelegenheiten finden sich lediglich bei einer im 
Wissenschaftsbetrieb relativ peripheren Gruppe von „Stagnations-
theoretikern". Unter gewissem Rückgriff auf die Thematik der klas-
sischen Nationalökonomen (Malthus, Ricardo, Mill) vertreten sie die 
Ansicht, daß „der langfristig zu beobachtende Rückgang des Bevöl-
kerungswachstums in den Industriestaaten, das Erreichen von Ex-
pansionsgrenzen und der Verlust' von Großraummärkten, die abneh-
mende Produktivität der Investitionen infolge der bereits hohen 
Kapitalakkumulation sowie die Tendenz zur Zunahme kapitalsparen-
der Erfindungen und zur Erhöhung des Monopolisierungsgrades 
einen Rückgang der Investitionsmöglichkeiten und damit eine Sta-
gnation der wirtschaftlichen Entwicklung zur Folge haben würde"7. 
Wenn sich die Vertreter der modellanalytischen Wachstumstheorie 
demgegenüber durch einen betonten Wachstums-Optimismus aus-
zeichnen, so kann sich dieser bestenfalls auf eine etwas vorschnelle 
Verallgemeinerung der ökonomischen Nachkriegsentwicklung stützen. 
Aus ihren theoretischen Analysen ist er jedenfalls kaum abzuleiten. 

Man muß also davon ausgehen, daß bei einer Untersuchung der 
Bedeutung des technischen Fortschritts für den gegenwärtigen Kapi-
talismus auf die Geschlossenheit und auf die formallogische Strin-
genz mathematischer Konstruktionen solange nicht gebaut werden 

6 Albert, a.a.O., S. 123. 
7 König, a.a.O., S. 18. Vgl. dazu P. A. H. Hansen, Economic Progress 

and Declining Population Growth, in: American Economic Review, Vol. 
29/1939, S. 1 ff.; O. Lange, Is the American Economy Contracting?, in: 
American Economic Review, Vol. 29/1939, S. 503 ff.; J. M. Keynes, Some 
Economic Consequences of Declining Population, in: Eugenic Review, 
April 1937; G. H. Hildebrand, Monopolization and the Decline of Invest-
ment Opportunity, in: American Economic Review, Vol. 33/1943, S. 591 ff.; 
J. Steindl, Maturity and Stagnation in American Capitalism, Oxford 1952. 
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kann, als es unmöglich ist, auf ausreichend komplexe, die differen-
zierten Vermittlungszusammenhänge realer ökonomischer Prozesse 
erfassende und empirisch begründete ökonometrische Modelle zu-
rückzugreifen. Was bleibt, ist die Untersuchung empirisch feststell-
barer Entwicklungen mit dem Ziel, die bestimmenden Tendenzen 
des spätkapitalistischen ökonomischen Prozesses herauszuarbeiten. 
Dieses Verfahren dürfte indes ergiebiger sein als das in der offiziel-
len Wirtschaftstheorie so beliebte Spiel mit abstrakten Rechenopera-
tionen. 

Verknappung der Arbeitskräfte 

Vornehmlich zwei Entwicklungen haben die Arbeitskraft in den 
fortgeschrittenen kapitalistischen Staaten zu einem tendenziell 
„knappen" Faktor werden lassen: das relativ (im Verhältnis zur Rate 
der Kapitalakkumulation) langsame Bevölkerungswachstum und die 
wohlfahrtsstaatliche Vollbeschäftigungspolitik der Nachkriegszeit. 
Vollbeschäftigung ist insbesondere in Westeuropa nach dem zweiten 
Weltkrieg zu einem wichtigen politischen Ziel aufgerückt. Dafür gibt 
es verschiedene Gründe. Einer der schwerwiegendsten dürfte die 
Furcht vor den Auswirkungen einer Massenarbeitslosigkeit auf das 
bestehende Herrschaftssystem sein, welche nach den Erfahrungen 
mit der „großen Krise" der dreißiger Jahre in etwa absehbar sind. 
Dazu kommt die aufs ökonomische Feld verlagerte Auseinanderset-
zung mit den sozialistischen Staaten. Da deren Planwirtschaften 
offene Arbeitslosigkeit praktisch kaum kennen, müßte eine größere 
Beschäftigungskrise die These von der grundsätzlichen Überlegen-
heit des kapitalistischen Systems in den Augen der Bevölkerung 
ernsthaft in Frage stellen. Zugleich wird aber auch erwartet, daß 
sich eine konsequente Vollbeschäftigungspolitik langfristig als wachs-
tumsstabilisierend auswirkt. Deshalb sind immer mehr Staaten dazu 
übergegangen, unter massivem Einsatz ihres geld- und finanzpoliti-
schen Instrumentariums die Gesamtnachfrage etwa auf der Höhe 
des Vollbeschäftigungsniveaus zu halten. Dies geschieht vor allem 
durch eine konjunkturell ausgleichende Steuerung der privaten In-
vestitionstätigkeit. Die Folge ist eine tendenzielle Stabilisierung der 
Investirons- bzw. Akkumulationsrate auf relativ hohem Niveau. 
Auf lange Sicht ist dadurch eine verschärfte Diskrepanz zwischen 
den Wachstumsgeschwindigkeiten der Arbeitsbevölkerung und des 
Realkapitals recht wahrscheinlich. 

Unter diesen Bedingungen muß der Wachstumsprozeß, soweit er 
auf privater Akkumulation beruht, ins Stocken geraten, sobald neu-
erstellte Anlagen mangels verfügbarer Arbeitskräfte nicht mehr ren-
tabel eingesetzt werden können oder der Nachfrageüberhang auf 
dem Arbeitsmarkt zu Reallohnsteigerungen führt, welche die Ge-
winnträchtigkeit neuer Investitionen beschränken. Günstige Investi-
tionsgelegenheiten lassen sich dann nur noch dadurch schaffen, daß 
neue Produktionstechniken eingeführt werden, welche eine Ver-
größerung der Arbeitsproduktivität mit sich bringen oder, anders 
ausgedrückt, eine Erhöhung des Kapitalkoeffizienten bei gleichblei-
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bendem oder eventuell steigendem Kapitalertrag zulassen8. Diese 
Zusammenhänge helfen erklären, daß Kapitalakkumulation und 
technischer Fortschritt gesamtwirtschaftlich kaum zu trennen sind: 
Akkumulation setzt zumindest auf längere Sicht technischen Fort-
schritt voraus, während andererseits technische Innovationen ohne 
Kapitalinvestitionen kaum durchzuführen sind. Technischer Fort-
schritt gewinnt daher unter Vollbeschäftigungsbedingungen den 
Charakter eines „Katalysators" im Akkumulationsprozeß 

Einige modifizierende Faktoren dürfen allerdings bei diesem vor-
erst noch recht schematischen Zusammenhang nicht außer acht ge-
lassen werden. Zunächst einmal kann der Nachfrageüberhang auf 
dem Arbeitsmarkt solange in Grenzen gehalten werden, als es inner-
halb eines Wirtschaftsgebietes rückständige Branchen und Regionen 
gibt, aus denen Arbeitskräfte abgezogen werden können (z. B. Land-
wirtschaft, „Notstandsgebiete") oder solange ein „Import" von Ar-
beitskräften aus ökonomisch zurückgebliebenen Ländern möglich 
ist. Auf der anderen Seite erscheint es einigermaßen fraglich, ob es 
der kapitalistische Klassenantagonismus überhaupt gestattet, auf 
lange Sicht eine kontinuierliche Vollbeschäftigungspolitik zu betrei-
ben10. Die historischen Erfahrungen rechtfertigen immerhin einige 
Zweifel. Es muß jedoch beachtet werden, daß ein Druck auf die öko-
nomisch relevanten Reallöhne bereits dann einsetzten kann, wenn 
gesamtwirtschaftlich die Vollbeschäftigungsgrenze noch nicht erreicht 
ist. Unterschiede im Qualifikationsniveau und die relative Immobili-
tät der Arbeitskräfte können zu strukturellen Knappheiten führen, 
und eine starke Gewerkschaftsorganisation kann gegebenenfalls auch 
einmal bei einer gewissen Arbeitslosenquote überproportionale Real-
lohnerhöhungen erzwingen. 

Das eben angesprochene Qualifikationsniveau der Arbeitskräfte 
verdient im übrigen besondere Beachtung. Kontinuierlicher tech-
nischer Fortschritt erfordert eine ebenso kontinuierliche Anpassung 
der Ausbildungsvoraussetzungen und Qualifikationsmerkmale derer, 
die ihn hervorbringen oder handhaben müssen. Die von den Bedin-
gungen des kapitalistischen Kapitalverwertungsprozesses erzwun-
gene technische Innovationsrate schlägt damit recht unmittelbar auf 
die Struktur und die Inhalte des Erziehungs- und Ausbildungs-
systems durch. Die Anpassung des Arbeitspotentials an die notwen-
dige Rate des technischen Fortschritts wird zur systemspezifischen 
Infrastrukturinvestition im Spätkapitalismus. 

8 Vgl. Nelson u. a., a.a.O., S. 16 ff.; Andrew Shonfield, Geplanter Kapi-
talismus, Köln-Berlin 1968, S. 54 ff.; Ernest Mandel, Marxistische Wirt-
schaftstheorie, Frankfurt/M. 1968, S. 566; Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Stabilität im Wachs-
tum. Jahresgutachten 1967/68, Stuttgart-Mainz 1967, S. 131 TZ. 254. 

9 Vgl. Nelson u. a„ a.a.O., S. 18. 
10 Vgl. dazu Maurice Dobb, Vollbeschäftigung und Kapitalismus, in: 

Ders., Organisierter Kapitalismus, Frankfurt/M. 1966, S. 41 ff.; Paul A. 
Baran, Politische Ökonomie des wirtschaftlichenWachstums, Neuwied 1966, 
S. 183 ff.; François Perroux, Feindliche Koexistenz?, Stuttgart 1961, S. 79. 
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Die ökonomische Entwicklung in der Bundesrepublik wurde vom 
Ende der fünfziger Jahre bis zur Krise von 1966 ganz deutlich von 
der zunehmenden Verknappung der Arbeitskräfte bestimmt. Wäh-
rend der Wiederaufbauphase nach 1950 konnte zunächst auf eine an-
sehnliche „Reservearmee" qualifizierter Arbeitskräfte zurückgegriffen 
werden, welche durch den anhaltenden Flüchtlingsstrom aus der 
DDR ständigen Zuwachs bekam. Auf diese Weise entfaltete sich — 
gestützt auf eine außenwirtschaftlich abgesicherte Dauerkonjunktur 
auf der Basis eines relativ niedrigen Lohnniveaus und daraus resul-
tierender „Konkurrenzfähigkeit" auf dem Weltmarkt — ein exten-
sives Wirtschaftswachstum mit vergleichsweise hohen Wachstums-
raten: das „Wirtschaftswunder". Die rasche Kapitalakkumulation 
absorbierte indes allmählich das zur Verfügung stehende Arbeits-
kräftepotential. 1961 versiegte mit dem Bau der Mauer der Flücht-
lingsstrom aus der DDR. Gastarbeiter„importe" konnten — nicht 
zuletzt auch wegen unzureichender Qualifikation — die Lücke nicht 
dauerhaft schließen11. 

Die Krise von 1966/67 war schließlich unter anderem darauf zu-
rückzuführen, daß in verschiedenen Wirtschaftsbereichen „Investo-
ren in früheren Jahren die veränderten Verhältnisse auf dem Ar-
beitsmarkt nicht ausreichend vorausgesehen und deshalb Anlagen 
aufgebaut (hatten), die sie später wegen zunehmender Knappheit an 
Arbeitskräften nicht' mehr gewinnbringend einsetzen konnten"12. 
Die Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen Innovationsrate mit den 
entsprechenden Anforderungen an wissenschaftliche Forschung und 
Bildung war zur unabdingbaren Voraussetzung eines störungsfreien 
ökonomischen Wachstums geworden. Diese Lage hat sich nach dem 

11 In den Jahren 1950 — 1960 wuchs die Zahl der Erwerbspersonen in 
der Bundesrepublik jährlich um durchschnittlich 0,59 Millionen an. Im 
Zeitraum zwischen 1960 und 1967 war die durchschnittliche jährliche Zu-
nahme jedoch auf 0,006 Millionen zurückgegangen. Die Arbeitslosenquote 
betrug am 31.12.1951 noch 10,2%, fiel aber bis zum Jahre 1959 auf 3 % 
(31.3.) bzw. 0,9 % (30.9.). Trotz der angespannten Arbeitsmarktlage war 
das Wachstum der industriellen Nettoproduktion zu Beginn der sechziger 
Jahre zunächst noch kaum zurückgegangen. Die durchschnittliche jährliche 
Erhöhung des industriellen Nettoproduktionsindex betrug 1960—1966 
5 , 0 % gegenüber 5 , 4 % zwischen 1950 und 1960 — eine Leistung, die nicht 
ohne kräftige Steigerung der Arbeitsproduktivität zu erreichen war. 

Quellen: Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland, 
hrsg. vom Statistischen Bundesamt, Mainz und Stuttgart Jg. 1960, S. 146 und 
Jg. 1968, S. 125 und S. 210. Vgl. auch Kurt Horstmann, Bevölkerung und 
Arbeitskräftepotential, in: Heinz König (Hg.), Wandlungen der Wirt-
schaftsstruktur in der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 1962, S. 1 ff.; 
Wolf gang Stützel, Betrachtungen zum Wachstum der westdeutschen Wirt-
schaft, in: Hamburger Jahrbuch für Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, 
Jg. 13/1968, S. 82 ff.; Wolf gang Lefèvre, Reichtum und Knappheit, in: 
Bergmann-Dutschke-Lefèvre-Rabehl, Rebellion der Studenten oder Die 
neue Opposition, Reinbek 1968, S. 94 ff. 

12 Sachverständigenrat, a.a.O., TZ 64, S. 36. 
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inzwischen überwundenen Konjunkturrückschlag nicht grundsätzlich 
verändert18. 

Technischer Fortschritt und Monopolisierung 

Die ökonomische Funktion des wissenschaftlich technischen Fort-
schritts in spätkapitalistischen Wirtschaften verlangt indessen eine 
sehr viel differenziertere Beurteilung, wenn man deren monopoli-
stische Struktur mit in Betracht zieht. Zunächst einmal spricht eini-
ges dafür, daß der einer profitablen Verwertung harrende „volks-
wirtschaftliche Überschuß"14 im Monopolkapitalismus eine steigende 
Tendenz aufweist. Der Grund dafür liegt in der Preispolitik der 
unter oligopolistischen Marktverhältnissen operierenden Großunter-
nehmen einerseits, in dem vom Kampf um Marktanteile und der 
Suche nach einer Vergrößerung der ökonomischen „Kampfstärke" 
diktierten Zwang zur* technischen Rationalisierung der Produktion 
auf der anderen Seite15. Die Folge derart wachsender Überschüsse 
wäre, daß das Problem der Investitionsgelegenheiten sich mit zuneh-
mender Monopolisierung verschärfen müßte16. Aber selbst wenn 
man von der theoretisch etwas problematischen und empirisch 
kaum zu ermittelnden Gesamtgröße des „volkswirtschaftlichen Über-
schusses" absieht, dürfte kaum von der Hand zu weisen sein, daß 
mit zunehmender Monopolisierung eine Tendenz zur Konzentration 
der Profite bei den Großkonzernen besteht17. 

13 Vgl. Sachverständigenrat, a.a.O., TZ 280, S. 141. Im Zeitraum zwi-
schen 1965 und 1968 hat die Zahl der Erwerbspersonen in der Bundes-
republik absolut abgenommen. Diese Entwicklung dürfte noch bis 1970 
anhalten. In einer Vorausschätzung bis 1985 errechnet das Statistische 
Bundesamt eine Wachstumsrate der Bevölkerung, die weit unter einem 
Prozent liegt und damit an die Zuwachsrate des Realkapitals längst nicht 
herankommt. Vgl. Statistisches Jahrbuch 1968, S. 36 und 125 und Horst-
mann, a.a.O., S. 11 ff. 

14 D. i. das Brutto-Sozialprodukt abzüglich der gesamten technisch 
und gesellschaftlich notwendigen Reproduktionskosten (technisch notwen-
dige Ersatzinvestitionen und gesellschaftlich „notwendiger" Konsum). Zum 
Begriff vgl. Baran a.a.O., S. 81 ff.; Paul A. Baran und Paul M. Sweezy, 
Monopolkapital. Ein Essay über die amerikanische Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsordnung, Frankfurt/M. 1967. 

15 Vgl. Baran-Sweezy, a.a.O., S. 58 ff. Zum Phänomen der „admini-
strierten Preise" im Oligopol, vgl. Adolf A. Berle, The American Economic 
Republic, New York 1963, S. 83 ff.; Hans Staudinger, Die Änderungen in 
der Führerstellung und der Struktur des organisierten Kapitalismus, in: 
Interdependenzen von Politik und Wirtschaft, Festgabe für G. v. Eynern, 
Berlin 1967, S. 341 ff.; John Kenneth Galbraith, Die moderne Industrie-
gesellschaft, München 1968, S. 435. 

16 „In general, supply — that is, productivity — is forging ahead of 
presently effective demand, and potential productivity is vastly greater 
than such demand". Berle, a.a.O., S. 217. 

17 Baran, a.a.O., S. 144 ff. Ein Versuch zur Berechnung des „surplus" 
für die USA wurde im übrigen von J. D. Philips unternommen und findet 
sich im Anhang zu Baran-Sweezy, a.a.O., S. 352 ff. 
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Hier bestehen für die Kapitalverwertung aber gänzlich andere 
Voraussetzungen als unter Konkurrenzbedingungen, weil kapazitäts-
und produktionssteigernde Investitionen mit monopolistischer Ge-
winnmaximierungspolitik nur schwer zu vereinbaren sind. Bei 
gleichbleibenden Nachfrageverhältnissen wirken Kapazitätserweite-
rungen tendenziell profitmindernd. Was bleibt, sind Rationalisie-
rungsinvestitionen mit dem Ziel einer Kostensenkung und Investie-
rungen in Branchen mit niedrigem Konzentrationsgrad. Für letztere 
bestehen aber nur beschränkte Spielräume. 

Für unsere Fragestellung bedeutet dies zunächst, daß die An-
nahme einer Gleichläufigkeit von wissenschaftlich-technischer Ent-
deckung und deren produktionstechnischer Anwendung, der Innova-
tion, aufgeben werden muß. Es ist zu vermuten, daß monopolistische 
Unternehmungen eine Tendenz zur Zurückhaltung an sich produk-
tionsreifer Neuerungen zeigen, um den Wert bestehender Anlagen 
nicht zu vermindern. „Das bedeutet, daß nur größere technische Ver-
besserungen eine Chance zum Durchbruch haben, während andere 
erst dann ausgewertet werden können, wenn die vorhandene Aus-
rüstung unbrauchbar geworden ist"18. Der technische Fortschritt als 
solcher schafft also nicht unmittelbar auch entsprechende Investi-
tionsgelegenheiten. Seine Nutzanwendung hängt von den spezifi-

18 Baran, a.a.O., S. 153. Vgl. auch Baran-Sweezy, a.a.O., S. 96 ff. sowie 
Mandel, a.a.O., S. 441 ff. Letzterer mit instruktiven Beispielen. Die ge-
nannten Autoren vertreten im übrigen ziemlich übereinstimmend die Auf-
fassung, daß der Monopolkapitalismus den technischen Fortschritt generell 
behindere. Diese nicht nur bei marxistischen Ökonomen verbreitete These 
erweist sich nur bei einer sehr differenzierten Betrachtung als richtig. 
Meist wird dabei der vom Monopolisierungsgrad relativ unabhängige Ein-
fluß der Arbeitsmarktlage ebenso vernachlässigt wie die Auswirkungen 
der internationalen Konkurrenz im kapitalistischen Weltsystem. Man darf 
auch nicht außer acht lassen, daß im Monopolkapitalismus von der Ent-
wicklung der Produktivkräfte her eine quasi „industrielle" Erzeugung von 
technischem Fortschritt im großen Stil überhaupt erst möglich wird. Dem 
Problem ist wohl am ehesten dadurch beizukommen, daß man von ver-
schiedenen Qualitäten des technischen Fortschritts ausgeht. Zweifellos ist 
ein wesentlicher Teil des im Monopolkapitalismus erzeugten „Fortschritts" 
gesellschaftlich unnütz, d. h. ohne oder von negativem gesellschaftlichem 
Gebrauchswert (Produktvariationen, künstliche Veralterung) und ebenso 
zweifellos werden viele wissenschaftlich-technischen Erkenntnisse mehr 
oder weniger vorläufig für die Schublade produziert, weil ihre Anwen-
dung kapitalistische Profitinteressen stören würde. Trotzdem ist kaum zu 
leugnen, daß der entwickelte Kapitalismus wachsende Heere von Wissen-
schaftlern und Technikern für und in der Produktion beschäftigen muß 
und daß dazu in zunehmendem Maße staatliche Unterstützung erforderlich 
ist. Unsere These lautet also, daß der entwickelte Kapitalismus ohne eine 
steigende Rate des technischen Fortschritts nicht auskommen kann, daß 
die Qualität dieses Fortschritts aber von den monopolistischen Profit-
interessen diktiert wird. Wir operieren also zunächst mit einem ganz for-
malen Begriff von „Fortschritt", der die Kumulation von Erkenntnissen 
und Erfahrungen unabhängig von deren Nützlichkeit meint. Von der 
Fragestellung her ist dieser Begriff freilich der einzig brauchbare. 
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sehen Verwertungsbedingungen des Kapitals unter Monopolverhält-
nissen ab. Der „Prozeß schöpferischer Zerstörung", der nach Schum-
peters Ansicht durch fortlaufende Vernichtung wirtschaftlich ver-
alteter Anlagen das Wachstum im Kapitalismus begleitet, wirkt 
also nur noch begrenzt. Insgesamt muß damit gerechnet werden, daß 
es — abgesehen von den z. T. unter Lohndruck stattfindenden Ratio-
nalisierungsinvestitionen — den Großkonzernen zunehmend schwe-
rer fällt, die sich bei ihnen ansammelnden Überschüsse unter Markt-
bedingungen gewinnbringend zu verwerten. 

Von diesen Zusammenhängen ausgehend, bleibt zu untersuchen, 
wie sich die spezifischen Kapitalverwertungsbedingungen eines 
monopolistischen Kapitalismus auf Qualität und Richtung des wis-
senschaftlich-technischen Fortschritts auswirken. Dabei sind ver-
schiedene Zusammenhänge zu berücksichtigen. 

Erstens dürften Forschung und Entwicklung im monopolistischen 
Bereich der Wirtschaft in wesentlichem Umfang zur Schaffung neu-
artiger Produkte dienen, mit deren Hilfe in die Märkte fremder 
Branchen eingedrungen werden kann, in Bereiche also, wo die Schaf-
fung neuer Produktionskapazitäten keine Gefährdung der eigenen 
monopolistischen Stellung bedeutet. Bekannte Beispiele hierfür sind 
das Eindringen der Kunststoffchemie in den Bereich der Textil- und 
Stahlindustrie oder der elektrotechnischen Industrie in den Bereich 
der Energieerzeugung. Soweit es zulässig ist, Konkurrenz im Mono-
polkapitalismus vorrangig als z. T. branchenüberschreitenden Wett-
bewerb um Marktanteile zu interpretieren, kann man erwarten, daß 
der technische Fortschritt weniger der Verbesserung „alter" denn 
der Entwicklung neuartiger Produkte dient, wobei seine Richtung 
allerdings von speziellen ökonomischen Bedingungen, beispielsweise 
dem relativen Konzentrationsgrad der in Frage kommenden Sek-
toren abhängt19. 

Relativ hoher Konzentrationsgrad, daraus resultierende hohe Profit-
spannen und die Existenz eines privatwirtschaftlich unmittelbar 
erschließbaren technologischen „Neulandes" waren bisher die Vor-

19 Sofern es sich überhaupt um Neuentwicklungen im technischen Sinn 
handelt, was sehr oft nicht der Fall ist. Besonders eindrucksvolle Beispiele 
für gesellschaftlich unnütze oder sogar schädliche Produktentwicklungen 
liefert die pharmazeutische Industrie. „Es ist inzwischen bekannt, daß von 
der Lawine der jährlich neu entwickelten Medikamente nur wenige einen 
Fortschritt bedeuten. Die meisten Präparate behaupten nur für kurze Zeit 
das Feld, dann verschwinden sie und werden sofort wieder durch neue 
ersetzt, von denen viele nichts wert sind. Diese in Fachblättern immer 
wieder ernsthaft dargelegte und von vielen weitsichtigen Ärzten geteilte 
Auffassung kann nicht verhindern, daß die Flut neuer Medikamente wei-
ter anschwillt, keinem Arzt mehr eine eigene Prüfung erlaubt und ihn 
auf Treu und Glauben dem ,Waschzettel' ausliefert, der als Gebrauchs-
anweisung und wissenschaftliche' Information den Ärztemustern und 
Arzneipackungen beiliegt, so abgefaßt, daß er zumindest den Geschäfts-
interessen der Hersteller nicht zuwiderläuft. Pessimisten sehen gar den 
Arzt allmählich zum Funktionär der pharmazeutischen Industrie degra-
diert." Frederic Vester, Bausteine der Zukunft, Frankfurt 1968, S. 90. 
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aussetzungen für derart expandierende „Wachstumsindustrien" (d. i. 
heute vor allem die Großchemie und die elektrotechnische Industrie). 
Solch eingeschränkte Konkurrenz unter monopolistischen Bedingun-
gen impliziert jedoch noch ein weiteres: Sie kann Unternehmungen 
dazu veranlassen, quasi „vorbeugende" Forschung und Entwicklung 
zu betreiben. Diese verfolgt keinesfalls das primäre Ziel einer pro-
duktionstechnischen Anwendung, sondern dient allein dem Zweck 
einer Ansammlung technologischen Wissens aus dem Umkreis der 
eigenen Produktionstätigkeit, um damit potentielle Eindringlinge 
entweder überhaupt abzuschrecken oder im Ernstfall wirksam be-
kämpfen zu können20. 

Zweitens dürften Forschung und Entwicklung in wesentlichem Um-
fang dazu dienen, die Investitionsgüterindustrien zur fortlaufenden 
Produktion kostensparender Produktionsverfahren zu befähigen21. 
Der dabei erzeugte Strom ständig „verbesserter" Investitionsgüter 
wird vor allem in die Wirtschaftsbereiche gelenkt, die einerseits in-
sofern einem Rationalisierungsdruck unterliegen, als Kostensenkung 
bei starren Preisen Profitsteigerung verspricht und die auf der ande-
ren Seite aber auch die Möglichkeit haben, hohe Abschreibungsraten 
für den wirtschaftlich schnell veraltenden Anlagenbestand über den 
Preis zu finanzieren: wiederum also in die hochmonopolisierten Sek-
toren. Zwei Konsequenzen ergeben sich daraus: Einmal weist' die 
Richtung des produktionstechnischen Fortschritts zu den Wirt-
schaftsbereichen mit relativ hohem Monopolisierungsgrad hin und 
zum anderen haben mit zunehmender Vergrößerung der „Umschlags-
geschwindigkeit" für Kapitalgüter diejenigen Investitionsgüterher-
steller einen entscheidenden Vorteil, denen es gelingt, einen wenn 
auch nur geringen zeitlichen Vorsprung bei der Realisierung neuer 
Techniken zu gewinnen. In verschiedenen Bereichen des Investitions-
gütersektors kann es dadurch zu einem scharfen Wettlauf bei der 
Einführung technischer Verbesserungen kommen, bei dem die „Ver-
lierer" das Risiko eingehen, überhaupt aus dem Markt ausscheiden 
zu müssen22. 

Drittens muß schließlich folgendes beachtet werden: Auch wenn 
man unterstellen kann, daß sich in einigen Investitionsgüterberei-
chen durch eine Vergrößerung des Innovationstempos der Kapital-
vernichtungsprozeß via „wirtschaftliche Veraltung" von Anlagen 
beschleunigt, so löst dieser Mechanismus doch nicht das Problem der 

20 Vgl. dazu Andrew Shonfield, Geplanter Kapitalismus. Wirtschafts-
politik in Westeuropa und USA, Köln-Berlin 1968, S. 440. 

21 Die Produktionsmittelindustrie weist in allen fortgeschrittenen In-
dustriestaaten eine besondere große Forschungsintensität auf. Vgl. OECD, 
a.a.O., S. 17 ff. 

22 Vgl. Shonfield, a.a.O., S. 45 ff.; Baran, a.a.O., S. 28 sowie Stephan 
Leibfried, Die angepaßte Universität. Zur Situation der Hochschulen in 
der Bundesrepublik und den USA, Frankfurt/M. 1968, S. 17 f. Als Beispiel 
kann hier die Computerindustrie angeführt werden, wo sich die ameri-
kanische IBM-Gesellschaft binnen kurzer Frist eine überragende Position 
geschaffen hat. 
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mangelnden Investitionsgelegenheiten. Der beschleunigte Innova-
tionsprozeß absorbiert zwar fortlaufend Überschüsse, aber das sind 
Akkumulationsfonds, welche durch die in den Preis einkalkulierten 
höheren Abschreibungsraten zusätzlich erzeugt werden. Sonst wäre 
das Ganze im privatwirtschaftlichen Sinne nicht rentabel. Die Frage 
der Verwertung von Monopolprofiten i. e. S. wird dadurch also nicht 
berührt. Es besteht vielmehr Grund zu der Annahme, daß das Pro-
blem der Überschußverwertung im Monopolkapitalismus dauerhaft 
überhaupt nicht zu lösen ist ohne staatliche Käufe von Rüstungs-
gütern. Im Bereich der Rüstungsproduktion erhält nun der technische 
Fortschritt in zunehmendem Maße eine zentrale strategische Bedeu-
tung: Indem er dafür sorgt, daß Rüstungsmaterial fortlaufend ver-
altet und damit unbrauchbar wird, ohne der physischen Vernichtung 
(Krieg) anheimfallen zu müssen, „produzieren die wissenschaftlich-
technischen Produktivkräfte in ihrer immanenten Entfaltung den 
endlosen, ,sachnotwendigen' Motivationszusammenhang für die 
systematische Absorption gesellschaftlichen Reichtums"23. Rüstungs-
forschung und die damit verwandte Weltraumtechnologie löst somit 
das Problem der Kapitalverwertung auf elegante Art, indem sie 
diese von den Gesetzen des Marktes überhaupt befreit und einem 
administrativ vermittelten Absorptions- und Verwertungsprozeß 
überstellt. Solange die Rüstungs- und Raumforschung staatliche 
Nachfrage selbst erzeugt, können Rüstungskapazitäten fast beliebig 
ausgedehnt werden, ohne daß die erzielten Profite letztlich durch 
die Beschränktheit der effektiven Konsumnachfrage bedroht würden. 

Internationale Konkurrenz 

Als dritte entscheidende Determinante für die Bedeutung des wis-
senschaftlich-technischen Fortschritts in den entwickelten kapitali-
stischen Ländern erweist sich die verschärfte Konkurrenz auf dem 
Weltmarkt und der damit verbundene Kampf um die Erhaltung 
oder Ausweitung nationaler ökonomisch-politischer Potentiale inner-
halb des kapitalistischen Weltsystems. Immer mehr zeigt es sich, daß 
die ökonomische Stärke eines Landes und damit die Einflußmöglich-
keiten auf die Politik seiner „Partner" von den relativen technischen 
Innovationsraten unmittelbar abhängt24. Gleichzeitig müssen bei Be-
trachtung des internationalen kapitalistischen Systems die aus dem 
nationalwirtschaftlichen Monopolisierungstrend abgeleiteten Zu-
sammenhänge erheblich modifiziert werden. Innerhalb einer mono-
polistischen Wirtschaft existierende Hindernisse für profitable Kapi-
talverwertung wirken auf Weltmarktebene weniger stark25. Der 
Weltmarkt bietet auch einer monopolistischen Großindustrie erfolgs-

23 Lefèvre, a.a.O., S. 121. Vgl. auch Baran, a.a.O., S. 210 ff., Fritz Vilmar, 
Rüstung und Abrüstung im Spätkapitalismus, Frankfurt/M. 3. Aufl. 1967, 
S. 83 ff. 

24 Vgl. OECD, a.a.O., S. 27 ff.; Shonfield, a.a.O., S. 50, Manfred Sch/rei-
terer, Außen-Wissenschaftspolitik als Faktor der modernen Außenpolitik, 
in: Europa-Archiv, Jg. 23/1968, S. 593 ff. 

25 Vgl. Baran, a.a.O., S. 193 ff. 
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versprechende Expansionschancen, die allerdings nun unmittelbar 
und entscheidend vom relativen Stand der Produktions- und Mana-
gementtechniken beeinflußt werden. 

Das gegenwärtige kapitalistische Weltsystem erhält nach einiger-
maßen übereinstimmender Beurteilung seinen besonderen Charakter 
durch die sogenannte „technologische Lücke" zwischen den beiden 
Hauptzentren Nordamerika und Westeuropa26. Über Art und Aus-
maß dieser „Lücke" herrscht einstweilen noch Uneinigkeit, doch wird 
kam daran gezweifelt, daß die sprunghafte Zunahme der amerika-
nischen Investitionen in Europa neben steigenden US-Exporten, 
einer passiven europäischen Lizenzbilanz und der beunruhigenden 
Abwanderung von Wissenschaftlern nach den USA vor allem auf 
sie zurückgeführt werden muß27. Die europäische Großindustrie 
sieht sich dadurch mit der bedrohlichen Situation konfrontiert, im 
eigenen Lande von mächtigen Konkurrenten bedrängt zu werden 
und zugleich erleben zu müssen, wie sich für die nationale Wirt-
schaftspolitik wesentliche ökonomische Entscheidungszentren zum 
Sitz der ausländischen „Muttergesellschaften" hin verlagern28. Am 
Horizont taucht' die Gefahr auf, die technologisch rückständigen 
europäischen Länder könnten das Opfer eines spezifischen spätkapi-
talistischen „Kolonialismus" werden. 

Für die technische Überlegenheit der amerikanischen Industrie 
gibt es verschiedene Ursachen. Zweifellos hat es eine Rolle gespielt, 
daß die amerikanischen Unternehmer schon sehr viel früher als ihre 
europäischen Kollegen mit dem Problem eines knapp werdenden 
Arbeitskräftepotentials konfrontiert und dadurch schon länger dem 
Zwang zu technischer Rationalisierung unterworfen waren. Dazu 
kommen die größere Kapitalkraft, ein größerer Markt und die seit 
dem zweiten Weltkrieg geradezu exorbitant hohen Regierungsaus-
gaben für Rüstungsforschung und Waffentechnologie, die sich nicht 

26 Japan soll aus Gründen der Vereinfachung zunächst einmal außer 
Betracht bleiben. 

27 Diese Investitionen haben sich von 1950 (1,4 Mrd. $) bis 1965 (14 
Mrd. $) verzehnfacht. Vgl. dazu Niels Grosse, Amerikanische Direkt-
investitionen in Europa, in: Europa-Archiv Jg. 22/1967, S. 23 ff.; Edwin 
G. Moline, Das Problem der „technologischen Lücke" zwischen den Ver-
einigten Staaten und Europa, in: Europa-Archiv Jg. 22/1967, S. 427 ff.; 
Klaus-Heinrich Standke, Die „technologische Lücke" zwischen den Ver-
einigten Staaten und Europa, in: Europa-Archiv Jg. 22/1967, S. 593 ff.; 
Louis T. Wells, Die technologische Lücke und der Markt, in: Europa-
Archiv Jg. 23/1968, S. 257 ff.; Peter Menke-Glückert, Europas technologische 
Lücke, in: Wirtschaft und Wissenschaft, Beilage zu H. 2. Jg. 16/1968; Jean-
Jacques Servan-Schreiber, Die amerikanische Herausforderung, Hamburg 
1968; Ernest Mandel, Die EWG und die Konkurrenz Europa-Amerika, 
Frankfurt, 2. Aufl. 1968; Richard R. Nelson, The Technology Gap: Analysis 
and Appraisal, Rand-Collection, P-3694, Oktober 1967. 

28 Auf der anderen Seite kommt sie in eine immer schwierigere Si-
tuation, wenn sie angehäufte Kapitalüberschüsse nicht gewinnbringend im 
Ausland anlegen kann und damit auf die direkte Kontrolle fremder Roh-
stoff- und Absatzmärkte verzichten muß. 
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zuletzt auch durch die Entwicklung neuer Management- und Organi-
sationstechniken im „zivilen" Bereich ausgewirkt haben29. Auf jeden 
Fall bietet der europäische Markt, insbesondere nachdem er durch 
die Errichtung der EWG eine ausreichende Größe angenommen hat, 
amerikanischen Unternehmen ein lohnendes Feld für die Verwer-
tung anlagesuchender Gewinne, und zwar nicht allein deshalb, weil 
das niedrigere Lohnniveau höhere Kapitalrentabilität verspricht. 
Entscheidende Ursache der „amerikanischen Herausforderung" dürfte 
vielmehr die Fähigkeit' sein, mittels neuentwickelter Produkte und 
fortgeschrittener Produktionstechniken erfolgreich mit den etablier-
ten europäischen Konzernen zu konkurrieren, sie evtl. sogar vom 
Markt zu verdrängen. Dies erklärt, weshalb sich die amerikanischen 
Investitionen in Europa vornehmlich bei forschungsintensiven Indu-
strie-Sektoren (Kunststoffverarbeitung, Petrochemie, Elektronik) 
konzentrieren. Die Errichtung eigener Produktionsbetriebe in Europa 
wird dem einfachen Warenexport deshalb vorgezogen, weil „einer-
seits qualifizierte Arbeitskraft und ausreichende Kaufkraft vorhan-
den ist, andererseits aber infolge des relativ höhen technischen Stan-
dards auch die Gefahr einer raschen Nachahmung technischer Neue-
rungen besteht, also der durch Export gewonnene Marktanteil rasch 
durch .Präsenz am Markt' abgesichert und ausgeweitet werden 
muß"80. 

Die unterschiedlichen Kapitalverwertungsbedingungen, welche die 
entwickelten kapitalistischen Wirtschaften aufweisen, resultieren so-
mit aus einer ganz spezifischen Ungleichmäßigkeit der technologi-
schen Entwicklung, die sich tendenziell aber eher verstärkt als ab-
schwächt. Im nationalen Rahmen monopolistische Industrien sehen 
sich auf Weltmarktebene also unversehens mit harten Wettbewerbs-
nachteilen konfrontiert. Für die westeuropäischen Kapitalisten be-
deutet dies Verringerung der Profitchancen, zusätzliche Erschwerung 
der Kapitalverwertung durch Einengung der Investitionsmöglich-
keiten auf dem nationalen bzw. europäischen Markt, erhöhte Be-
lastung durch kompensatorische Forschung und Entwicklung und das 
Risiko, zunehmend von den ökonomischen Entscheidungen amerika-
nischer Mammutkonzerne „multinationalen" Charakters abhängig zu 
werden. 

Für die Bundesrepublik ist diese „Herausforderung" etwa zur sel-
ben Zeit relevant geworden, als das Verschwinden unausgeschöpfter 
Arbeitskraftreserven die Erhöhung der wissenschaftlich-technischen 
Fortschrittsrate bereits auf nationalwirtschaftlicher Ebene zum zen-
tralen ökonomischen Problem werden ließ. Während der fünfziger 
Jahre befand sich Westdeutschland gerade infolge eines gewissen 
technischen Rückstands in einer günstigen Weltmarktsituation: Das 
reichlich vorhandene Arbeitskräftepotential konnte mit einer tradi-

29 Vgl. Mandel, EWG, a.a.O., S. 22 ff.; Nelson u. a., a.a.O., S. 30; Moline, 
a.a.O.; Menke-Glückert, a.a.O. 

30 Grosse, a.a.O., S. 26. Vgl. auch Wells, a.a.O. und Shonfield, a.a.O., 
S. 50 f. 
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tionellen Technologie extensiv genutzt werden, und niedrige Löhne 
sicherten einen ausreichenden Konkurrenzvorsprung. Gegen Ende 
des Jahrzehnts wirkte sich — nicht zuletzt wegen der Monopolisie-
rung entscheidender Rüstungsentwiddungen bei den USA — der 
technische Vorsprung der Amerikaner aber immer stärker aus. Die 
Situation wurde dadurch noch verschärft, daß die Schaffung des ge-
meinsamen Markts den USA-Unternehmen die Chance eröffnete, 
ihre überlegene Produktions- und Management-Technik direkt zur 
Geltung zu bringen. Inzwischen hält die Bundesrepublik den größten 
Anteil am Buchwert der amerikanischen Direktinvestitionen in der 
EWG31. Die politisch und ökonomisch krisenhafte Entwicklung seit 
Beginn der sechziger Jahre hat hier eine weitere Ursache32. 

II. Die Aufgaben der staatlichen Administration 

Es ist das Dilemma spätkapitalistischer Industriegesellschaften, 
hinsichtlich des ökonomischen Wachstums und der politischen 
Systemst'abilisierung immer stärker vom wissenschaftlich-techni-
schen Fortschritt abhängig zu werden, ohne daß die ökonomischen 
Bewegungsmedianismen diesen in quantitativ und qualitativ aus-
reichender Form von selbst hervorbrächten. Der Fortschritt von Wis-
senschaft und Technik unterliegt immer unvermittelter den Antago-
nismen der kapitalistischen Produktionsweise und nimmt dadurch 
selbst antagonistische Züge an. Solange technischer Fortschritt allein 
der Triebkraft einzelwirtschaftlicher Gewinnmaximierung unter-
stellt bleibt, droht auch hier das beschränkte Profitinteresse mit den 
objektiven Notwendigkeiten des Gesamtsystems zu kollidieren: für 
ein krisenfreies ökonomisches Wachstum unzureichende technische 
Fortschrittsraten, offene Disparitäten zwischen wissenschaftlicher „Er-
findung" und produktionstechnischer „Innovation", Beschränkung 
des technischen Fortschritts auf privatwirtschaftlich rentable Berei-
che und krisenhafte Ungleichheiten der technologischen Entwick-
lung zwischen einzelnen Sektoren oder zwischen ganzen National-
wirtschaften sind notwendige und real ja auch durchaus konstatier-
bare Konsequenzen. 

Nach der Erfahrung mit der großen Krise von 1929 war der mono-
polistische Kapitalismus nur noch dadurch zu retten, daß die Regu-
lierung der volkswirtschaftlichen Gesamtnachfrage dem blinden 
Mechanismus des Markts entzogen und staatlich-administrativer 
Steuerung unterworfen wurde („Konjunkturpolitik"). Inzwischen 
reicht auch dies nicht mehr aus. Es bedarf vielmehr immer dringen-
der einer staatlichen Organisierung des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts, um die kapitalistische Ökonomie am Leben zu erhalten. 
Daß es dabei aber nicht mehr nur um die globale Steuerung volks-
wirtschaftlicher Kreislaufgrößen geht, sondern daß die Entwicklung 
eines spezifischen Produktionsfaktors, eben Wissenschaft und Tech-

31 Grosse, a.a.O., S 24. 
32 Vgl. Leibfried, a.a.O., S. 27; Lefèvre, a.a.O., S. 100 ff. 
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nik, administrativ bewältigt werden muß, bedeutet etwas qualitativ 
Neues. Verallgemeinernd kann man davon ausgehen, daß die Staats-
verwaltung nicht mehr allein als volkswirtschaftliche Steuerungs-
instanz und soziale Ausgleichsstelle fungiert, sondern in neuer Weise 
unmittelbar produktiv tätig wird. Dies impliziert eine zunehmende 
Verflechtung von Staats- und Konzernbürokratien, welche erhebliche 
Konsequenzen für das Funktionieren der bürgerlich-demokratischen 
Institutionen haben dürfte. 

Natürlich muß berücksichtigt' werden, daß zwischen den fortge-
schrittenen kapitalistischen Ländern hinsichtlich des relativen Ent-
wicklungsstandes der Produktionskräfte, der speziellen Kapitalver-
wertungsbedingungen und der überkommenen Wissenschaftsorgani-
sation erhebliche Unterschiede bestehen. Diese bedingen „nationale 
Besonderheiten" der staatlichen Wissenschaftspolitik, welche syste-
matische Vergleiche zunächst etwas erschweren33. Vernadiläßigt man 
indessen organisatorische Details, so lassen sich die zentralen Schwer-
punkte staatlicher Wissenschafts- und Technologiepolitik in den hoch-
industrialisierten kapitalistischen Ländern gleich wohl leicht erkennen. 

Gewährleistung einer wissenschaftlich-technischen „Infrastruktur" 

Die staatliche Administration hat zunächst' einmal diejenigen Inve-
stitionen im Wissenschaftssektor vorzunehmen, welche zwar einzel-
wirtschaftlich nicht profitabel sind und somit von den privaten 
Unternehmungen nicht durchgeführt werden, die aber zur Aufrecht-
erhaltung der ökonomischen Fortschrittsrate im Gesamtsystem eben-
so unentbehrlich sind wie für die einzelbetriebliche Gewinnmaximie-
rung. Es sind dies vor allem die Finanzierung von „Grundlagenfor-
schung" und der Erziehungs- und Ausbildungseinrichtungen. Staat-
liche Infrastrukturinvestitionen (etwa im Verkehrs- und Kommuni-
kationssystem, im Gesundheitswesen usw.) waren schon immer eine 
notwendige Voraussetzung kapitalistischer Profiterzielung, und schon 
lange sorgt die staatliche Administration für die Heranbildung von 
Wissenschaftlern und Technikern sowie für die Aufrechterhaltung 
des universitären Forschungsbetriebs. Das qualitativ Neue der spät-
kapitalistischen Phase liegt indessen darin, daß Wissenschaft und 
Ausbildung immer weniger unter den Auspizien einer abstrakt' be-
griffenen und separat organisierten „Kulturpolitik" betrieben wer-
den können, sondern immer mehr zum integralen Bestandteil län-
gerfristig konzipierter wirtschaftspolitischer Überlegungen und Pro-
gramme gemacht werden müssen. Individualistisch begriffene Spon-
taneität wissenschaftlicher Forschung und abstrakte Bildungsideale 
machen eingestandenermaßen oder zumindest de facto dem „ratio-
nalen" Kalkül ökonomischer Kapitalverwertung Platz, auch wenn 
dies den unmittelbar Beteiligten noch nicht immer ganz bewußt ge-
worden ist. Je bedeutungsvoller wissenschaftlich-technischer Fort-
schritt für die Stabilisierung der kapitalistischen Ökonomie wird, 

33 Vgl. OECD (Hrsg.), Government and Technical Innovation. Ministe-
rial Meeting on Science, Paris 1966. 
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desto wichtiger ist die planmäßige und kostensparende Entwicklung 
seiner „Infrastruktur". Dies ist der ökonomische Kern der vom 
Staate betriebenen „Allgemeinen Wirtschaftsförderung" und Bil-
dungspolitik. 

Eine ihrer wesentlichsten Aufgaben liegt in der Schaffung eines 
quantitativ und qualitativ ausreichenden Potentials an sogenannter 
„Grundlagenforschung". Deren Abgrenzung zu „angewandter For-
schung" ist einigermaßen strittig, doch genügt es in unserem Zusam-
menhang, sie mit einzelwirtschaftlich nicht profitabler Forschung 
gleichzusetzen. Einzelwirtschaftliche Gewinnträchtigkeit fehlt, wenn 
es sich um Projekte handelt, deren unmittelbare produktionstech-
nische Verwertbarkeit nicht eindeutig zu erkennen ist oder wenn 
Forschungsergebnisse aus technischen oder rechtlichen Gründen 
schwer zu monopolisieren sind. Auf jeden Fall dient der staatlich 
unterhaltene Apparat „unabhängiger" Forschungsstätten innerhalb 
und außerhalb des Hochschulsystems dazu, fortlaufend eine ausrei-
chende Basis theoretischen Wissens zu erzeugen, auf welcher sich 
dann die produktive Technologie kapitalistischer Unternehmen ent-
falten läßt. Quantitativ geht es darum, das für optimales ökonomi-
sches Wachstum unter kapitalistischen Bedingungen tendenziell im-
mer zu kleine Maß an Grundlagenforschung durch entsprechenden 
Einsatz stattlicher Finanzmittel anzuheben. Qualitativ muß Grund-
lagenforschung vor allem in den Wissenschaftsgebieten betrieben 
werden, welche für die forschungsintensive Großindustrie besonders 
interessant sind. Daher auch das wachsende Interesse der „Wirt-
schaft" an Art und Ausmaß der staatlichen „Allgemeinen For-
schungsförderung" 34. 

Parallel dazu besteht die Notwendigkeit, qualifizierte menschliche 
Arbeitskraft zu produzieren, welche die notwendigen wissenschaft-
lich-technischen Erkenntnisse hervorbringen und handhaben kann. 
Auch die Ausbildung von Wissenschaftlern und Technikern ist einzel-
wirtschaftlich keine rentable „Produktion", obwohl sie gesamtwirt-
schaftlich zunehmend wichtiger wird. Folgerichtig liegt auch hier 
schon ein recht altes Betätigungsfeld des Staates, und ebenso besteht 
die deutliche Tendenz, den output des Erziehungs- und Ausbildungs-

34 In diesem Zusammenhang sind die „Sonderforschungsbereiche" des 
Wissenschaftsrats zu sehen. Vgl. auch Joachim Hennenhöf er, Die Aufgaben 
der deutschen Industrie im Rahmen einer zeitgemäßen Forschungspolitik. 
Für den Bundesverband der deutschen Industrie erstelltes Gutachten, hrsg. 
v. BDI, Drucksache Nr. 80 (1967). Vgl. auch Stifterverband für die deutsche 
Wissenschaft e. V. (Hrsg.), Fünfzehn Jahre Stifterverband 1949—1964, o./O., 
o. J.; Nelson u. a., a.a.O., S. 40 ff., 151 ff., Harvey Brooks, The Government 
of Science, Cambridge (Mass.)-London 1968, S. 126 ff., Richard J. Barber, 
The Politics of Research, Washington 1966, S. 20 ff., 143. Peter Heß, Mono-
pole, Staat und das Problem des gesellschaftlichen Fortschritts im gegen-
wärtigen Kapitalismus, in: Marxistische Blätter, Sonderheft 1/1967, 
S. 17 ff.; Gerhard Speer, Wissenschaftslenkung durch Regierung und Kon-
zerne in der Bundesrepublik, in: Marxistische Blätter, Jg. 6/1968, Nov.-Dez. 
1968, S. 70 ff. 
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systems möglichst nahtlos den Bedürfnissen der kapitalistischen 
Ökonomie anzupassen. Diese Aufgabe wird um so schwieriger, je 
komplexer und variabler diese Bedürfnisse selbst werden und je 
mehr der wachsende Bedarf an wissenschaftlich-technischem Perso-
nal eine kostensparende Rationalisierung des gesellschaftlichen Aus-
bildungsbetriebs zu erzwingen scheint. Die derzeit anstehenden offi-
ziellen Pläne und Maßnahmen zur Hochschul- und Bildungsreform 
tragen bekanntlich vor allem diesen „Notwendigkeiten" Rechnung35. 

Weitere Bestandteile der vom Staat bereitzustellenden wissen-
schaftlichen „Infrastruktur" sind nur andeutungsweise zu nennen: 
Staatlich unterhaltene Dokumentations- und Informationszentren, 
Einrichtungen zur Förderung der wissenschaftlichen Kooperation 
und eine den Bedürfnissen der kapitalistischen Wirtschaft entspre-
chende Ausgestaltung des Patentwesens gehören ebenso dazu wie 
Maßnahmen, welche den „Transfer" von theoretischer Forschung und 
produktionspraktischer Anwendung (Innovation) erleichtern und be-
schleunigen sollen39. 

Gezielte Förderung industrieller Forschung und Entwicklung 

Inzwischen reicht allerdings die staatliche Betätigung auf dem Ge-
biet wissenschaftlicher und technologischer „Infrastrukturmaßnah-
men" längst nicht mehr aus. Vielmehr gehen die hochentwickelten 
kapitalistischen Industriestaaten in wachsendem Maße dazu über, die 
privatwirtschaftliche Forschungs- und Entwicklungstätigkeit einzel-
ner Firmen oder Industrien finanziell direkt' zu unterstützen. Recht 
vielseitig sind die dabei verwandten Methoden: sie reichen von di-
rekter Subventionierung über die Errichtung, „gemischtwirtschaft-
licher" Forschungs- und Versuchsbetriebe wie auch entsprechender 
„unabhängiger" Forschungsinstitute bis zur Vergabe von Staats-
aufträgen, bei denen hohe Forschungsaufwendungen in den Preis 
schon mit einkalkuliert sind. Auf den ersten Blick hat dieses ver-
stärkte Engagement' der staatlichen Administration einen sehr ein-
fachen Grund: in vielen Wirtschaftsbereichen sind nämlich die mit 
den notwendigen Forschungs- und Entwicklungsvorhaben verbunde-
nen Kosten und Risiken viel zu hoch geworden, um selbst von den 
mächtigsten Firmen noch allein getragen werden zu können37. 

35 Vgl. Leibfried, Die angepaßte Universität, a.a.O.; Ders. (Hrsg.), Wider 
die Untertanenfabrik, Köln 1967. In diesem Bezugsfeld hat sich „Bildungs-
ökonomie" als neuer Wissenschaftszweig etabliert. Vgl. z. B. Friedrich Ed-
ding, Ökonomie des Bildungswesens, Freiburg 1963; Hartmut Berg, öko-
nomische Grundlagen der Bildungsplanung, Berlin 1965. Dazu kritisch: 
Claus Offe, Bildungsökonomie und Motive der Bildungspolitik, in: Neue 
Kritik 35, April 1966, S. 32 ff. 

36 Vgl. Brooks, a.a.O., S. 254 ff.; Nelson u. a., a.a.O., S. 151 ff.; OECD, 
Government and Technical Innovation, a.a.O. 

37 Vgl. Nelson u. a., a.a.O., S. 151 ff.; Galbraith, a.a.O., S. 33 f. und 345; 
Jürgen Habermas, Verwissenschaftlichte Politik in demokratischer Gesell-
schaft, in: Forschungsplanung, hrsg. v. Krauch-Kunz-Rittel, München-Wien 
1966, S. 137 f.; Diether Stolze (Hrsg.), Perspektive 1980. Deutschland: Indu-
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Bei genauerer Prüfung wird man indes kaum darüber hinweg-
sehen können, daß es nicht' allein die Sachgesetzlichkeiten eines 
unaufhaltsamen technischen Fortschritts sind, welche dieses Miß-
verhältnis zwischen erforderlichem Forschungs- und Entwicklungs-
aufwand und der ökonomischen Leistungsfähigkeit einzelner Unter-
nehmen hervorgebracht haben. Die Zusammenhänge werden viel-
mehr erst deutlich, wenn man in Betracht zieht, daß der Löwenanteil 
derartiger staatlicher Forschungsfinanzierung in den meisten hoch-
entwickelten kapitalistischen Ländern in den Rüstungssektor und 
ihm benachbarte Bereiche (wie z. B. die Raumfahrt) fließt38. Die sich 
ständig beschleunigende Entwicklung immer komplizierterer Waffen-
systeme, bei denen „die technische Vorbereitung... wichtiger 
geworden (ist) als ihr Einsatz"39, hat dazu geführt, daß ein immer 
wichtigerer Teil der produktiven Leistungen in den Rüstungsindu-
strien aus militärtechnischer Forschung und Entwicklung besteht, 
hinter der die Erzeugung von „hartem" Gerät teilweise sogar zurück-
zutreten beginnt. Im Bereich der Rüstungsindustrie tritt demnach 
der Staat vielfach unmittelbar als Käufer von „Forschung" und 
„Entwicklung" auf. Verteidigungsforschung ist deshalb nicht nur ein 
wesentliches Motivations- und Antriebsmoment zur Absorption 
volkswirtschaftlicher Überschüsse, sondern sie sorgt auch für einen 
überproportional beschleunigten technischen Fortschritt bei einzelnen 
Industrien. Die Folgen sind erhebliche technologische Disparitäten 
sowohl innerhalb wie zwischen den einzelnen kapitalistischen Na-
tionalwirtschaften. Diese Ungleichmäßigkeiten wiederum erzwingen 
weitere Hilfen für die privatwirtschaftliche Forschung und Entwick-
lung in den relativ zurückbleibenden „zivilen" Sektoren (z. B. in der 
Landwirtschaft oder in der Textilindustrie), vor allem aber eine ge-
zielte Forschungsförderung in Industriezweigen, welche im inter-
nationalen technologischen Wettlauf abgeschlagen zu werden drohen, 
weil sie nicht ausreichend mit Rüstungsaufträgen bedacht werden 
können. Die „technologische Lücke" zwischen den USA und West-
europa beruht zweifellos zu einem beträchtlichen Teil auf den gigan-
tischen Summen, welche der amerikanischen Industrie über den 
Verteidigungs- und Weltraum-Etat zufließen. Solange und soweit 
die europäische Industrie aus Gründen waffentechnischer „Arbeits-
teilung" an entsprechender militärischer Forschung und Entwicklung 
nicht teilhaben kann, bedarf es einer kompensierenden staatlichen 
Unterstützung „ziviler" Forschung, um im internationalen Wett-
bewerb nicht unterliegen zu müssen. Auch die deutsche Industrie 

striestaat ohne Zukunft?, Hamburg 1967; Leo Brandt, Forschungspolitik 
in der Industriegesellschaft, in: Wissenschaft und Praxis. Festschrift zum 
20jährigen Bestehen des Westdeutschen Verlags, Köln und Opladen 1967, 
S. 9 ff. 

38 Vgl. OECD, Science..., a.a.O., S. 42 ff.; Bundesbericht Forschung I 
(1965) S. 61 ff.; Bundesbericht Forschung II (1967) S. 22; Helmut Krauch, 
Forschung und Rüstung, in: Forschungsplanung, a.a.O., S. 155 ff. 

39 Menke-Glückert, a.a.O.; vgl. auch Galbraith, a.a.O., S. 258 ff. und 
332 f.; Vilmar, a.a.O., S. 94 ff. 
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scheint dies unlängst erkannt zu haben. Ursprünglich eher an „infra-
strukturellen" staatlichen Maßnahmen interessiert und bürokrati-
schen Eingriffen abhold, drängt sie in jüngster Zeit immer stärker 
auf direkte staatliche Unterstützung der industriellen Forschung und 
Entwicklung. Auf Seiten der staatlichen Administration kann sie 
dabei durchaus auf Verständnis und Entgegenkommen rechnen40. 

Einerseits durch die militärtechnologische Entwicklung erzwungen, 
andererseits aus der zunehmenden Aufwendigkeit auch „ziviler" 
industrieller Forschung (z. B. bei der „friedlichen" Kernenergie-
erzeugung oder auf dem Gebiet der Ozeanographie) resultierend, „ist 
es zu einem Existenzproblem des ökonomischen Systems geworden, 
den wirtschaftlichen Prozeß, soweit es sich um diese kostspieligen 
technologischen Vorleistungen handelt, aus dem privatwirtschaft-
lichen Kalkül und Risiko auszuklammern, ohne die privatwirtschaft-
liche Gesamtstruktur anzutasten"41. Letztere erfährt allerdings 
durch die zunehmend enger werdende Kooperation und Verflech-
tung mit der staatlichen Administration ebenso erhebliche struktu-
relle Veränderungen wie die herkömmliche Organisation der For-
schung an den formell noch „verwaltungsautonomen" Hochschulen42. 

Forschungsplanung 

Je mehr der Umfang und die ökonomische Bedeutung der staat-
lichen Forschungsförderung zunehmen, desto dringlicher wird es 
auch, sie einigermaßen koordiniert und planmäßig zu betreiben. 
Verschiedene Gründe machen eine staatliche „Forschungsplanung" 
immer notwendiger: die Langfristigkeit vieler großangelegter For-
schungsprojekte, deren Finanzierung und ökonomischer Nutzen auf 
längere Zeiträume hinaus übersehen und kalkuliert werden müssen, 
aber auch die Gefahr krisenhaft ungleichmäßiger Entwicklungen 
(z. B. durch Vernachlässigung der Massenverkehrs- und Hygiene-
forschung), wenn der technische Fortschritt den Zufälligkeiten iso-
lierter Absichten und Interessen unterworfen bleibt, nicht zuletzt 
jedoch vor allem das Bedürfnis der privaten Unternehmen nach 
längerfristiger Berechenbarkeit staatlicher Maßnahmen und nach 

40 Damit verbindet sich immer stärker auch die Forderung nach einem 
Ausbau der nationalen deutschen Rüstungsproduktion. Vgl. Vilmar, a.a.O., 
S. 88 ff.; Stifterverband für die deutsche Wissenschaft (Hrsg.), Industrie-
forschung, Möglichkeiten und Grenzen im Rahmen einer zeitgemäßen 
Forschungspolitik, Reihe Wissenschaft und Wirtschaft, 1967. Bundes-
verband der deutschen Industrie, Jahresbericht 1967/68, S. 35 ff.; Hennen-
höf er, a.a.O.; Bundesverband der deutschen Industrie: Memorandum über 
die gesamtindustrielle Bedeutung der Luft- und Raumfahrttechnik, Köln 
1966. Entsprechende regierungsamtliche Stellungnahmen finden sich bei 
Karl Schiller, Die Strukturpolitik der Bundesregierung, in: Bulletin vom 
24. 1. 1968, S. 71 ff; Gerhard Stoltenberg, Notwendige Zukunftsaufgaben 
der Wissenschaftspolitik, in: Bulletin v. 8. 2. 1968, S. 130 ff., sowie in Bun-
desforschungsbericht I, S. 25 und Bundesforschungsbericht II, S. 76 ff. 

41 Vilmar, a.a.O., S. 84. 
42 Vgl. Habermas, a.a.O., S. 138. 
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effizienter Koordination zwischen staatlicher und privatwirtschaft-
licher Forschungspolitik. Dies alles führt zu der Forderung nach 
einem „wissenschaftlichen Gesamtplan", der dazu beitragen soll, daß 
sich die staatliche Forschungspolitik „nicht in punktuellen und kurz-
fristigen Förderungsmaßnahmen" erschöpft423. 

Nun ist kaum daran zu zweifeln, daß Wissenschaft und Forschung 
beim erreichten Stand der gesellschaftlichen und technischen Ent-
wicklung gesamtgesellschaftlicher Planung bedürfen, sollten sie in 
Zukunft wirklich einmal voll in den Dienst des Menschen, seiner 
Emanzipation und seines Wohlergehens gestellt werden43. Es spricht 
aber einiges dagegen, daß eine solcherart „rationale" Planung bei 
den bestehenden gesellschaftlichen Verhältnissen überhaupt zu ver-
wirklichen ist. Sie setzt nämlich voraus, daß die bürokratischen Pla-
nungsorgane demokratisch entwickelte gesellschaftliche Konzepte 
ausarbeiten und gegebenenfalls auch gegen das massive Profitinter-
esse privater Unternehmer durchsetzen müßten — eine angesichts 
der bestehenden Verhältnisse zweifellos etwas phantastische Vor-
stellung. In Wirklichkeit ist es wohl eher so, daß die staatliche 
Wissenschaftsverwaltung im wesentlichen soweit „plant", als es zur 
Durchführung und zur notdürftigen Koordination der von der In-
dustrie dringend geforderten Maßnahmen unbedingt notwendig ist 
und daß sie selbst diejenigen Maßnahmen nur unzulänglich in den 
Griff bekommt, die für eine langfristige Stabilisierung des kapitali-
stischen Systems notwendig sind. Die Staatsbürokratie brachte es 
von sich aus bislang noch nicht einmal ansatzweise zu einer schlüs-
sigen wissenschaftspolitischen Konzeption44, und daß eine solche von 
der politischen Öffentlichkeit oder vom Parlament entwickelt werden 
könnte, scheitert allein schon daran, daß deren Informationen über 
Stand und Möglichkeiten der wissenschaftlichen und technischen 
Entwicklung mehr als dürftig sind. 

Auf dem Gebiet der Forschungspolitik und Forschungsplanung 
fungiert die staatliche Bürokratie größtenteils als eine Art Zentral-
agentur der an Forschung und Entwicklung primär interessierten 
Unternehmungen und Konzerne. Die vielerorts euphemistisch be-
schworene „Zusammenarbeit" von „Staat" und „Wirtschaft" im For-
schungsbereich stellt sich bei näherem Hinsehen als die nicht einmal 

42a Jahresbericht des BDI 1967/68, S. 38. Vgl. auch Wolfgang Cartel-
lieri, Bildungs- und Forschungspolitik für 1980, in: J. H. Kaiser (Hrsg.), 
Planung I, Baden-Baden 1965, S. 391 ff.; Krauch-Kunz-Rittel (Hrsg.), For-
schungsplanung, a.a.O.; OECD, Science..., a.a.O.; Stolze, a.a.O.; Brooks, 
a.a.O.; Hennenhöf er, a.a.O., sowie Gerhard Speer, Wissenschaftslenkung 
durch Regierung und Konzerne in der Bundesrepublik, in: Marxistische 
Blätter, Jg. 6 Nov./Dez. 1968, S. 70 ff. 

43 Vgl. Claus Koch, Staatliche Forschung und Planung, in: R. Jungk 
und H. J. Mündt (Hrsg.), Der Griff nach der Zukunft. Modelle für eine 
neue Welt, München 1964, S. 383 ff.; Ernst Haas, Die Kontrolle des inter-
nationalen Wandels, in: Atomzeitalter Jg. 1968 S. 328 ff. 

44 So kommt es dazu, daß Vertreter der Bürokratie immer wieder 
„Wunschlisten" von der Industrie fordern. Vgl. Stifterverband, a.a.O. 
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mehr formal-parlamentarisch vermittelte Okkupation staatlicher 
und quasi-staatlicher Planungs- und Entscheidungsgremien durch 
Vertreter der „Wirtschaft" dar, die hier zusammen mit Ministerial-
beamten und einigen Wissenschaftlern die Grundlinien der staat-
lichen Wissenschafts- und Forschungspolitik festlegen45. Zweifellos 
setzt sich die Wissenschafts- und Bildungsplanung in der Bundes-
republik kaum dem „Vorwurf dirigistischen Reglementierens" aus46, 
zumindest nicht gegenüber der Großindustrie, die ja schließlich selbst 
unmittelbar und maßgeblich an ihr mitwirkt und auch kaum gegen-
über den beteiligten Angehörigen der Hochschulbürokratie, die neben 
der Vertretung ihrer korporativen Interessen für eine Art wissen-
schaftlichen Deckmantel zu sorgen haben. Daß das Ergebnis ihrer 
Arbeit eher den Charakter einer notdürftigen wechselseitigen Ab-
stimmung nebeneinanderherlaufender Einzelprojekte hat, daß es 
„Forschungsplanung" im strengen Sinne des Wortes bislang so gut 
wie nicht gibt, liegt indessen weniger an der Unfähigkeit der Büro-
kratie als an der Natur dieses „Planungsprozesses" selbst. Alle Pla-
nung kann die Antagonismen der kapitalistischen Produktionsweise 
nicht überwinden, solange diese nicht beseitigt sind. Und so bleibt 
der Konflikt zwischen den Profitinteressen einzelner monopolisti-
scher Konzerne und den Wachstumserfordernissen der Gesamtwirt-
schaft, zwischen den kurzfristigen Interessen einzelner Unternehmer 
und den „objektiven" Interessen des kapitalistischen Systems auf 
lange Sicht. Es steht zu vermuten, daß sich derartige Antagonismen 
und Interessengegensätze im planenden und regulierenden büro-
kratischen Apparat selbst ausprägen, je enger die „Verflechtung" 
von Staats- und Wirtschaftsbürokratien wird. Auf jeden Fall ver-
schärft sich der Konflikt zwischen der staatlichen Wissenschafts-
bürokratie und denjenigen am Wissenschaftsprozeß Beteiligten, die 
sich dem nahtlosen Einbau ihres Arbeitsbereichs in den kapitalisti-
schen Verwertungsprozeß widersetzen. In der Disziplinierung von 
Wissenschaft nämlich trifft sich gewissermaßen ein „allgemeines" 
bürokratisches und kapitalistisches Interesse. 

45 Dazu Wolfgang Cartellieri (ehemaliger Staatssekretär im Bundes-
ministerium für wissenschaftliche Forschung) über die Arbeitsweise der 
Deutschen Atomkommission und der Kommission für Weltraumforschung: 
„Bei beiden Institutionen handelt es sich nicht um übliche ministerielle 
Beiräte, die sich ein oder zweimal im Jahr gutachtlich äußern. Fast täglich 
tagt einer der verschiedenen Arbeitskreise und nimmt damit an der 
laufenden Arbeit des Bundesministers für wissenschaftliche Forschung 
teil. Die fachwissenschaftlich fundierten Beschlüsse der Arbeitskreise 
ermöglichen schnelle Entscheidungen des Ministeriums, das dadurch seinen 
wissenschaftlichen Apparat klein halten kann. Damit wurde eine neue 
inzwischen bewährte Verbindung von Staat, Wirtschaft und Wissenschaft 
in der täglichen Zusammenarbeit geschaffen." Cartellieri, a.a.O., S. 398. 
Weitere derartige „Beratungsorgane" sind die deutsche Forschungsgemein-
schaft, die deutsche Kommission für Ozeanographie und nicht zuletzt der 
Wissenschafts- und der Bildungsrat. Vgl. auch Leibjried, a.a.O., S. 81 ff.; 
Jahresbericht 1967/68 des BDI, S. 43, Bundesforschungsbericht I, S. 48 ff. 

46 So die Forderung von Cartellieri, a.a.O., S. 391. 
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Konservative Gehalte soziologischer Theorien* 

Die Soziologie gilt heute der herrschenden Meinung wie der stu-
dentischen Öffentlichkeit als eine progressive Disziplin. Sie selbst 
hegt von sich selber freilich eher den Verdacht, zur Bewahrung 
unserer gesellschaftlichen Verfassung beizutragen. Anzeichen eines 
solchen Konservativismus, so vermuten manche Soziologen, seien 
etwa das Postulat der Wertfreiheit, die empirische Orientierung, die 
funktionalistische Methode neuerer Soziologieansätze. Dagegen wie-
der wird von kompetenter Seite vorgebracht, daß der soziologische 
Konservativismus jedenfalls nicht der eigentümlichen Arbeitsweise 
der gegenwärtigen Soziologie entspringe1. Solche innerwissenschaft-
lichen Debatten über den konservativen Charakter dieses Fachs, dem 
kaum einer seiner Vertreter Radikalität bescheinigen wird, belegen 
immerhin die politischen Skrupel, mit denen die Soziologie ihrer 
bürgerlichen Genesis und Geltung begegnet. 

Solche Vorbehalte gegen diese Wissenschaft hegen ihre aufgeklär-
teren Vertreter mit Recht, doch müssen wir uns fragen, worin dieses 
Recht besteht. Denn der Vorwurf des Konservativismus findet seine 
Rechtfertigung tatsächlich nicht in Hinweisen auf die genannten 
methodischen Errungenschaften der neueren Soziologie, welche viel-
mehr unaufgeklärten Bewertungen, spekulativen Deutungen und 
platten Verdoppelungen gesellschaftlichen Geschehens entgegenwir-
ken könnten — würden sie nur reflektiert gehandhabt. Und der 
Standardtadel einiger dialektischer Theoretiker, an der Vernachlässi-
gung von Themen wie dem gesellschaftlichen Wandel oder dem 
sozialen Konflikt erweise sich der konservative Charakter der eta-
blierten Soziologie, ist ohne Zweifel unbegründet: das theoretische 
Modell einer stationären und reibungslosen Reproduktion gesell-
schaftlicher oder sozialer Zustände stellt in der älteren wie in der 
neueren Soziologie vielmehr eher eine Ausnahme als einen Regel-
fall dar2. Die bürgerliche Soziologie ist den Verhältnissen der kapi-
talistischen Gesellschaft, denen sie entsprang, weit gründlicher ver-
pflichtet, als sich dies in ihren thematischen Vorlieben und metho-
dischen Finessen ausdrücken kann. 

* Antrittsvorlesung, gehalten am 6. 2.1969 im Rahmen der Philosophi-
schen Fakultät der Universität Marburg. 

1 Vgl. R. Mayntz, Soziologie in der Eremitage? In: Kölner Zeitschrift 
für Soziologie und Sozialpsychologie 13, 1961, S. 110—125. 

2 Vgl. z. B. D. Martindale, The Nature and Types of sociological 
Theory. Boston I960; passim. 
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Die Befürwortung dieser Verhältnisse, welche diese Wissenschaft 
neben und vor aller denkbaren sozialtechnischen Verwertung ihrer 
Befunde als ein Instrument der gesellschaftlichen Reproduktion 
ausweist, trägt grundsätzlichen Charakter. Sie ist in der Entstehung 
der Disziplin angelegt und geht auf eine Umdeutung des Gegen-
st'andsbereichs der Sozialtheorie zurück, welche dem ursprünglichen 
Selbstverständnis der Soziologie als Naturwissenschaft entspricht3. 
Die ersten großen Soziologie-Entwürfe im 19. Jahrhundert, die posi-
tiven Gesellschaftslehren Comtes und Spencers, finden ihr Thema 
nicht länger — wie die revolutionären und die gegenrevolutionären 
Sozialtheorien in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts — in jener 
historischen Welt menschlicher Tätigkeit, die sei's in der Idee ihres 
Fortgangs zur Selbstbefreiung des Menschengeschlechts von ge-
schichtlichem und natürlichem Zwang, sei's in der Idee der göttlichen 
Lenkung dieser Welt als eine Einheit erscheint. In der Gesellschaft 
des Bürgertums, in den Zeiten des forcierten Aufbaus und der un-
gehemmten Entfaltung der kapitalistischen Produktionsweise, ist 
das soziale Geschehen weder auf ein emanzipatives menschliches 
Tätigsein noch auf ein regulierendes göttliches Wirken zurück-
zuführen. Die Sozialtheorie, die in dieser Welt sich etablieren, ja 
diese selbst etablieren helfen will, muß sich nach anderen Beschrei-
bungen ihres Gegenstands umsehen. So unternimmt es die von revo-
lutionärem und gegenrevolutionärem Interesse gereinigte, genuin 
bürgerliche Soziologie, den geschichtlich gegebenen Zustand der Ge-
sellschaft in den Rang eines selbständigen, nach Herkunft und Zu-
kunft überschaubaren Bereichs positiver wissenschaftlicher Erfah-
rung zu erheben. Die einst, im vorangegangenen Jahrhundert, als 
wesentlich veränderlich geltende historische Welt erscheint der So-
ziologie von Anfang an als Bereich eines in sich ruhenden und 
dauernd gegenwärtigen gesetzmäßigen Seins. Freilich muß sich 
diese Fiktion zunächst auf Versuche stützen, die Vergesellschaftung 
der Menschen aus Rahmenbedingungen abzuleiten, welche der Natur 
der Geschichte oder der Geschichte der Natur entsprechen sollen. 
Doch zielt das soziologische Programm, Regelmäßigkeiten zwischen-
menschlichen Handelns und Verhaltens positivistisch zu erhärten, 
auf wissenschaftliche Festlegungen der Erscheinungen des gegebe-
nen Gesellschaftszustands, welche seine historisch-praktische Ent-
stehungsweise und Überwindbarkeit grundsätzlich ausklammern. 

Diesen konservativen Rahmen hat die weitere Geschichte dieser 
Wissenschaft nicht gesprengt. Wo immer seither die Soziologie zu 
Aussagen vorstoßen will, welche über die Beschreibung und Erörte-
rung raumzeitgebundener Gesellschaftserscheinungen hinausgehen, 
mißlingt ihr eine schlüssige Darlegung ihres Gegenstandsbereichs 
und verzichtet sie auf eine vollständige Explikation seines histori-
schen Charakters. Sie nimmt die Grundverhältnisse, die Sozial-

3 Vgl. hierzu und zum folgenden meine demnächst erscheinende Ar-
beit: Soziales System und sozialer Wandel. Untersuchungen zur Geschichte 
und Bedeutung zweier Begriffe. Enke Verlag, Stuttgart 1969. 
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gebilde, die geistigen Ausprägungen der vorgegebenen Gesellschafts-
formation als ihre Gegenstände, als seien sie der Gewalt der Ge-
schichte und dem Zugriff menschlicher Praxis entrückt und um ihrer 
selbst willen existent — und dies selbst dort, wo den Theoretikern 
der genuin historische Charakter unserer Gesellschaftsform auf das 
deutlichste bewußt ist. Diese Verselbständigung der gesetzten Ver-
hältnisse der gesellschaftlichen Reproduktion zum soziologischen Ge-
genstand sui generis tritt lehrgeschichtlich in verschiedenen Formen 
zutage; Theorien, welche selbst die Reichweite ihrer Aussagen auf 
den zeitlichen und räumlichen Umkreis des Vorfindlichen beschrän-
ken wollen, sind gegen solche Hypostasierungen noch am ehesten 
gefeit. Einige Muster der weiterreichenden Theorien aber — und 
zwar solche, an denen die Vielgestaltigkeit affirmativer Soziologie 
zutage tritt — möchte ich grob skizzieren. 

Die schon angedeutete Wende von der frühbürgerlichen Sozial-
philosophie zur positiven Gesellschaftswissenschaft erbringt — im 
Zuge der ökonomischen Entfaltung und politischen Befestigung der 
kapitalistischen Produktionsweise — die erste lehrgeschichtliche Aus-
prägung der bewahrenden Soziologie. Nicht die grundsätzlich un-
begrenzte Verbesserung aller Lebensbedingungen, sondern die Be-
festigung und Vervollkommnung der vorhandenen ökonomischen 
und kulturellen Verhältnisse zwischen den Menschen bilden das 
Hauptmotiv der soziologischen Gesellschaftsbetrachtung des 19. 
Jahrhunderts. Die Kategorien des geschichtlichen Fortschritts und 
der natürlichen Evolution in den — freilich voneinander recht ver-
schiedenen — Lehren eines Comte, Spencer, Sumner oder Ward 
stellen nur noch theoriegeschichtliche Hülsen dar, die allerdings dem 
Zweck -dienstbar gemacht werden, die gegebenen Grundverhältnisse 
der Gesellschaft als entwicklungsgesetzlich abgeleitete erscheinen zu 
lassen. Diese arbeitsteiligen und politisch-kulturellen Grundverhält-
nisse der kapitalistischen Gesellschaftsreproduktion, nämlich die 
autoritär gesetzten und die konkurrenzmäßig eingespielten Bezie-
hungen zwischen den warenproduzierenden und warentauschenden 
Menschen, bilden das zentrale sachliche Problem der positivistischen 
Entwürfe geistesgeschichtlich oder naturgeschichtlich gesetzter Ge-
sellschaftsgefüge. 

Es ist Aufgabe der positiven Gesellschaftslehren, den Verbund der 
durch Herrschaft und Wettbewerb zusammengehaltenen Gesell-
schaftsmitglieder schließlich als ein Gefüge erscheinen zu lassen, das 
um seiner selbst willen da ist und vom Fortgang der Geschichte 
nichts zu befürchten hat. Die schlichte Lösung dieses Problems be-
steht in der Unterstellung, daß die Autoritätsbeziehungen in der 
gegebenen Gesellschaft auf Konsensus beruhen und die Konkurrenz-
beziehungen Gleichgewichte zuwege bringen. Aporien, welche diese 
Lösung als fragwürdig erscheinen lassen, werden durch die Versiche-
rung überspielt, die Verhältnisse kapitalistischer Autorität und Kon-
kurrenz seien entwicklungsgesetzlich bekräftigt. Das Comtesche 
Dreistadiengesetz und das Spencersche Evolutionsgesetz dienen ge-
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radewegs diesem apologetischen Zweck4. So wird in der zuerst 
genannten Version dieser Gesellschaftswissenschaft aus einem gei-
stesgeschichtlich gesetzten Konsensverhältnis zwischen den Gesell-
schaftsmitgliedern ein Kooperationszusammenhang der Handlungs-
subjekte abgeleitet, der vor allem als Zusammenfassung aller Kräfte 
im Dienste eines vorgegebenen Ziels entworfen ist. Zumal bei Comte 
ist die Gesellschaftslehre an dem Motiv orientiert, die Leistung des 
Gefüges der warenproduzierenden Tätigkeiten zu sichern und zu 
steigern — den Aufbau der Industrieproduktion in seinem Lande zu 
forcieren. Und nach einer zweiten Spielart positiver Gesellschafts-
wissenschaft erwächst aus einem naturgeschichtlich fundierten Ba-
lanceverhältnis zwischen den Gesellschaftsmitgliedern ein Kommu-
nikationszusammenhang der Verhaltensträger, der besonders der 
Harmonisierung der kollektiven Lebensformen gilt. Insbesondere bei 
Spencer ist die Gesellschaftslehre von der Absicht geleitet, den Be-
stand des Gefüges der warentauschenden Aktivitäten zu erhalten 
und zu festigen — den Wirtschaftsliberalismus seiner Zeit zu be-
wahren. Das offenkundige Ziel der Förderung des Bestands und der 
Leistung der vorgegebenen Vergesellschaftungsweise5 aber schließt 
die Vorstellung einer im Grunde zu sich selbst gekommenen, in sich 
schon richtigen. Gesellschaftsform ein. In sie will die Theorie vor 
allem eingefügt wissen, was historisch die kapitalistischen Verhält-
nisse durchbrechen will: das industrielle Proletariat. Wenn als Ge-
genstand der Soziologie in diesen Theorien eine zu sich selbst gekom-
mene Gesellschaft figuriert, so nur auf Grund der Unterstellung, daß 
eine solche Unterwerfung gesichert sei. Indessen hat sich diese Kon-
zeption von Soziologie inzwischen als historisch überholt erwiesen. 

Im Zuge des imperialistischen Ausgreifens und der inneren Straf-
fung der kapitalistischen Industriegesellschaften muß nämlich der 
Versuch einer entwicklungsgesetzlichen Bestimmung gesellschaft-
licher Gefüge und einer gesellschaftswissenschaftlichen Deutung 
sozialer Handlungs- oder Verhaltensbeziehungen zunehmend als 
müßig, ja als unpassend erscheinen: nicht gesetzmäßige Befestigun-
gen und Vervollkommnungen des gesellschaftlichen Rahmens inter-
personeller Aktivität, sondern die Wandelbarkeit und Systematisier-
barkeit sozialer Aktionsmuster werden nun — besonders seit der 
ersten Nachweltkriegszeit — für die soziologische Theorie interes-
sant. So hebt die schon früh einsetzende Kritik an den positiven 
Gesellschaftslehren die sozialen Muster der Tätigkeit vergesellschaf-
teter Menschen hervor, welche sich scheinbar unabhängig von ihrem 
gesellschaftlichen Kontext darbieten. Diese deutet die Soziologie, je 
mehr sie sich als streng erfahrungswissenschaftliche Disziplin ver-
steht, als Bereich eines sei's veränderlichen, sei's gleichförmigen 
regelmäßigen Geschehens, wobei der Objektbereich der Soziologie 

4 Vgl. ebd., Abschnitt 1.1 und 1.3. 
5 Diese Prinzipien — das der Bestandssicherung und das der Lei-

stungssteigerung — sind auch als Leitideen neuerer soziologischer Theorie-
ansätze nachweisbar, vor allem in der Organisationssoziologie. 
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zur überschaubaren Dimension zwischenmenschlichen Handelns und 
Verhaltens verkürzt wird. Die sozialen Interaktionsmuster, welche 
der arbeitsteiligen und soziokulturellen Reproduktion der Gesell-
schaft innewohnen und die in der Form zwischenmenschlicher Ko-
operations- und Konfliktbeziehungen erscheinen, bilden das zentrale 
sachliche Problem der in der Zwischenkriegszeit sich entfaltenden 
allgemeinen Theorien sozialen Wandels und sozialer Systeme, deren 
Konzeptionen auf Ogburn und Ellwood, Znaniecki und Henderson 
zurückzuführen sind. 

Der sozialtechnische Impetus dieser Theorien zielt dahin, die So-
zialgefüge der in Konflikt und Kooperation aufeinander bezogenen 
Menschen als Gebilde darzustellen, die — vom Schicksal der Gesell-
schaft unabhängig — auf sich selbst gegründet sind. Die Lösungen, 
die für dieses Problem vorgeschlagen wurden, sind vielfältig. Sie 
laufen aber mit einer gewissen Konsequenz in der Annahme zusam-
men, daß die systematischen und sich wandelnden Sozialzusammen-
hänge der Menschen auf Zwecke sich richten und in Rollen eingebun-
den werden, die sie als sich selbst lenkende und tragende Beziehun-
gen erscheinen lassen. So pflegen Entwürfe von Systemen zwischen-
menschlichen Tuns die Handlungsmotive und Verhaltensreaktionen 
der Akteure als in einer bestimmten Weise vorgeprägte zu beschrei-
ben, wodurch die Annahme einer relativen Selbständigkeit solcher 
Gebilde leichter als gerechtfertigt erscheinen kann. Ähnlich beruhen 
auch die theoretischen Konzeptionen des Wandels sozialer Aktions-
beziehungen durchweg auf der Vorstellung einer eigentümlichen 
Imprägnation der Handlungsziele und Verhaltensimpulse der betei-
ligten Tätigkeiten, welche ihren sozialen Zusammenhang bekräftigt. 
Schwierigkeiten, welche mit solchen Begriffsbestimmungen verbun-
den .sind, lassen sich am ehesten durch eine Fixierung der Theorie 
auf die organisatorischen Sozialgebilde vermindern. Das Konzept der 
Zweckrationalität und Rollenkonformität in sozialen Organisationen 
läuft eben darauf hinaus, einen Bereich menschlichen Zusammen-
lebens zu entwerfen, in dem sich funktionierende Interaktionen als 
aufeinander verwiesene und einander widersprechende Handlungen 
und Verhaltensakte ohne Ansehung des konkreten Gesellschafts-
zustandes herstellen und durchhalten. Die generalisierende empiri-
sche Sozialtheorie ist offenkundig, ebenso wie die funktionalistische 
Theorie, auf jene Welt routinierter und flexibler Tätigkeit gerichtet, 
die sich in den Organisationen und Bürokratien präsentiert, welche 
die spätkapitalistische Industrieproduktion überdachen. Aber das 
Lob der Routine6 und Flexibilität vorgegebener Sozialbeziehungen, 
das zumal die Organisationssoziologie zu ihrer ureigensten Sache 
macht, beruht auf der Vorstellung eines Bezirks aufeinander sich 
leinspielender und einrichtender Tätigkeiten, der — mit allen be-
grifflichen Mitteln gegen die Bedingungen der gesellschaftlichen 
Realität abgeschirmt — in sich selbst begründet sei. Die soziologi-

6 Vgl. N. Luhmann, Lob der Routine. In: Verwaltungsarchiv 55, 1964. 
S. 1—33. 



Konservative Gehalte soziologischer Theorien 39 

sehen Theorien, die der Systematisierung und Wandlung der zwi-
schen den Menschen spielenden Tätigkeiten gewidmet ist, atmen den 
stickigen Geist der Angestelltenmentalität7. Die in sich selbst be-
gründeten Sozialbeziehungen, die als ihr Gegenstand erscheinen, 
funktionieren in allen möglichen Gesellschaftszuständen, wie sinnlos 
und inhuman sie auch seien. 

Gegen eine solche Soziologie wendet sich seit den dreißiger Jahren, 
dem Anschein nach sehr konsequent, die von Horkheimer initiierte 
sogenannte kritische Gesellschaftstheorie. Nicht die Regelmäßigkei-
ten der sozialen Handlungen und Verhaltensweisen, welche die 
organisierte Reproduktion der spätkapitalistischen Gesellschaft ver-
mitteln und die, zumal im Faschismus, politischer Steuerung unter-
liegen, sondern subjektive und objektive Dispositionen solcher Tätig-
keiten bilden den Ansatzpunkt dieser Theorie. Geplant als eine Fort-
setzung des Versuchs, „die gegenwärtige Wirtschaftsweise und die 
gesamte auf ihr begründete Kultur als Produkt menschlicher Arbeit 
[zu] erkennen"8, hat sie sich bald auf ein Programm der Aufdeckung 
von Bedingungen falschen Bewußtseins zurückgezogen: der Charak-
ter der geistigen Ausprägungen der bürgerlichen Gesellschaft, der 
Verdrängung subjektiver Triebansprüche und der Verdinglichung 
objektiver Interessenwidersprüche zu entspringen, stellt sich als ihr 
Hauptproblem heraus. In dieser Theorie geht mit einer — Hork-
heimer zufolge — „kritischen Anerkennung der das gesellschaftliche 
Leben beherrschenden Kategorien", die „zugleich seine Verurteilung 
[enthält] " 9, eine Rückbildung der politischen Ökonomie in eine Kri-
tik des Bewußtseins einher, die in der Adoption der psychoanalyti-
schen und in einer Verfeinerung der Ideologie-Kritik ihre Höhe-
punkte hat. Sie entziffert das herrschende Bewußtsein als Rationali-
sierung und Ideologie. Der Vorsatz, die subjektiven und objektiven 
Komponenten falschen Bewußtseins als notwendigen Ausdruck der 
Verhältnisse zu begreifen, in denen die vergesellschafteten Men-
schen ihr Leben reproduzieren, bleibt in dieser Theorie freilich eine 
leere Forderung. Wo sie die Ebene der kritischen Darlegung vor-
gegebener Bewußtseinsformen verlassen will, neigt sie dazu, die 
Momente des Substrats, denen diese Formen entsprangen, als die 
Elemente des Individuellen und des Gesellschaftlichen gegeneinan-
der zu hypostasieren. Dies tritt jedenfalls in dem einzigen Versuch 
zutage, den Anspruch der kritischen Theorie, theoretische Deutung 
der Gesellschaft zu sein, einzulösen: nämlich im Werk Herbert Mar-
cuses. Seiner Theorie zufolge nimmt heute die Produktivkraft der 
Gesellschaft zunehmend ideologische Formen an und erfolgt die 
Bedürfnisbefriedigung der Individuen bald nur noch in rationalisier-

7 Vgl. auch: H. J. Krysmanski, Soziales System und Wissenschaft. Gü-
tersloh 1967; passim. 

8 M. Horkheimer, Traditionelle und kritische Theorie. In: ders., Kriti-
sche Theorie. Eine Dokumentation. Hrsg. v. Alfred Schmidt. Bd. II. 
Frankfurt 1968, S. 137—191; hier: S. 156. 

9 Ebd., S. 157. 
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ter Weise. Der von definierbaren partikularen Interessen losgelöste 
Herrschaftszusammenhang, der so entsteht, umfängt einen technolo-
gisch bestimmten gesellschaftlichen Apparat und eine manipulativ 
bestimmte individuelle Psyche, die beide den Verhältnissen der 
Warenproduktion entrückt zu sein scheinen10. Auf anthropologische 
und institutionalistische Kategorien zurückgeführt, lassen sich Indi-
viduum und Gesellschaft' unserer Geschichtsperiode hier nur noch in 
einer höchst konservativen Sicht vermitteln: in der Annahme, daß — 
wie Marcuse formuliert — „die Gesellschaft entsprechend der kon-
kurrierenden ökonomischen Leistung ihrer Mitglieder geschichtet 
ist"11. Und die Emanzipation vom Herrschaftszusammenhang, die 
Neubestimmung der Bedürfnisse oder gar der Technik einschließend, 
erscheint in der Theorie als „autonomer Akt der Menschen", als eine 
„freie Aktion" lä, die konkreter gesellschaftlicher Bestimmungen zu 
entraten scheint. Somit ist festzuhalten, daß die sogenannte kritische 
Gesellschaftstheorie denjenigen, der kritische Auskunft über die Ge-
sellschaft verlangt, im wesentlichen auf eine Auseinandersetzung mit 
den Ideen verweist, die durch sie gegeben sind. Als Gegenstand der 
Theorie erscheinen zuvorderst Bewußtseinsformen, die auf ihres-
gleichen bezogen sind und im Gang der Kritik Differenzierungen 
und Diversifikationen erfahren, ohne daß der Charakter der Not-
wendigkeit, mit der sie der Vergesellschaftungsweise entsprungen 
sind, entziffert würde. Wenn einsichtig ist, daß die gesellschaftliche 
Unterordnung der Arbeiterschaft die Hauptaufgabe der positiven 
Gesellschaftslehren war, die gesellschaftliche Integration der An-
gestellten hingegen der Hauptnutzen allgemeiner empirischer Sozio-
logie, so ist der Gedanke nicht von der Hand zu weisen, daß die 
Hauptfunktion der angeblich kritischen Theorie die gesellschaftliche 
Neutralisierung der Intellektuellen sein kann. 

Auf der Ebene ihres Inhalts jedenfalls tritt der bürgerliche, ja 
kleinbürgerliche Charakter der drei Theoriemuster daran hervor, 
daß der konkrete Vorgang der dauernden Wiederherstellung der 
Verhältnisse ihrer Gesellschaft nicht ihr Thema wird — von den Be-
dingungen der Entstehung, Entfaltung und Aufhebung solcher Ver-
hältnisse ganz zu schweigen. Der Gegenstandsbereich der genannten 
soziologischen Theorien ist —so, wie er im tatsächlichen Gang ihrer 
Analysen sich darstellt — auf Erscheinungen beschränkt, die im 
gegebenen Vergesellschaftungsvorgang zutage treten. In dieser Be-
schränkung liegt ihr konservativer Gehalt: die Einseitigkeit, die im 
Verzicht auf die Darlegung der Mechanismen und Bedingungen des 
geschichtlichen Fortschreitens der Gesellschaft liegt, impliziert die 
Annahme einer naturnotwendigen Aufrechterhaltung ihrer Existenz. 

10 Vgl. hierzu und zum folgenden besonders die Aufsätze im Sammel-
band: Antworten auf Herbert Marcuse, hrsg. und eingel. v. J. Habermas. 
Frankfurt/M. 1968. 

11 H. Marcuse, Eros und Kultur. Stuttgart 1957, S. 50. 
12 H. Marcuse, Vernunft und Revolution. Neuwied, Berlin 1962. 

S. 276, 279. 
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Diese Einseitigkeit wird an der mechanistischen Interpretation 
menschlicher Tätigkeit, die anscheinend allen diesen Theorien zu-
grunde liegt, deutlich. Schon die positiven Gesellschaftslehren haben, 
im Zeichen ihres Interpretationsprinzips der Sicherung des Bestands 
und der Leistung gesellschaftlicher Gebilde, menschliches Tun vor 
allem als einen linearen Aktionsverlauf interpretiert, der auf Ziele 
gerichtet oder durch Impulse getrieben ist und im übrigen sich selbst 
Genüge tut. Die teilweise oder vollständige Abstraktion von den 
natürlichen und geschichtlichen Gegenständen und Voraussetzungen 
vergesellschafteter Aktionen, welche die Aktivität selbst verändert, 
kennzeichnet dann zunehmend auch die späteren handlungs- und 
verhaltenstheoretischen Entwürfe sozialer Aktionsgebilde, und an-
scheinend auch die neuesten Umdeutungen dieser Theorieansätze von 
Seiten der kritischen Theorie13. In einem solchen Verfahren aber 
wird zugleich von den produktiven und kreativen Momenten mensch-
lichen Tuns abgesehen, und in dieser Abstraktion zeigt sich vor allem 
der konservative Charakter der genannten Soziologien. 

Diese Wissenschaft erscheint in der Tat als eine Disziplin, die das 
Prinzip der Bewahrung vorhandener Sozialverhältnisse sehr tief 
verinnerlicht hat14. Die Soziologie stellt sich in den bald eineinhalb 
Jahrhunderten ihrer Existenz nacheinander als eine nachrevolutio-
näre, als eine arevolutionäre oder als eine pseudorevolutionäre Wis-
senschaft dar. Konservative Leute sollten sie nicht länger für gefähr-
lich halten. Die Soziologen aber, denen ihre affirmative Wissenschaft 
nicht paßt, sollten sich daran machen, sie in Hinblick auf das Problem 
der Entfaltung, Verfestigung und Überwindung gesellschaftlicher 
Formationen — darunter auch der gegenwärtigen — zu begreifen 
und zu entwerfen. Eine solche Überwindung der affirmativen Ein-
seitigkeit der Soziologie aber fiele mit dem Vollzug ihrer theoreti-
schen Grundlegung zusammen, der lange genug aussteht. 

Eine eingehendere Betrachtung der Soziologiegeschichte nämlich 
läßt leicht erkennen, daß diese Wissenschaft dort, wo sie über die 
Beschreibung und Erörterung raumzeitlich fixierter Gesellschafts-
erscheinungen hinausgehen will, einer gegenständlichen Grund-
legung ihrer Theorien bislang entbehrt. Die menschliche Vergesell-
schaftung, deren Struktur und Prozeß sich im vorwissenschaftlichen 
Verstand problemlos zum Gegenstand der Soziologie fügen, hat sich 
in deren theoretischen Grundsätzen bislang nicht als jener Bereich in 
sich ruhender menschlicher Verhältnisse dargestellt, den die positive 

13 Die Habermassche Entgegensetzung von instrumentellem Handeln 
und kommunikativer Interaktion, in der instrumenteile Aktivität und Ar-
beit identifiziert und ihres Merkmals beraubt werden, von vornherein 
„interaktioneller" Natur zu sein, läuft auf eine Hypostasierung kommuni-
kativer Verhältnisse gegenüber der kollektiven Auseinandersetzung der 
Menschen mit den natürlichen und geschichtlichen Bedingungen ihrer Ver-
gesellschaftung hinaus. Vgl. bes. J. Habermas, Arbeit und Interaktion. In: 
ders., Technik und Wissenschaft als „Ideologie". Frankfurt 1968, S. 9—46. 

14 Vgl. dazu auch: D. H. Wrong, The oversocialized Conception of Man 
in modern Sociology. In: American Sociological Review 26,1961, S. 183—193. 
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Gesellschaftslehre, die generalisierende Sozialtheorie und die kriti-
sche Gesellschaftstheorie — wenn auch auf recht verschiedene Weise 
— unterstellen. Offenkundig stellen ja die auf sich selbst verwiese-
nen Gesellschaftsverhältnisse, die in sich selbst begründeten Sozial-
beziehungen und die auf sich selbst bezogenen Bewußtseinsformen, 
die die Soziologie in ihren verschiedenen Ausprägungen präsentiert 
hat, keine konkreten Vergesellschaftungsvorgänge dar. Ein solcher 
Vorgang muß auch als eine stufenweise Verselbständigung der 
menschlichen Praxis gegenüber ihren jeweiligen geschichtlichen und 
natürlichen Bedingungen begriffen werden, und zwar als ein Vor-
gang, der nicht nur angesichts dieser Bedingungen, sondern auch 
durch und gegen sie sich vollzieht. Der mechanistischen Interpreta-
tion menschlichen Tuns in der neueren Sozialtheorie, die wohl auf 
Hobbes zurückgeht und nur in der Vor- und Frühgeschichte der 
Soziologie, vor allem bei Marx, zuweilen durchbrochen wird, liegt 
aber der Gedanke durchaus fern, daß der gesellschaftliche Zusam-
menhang der Menschen in einer dauernden Umformung ihrer na-
türlichen und geschichtlichen Lebenswelt sich schrittweise und prak-
tisch herausbildet. Den soziologischen Lehren, die von diesem kon-
kreten Vergesellschaftungsvorgang im thematischen Ansatz ab-
strahieren, ist der Versuch entgegenzusetzen, Gesellschaft grund-
sätzlich als einen Zusammenhang transformierender Praxis zu fas-
sen. Soziologie ist in Hinblick auf den transformatorischen Charak-
ter jedes, und auch des gegenwärtigen Zusammenhangs vergesell-
schafteter Tätigkeit, zu entwerfen und zu betreiben. Soweit die So-
ziologie die fördernden und hemmenden Bedingungen solcher gesell-
schaftlichen Praxis und diese selbst ernsthaft zu ihrem Thema macht, 
weist sie über das Prinzip einer bloß bewahrenden Wissenschaft 
hinaus. Sie wäre dann auch in der Lage, zu einer Theorie der Ent-
faltung und des Verfalls von Gesellschaften anzusetzen und jene 
Grundlegung soziologischer Wissenschaft zu leisten, um die diese 
Disziplin bislang, unter der ausdrücklichen oder stillschweigenden 
Prämisse der Unveränderlichkeit der Verhältnisse der kapitalisti-
schen Gesellschaft, erfolglos sich bemüht. 
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Soziologie in der DDR 

I Entstehung: Einrichtung durdi die Partei, Forschungsplan als Ant-
wort auf gesellschaftliche Widersprüche 

Während bis zu Beginn des Jahres 1963 Soziologie in der DDR im 
wesentlichen verstanden und betrieben wurde als Kritik der bürger-
lichen Soziologie im Rahmen einer Kritik der bürgerlichen Philoso-
phie und Ökonomieändern sich Zielsetzung und Anwendung dieser 
Wissenschaft mit der Änderung des Wirtschaftssystems. Nach der 
Periode der größtmöglichen Aktivierung von Arbeitskräften und der 
Maximierung des Outputs, gekennzeichnet durch höchste administra-
tive Zentralisation, wird mit der Diskussion um eine Dezentralisie-
rung der Entscheidungsbefugnisse, um neue Planung und Leitung2, 
eine wissenschaftliche Durchdringung der Leitungstätigkeit erforder-
lich. So werden in dem auf dem VI. Parteitag (15.—21. Jan. 1963) 
angenommenen Programm erstmals die Aufgaben der soziologischen 
Forschung allgemein festgelegt. Dort heißt es: „Von großer Bedeu-
tung für die Lösung der Aufgaben des umfassenden Aufbaus des 
Sozialismus ist die weitere Entfaltung der theoretischen Arbeit auf 
dem Gebiet der marxistischen Gesellschaftswissenschaft, der Lehre 
von der Leitung und Entwicklung der Gesellschaft... Von den Ge-
sellschaftswissenschaften werden verstärkt soziologische Forschun-
gen durchgeführt."3 Auf der Konferenz der ideologischen Kommis-
sion beim Politbüro des ZK im März 1964 wird von Kurt Hager der 
soziologischen Forschung folgende Aufgabe zugewiesen: „Durch so-
ziologische Massenforschungen zu grundlegenden und umfassenden 
Problemen unserer gesellschaftlichen Entwicklung wird ein wich-
tiger Beitrag zur politischen Führungs- und Leitungstätigkeit der 
Partei und des Staates geleistet. In der gegenwärtigen Periode des 
umfassenden Aufbaus des Sozialismus stehen vor allem jene Pro-
bleme und Prozesse im Mittelpunkt der soziologischen Forschung, 
die der wissenschaftlich-technische Fortschritt in Industrie und Land-
wirtschaft für das Leben und die Entwicklung der verschiedenen so-

1 Vgl. z. B. die Veröffentlichungen des Deutschen Verlags der Wissen-
schaften in der Reihe „Unser Weltbild". 

2 Hierzu die Beiträge in: Das Argument, 8. Jahrg. 1966, Nr. 39, „Wirt-
schaftsmodelle im Sozialismus". 

3 Protokoll der Verhandlungen des VI. Parteitages der SED, Bd. IV, 
S. 361 (zit. nach „Zur Technik und Methodologie soziologischer Forschung, 
S. 19). 
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zialen Gruppen und Schichten mit sich bringt."4 Nach einem Be-
schluß des Politbüros des ZK der SED vom 15. September 1964 wer-
den die Soziologen damit beauftragt, die sozialen und „ideologi-
schen" Bedingungen, Faktoren und Triebkräfte der technischen Re-
volution in der DDR zu erforschen; ein genaueres Forschungs-
programm legt die Abteilung Soziologische Forschung des Instituts 
für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED vor, verantwort-
lich für die Durchführung ist der Wissenschaftliche Rat für soziolo-
gische Forschung der DDR. Das Thema des Forschungsprogramms 
lautet: „Die Entwicklung des kulturell-technischen Niveaus der 
Werktätigen im Prozeß der technischen Revolution". Dies legt den 
Schwerpunkt eindeutig auf die Industriesoziologie. Als Forschungs-
bereiche werden bis 1970 Industriezweige in Leipzig, Halle, Berlin, 
Karl-Marx-Stadt und Dresden angegeben. Die Forschungsgegen-
stände sind thematisch und in der zeitlichen Aufeinanderfolge fest-
gelegt. Untersucht wird: 

Die Entwicklung der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit in der 
technischen Revolution (1965 bis 1966); 
die Entwicklung des Verhältnisses zur Arbeit bei den Werk-
tätigen im Prozeß der technischen Revolution (1966 bis 1968); 
die Aufhebung der personellen Unterschiede zwischen körper-
licher und geistiger Arbeit im Prozeß der technischen Revolu-
tion (1967 bis 1969); 
die Auswirkungen der technischen Revolution auf die Sozial-
struktur in der Periode der Vollendung des sozialistischen Auf-
baus in der DDR (1968 bis 1970). 

(Inwieweit diesem Forschungsplan gefolgt wird, das heißt, ob die 
in den angegebenen Bereich fallenden Untersuchungen alle durch-
geführt und erschöpfend behandelt wurden, läßt sich im Rahmen 
dieser Darstellung nicht prüfen, da ein großer Teil der Untersuchun-
gen nicht in Buchform veröffentlicht ist. Hier werden nur die von 
den Verlagen veröffentlichten soziologischen Forschungen aus der 
DDR berücksichtigt.) 

Vorsitzender des Wissenschaftlichen Rates für soziologische For-
schung beim ZK der SED und Leiter der Abteilung für soziologische 
Forschung wurde Horst Taubert; seit 1966 ist es der Philosoph Erich 
Hahn. Inzwischen gibt es an vielen Universitäten (der DDR soziolo-
gische Abteilungen, Arbeits- und Forschungsgruppen (so zum Bei-
spiel in Berlin, Leipzig, Halle, Merseburg und Dresden). Es gibt eine 
soziologische Kommission und in einigen Industriewerken eigene 
Industriesoziologen. 

Neben vielen Aufsätzen über die ersten Forschungen, Probleme 
und Ergebnisse in den Zeitschriften „Einheit" und „Deutsche Zeit-
schrift für Philosophie" im Jahre 1964 gab der Deutsche Verlag der 
Wissenschaften im gleichen Jahr eine Übersetzung eines tschechi-

4 Kurt Hager: Probleme und Aufgaben der Gesellschaftswissenschaf-
ten nach dem 5. Plenum des ZK. In Einheit, 1964, Heft 4, S. 60 (zit. nach: 
Zur Technik und Methodologie, S. 20). 
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sehen Buches, Klöfac/Tlusty, Empirische Soziologie5, heraus, und die 
Wissenschaftliche Zeitschrift der Humboldt-Universität veröffent-
lichte ebenfalls 1964 einen Sonderband, Fragen der marxistischen 
Soziologie6, in dem sowohl methodische und praktische Forschungs-
probleme behandelt' sind als auch Kritik an der bürgerlichen Sozio-
logie geleistet wird. Die erste von einem nicht-universitären Verlag 
veröffentlichte Aufsatzsammlung von DDR-Autoren folgt 1965, 
Soziologische und psychologische Erfahrungen aus Forschung und 
Praxis. Nach einer Standortbestimmung und Abgrenzung von der 
positivistischen Soziologie durch Erich Hahn7 aus dem gleichen Jahr 
folgt in den Jahren 1966, 1967 und 1968 eine große Zahl von For-
schungsberichten, methodologischen Erörterungen und wiederum 
Auseinandersetzungen mit der bürgerlichen Soziologie; der Wissen-
schaftliche Rat für Soziologische Forschung beginnt 1967 eine eigene 
Reihe „Soziologie", veröffentlicht im Dietz-Verlag, in der bisher vier 
Forschungsberichte erschienen sind. 

Fragt man sich, wieso eigentlich plötzlich so forciert praktische 
Sozdalforschung in der DDR betrieben wird, so gibt es darauf als 
Übersetzung der ein wenig abstrakt anmutenden Formulierung „der 
wissenschaftlichen Führungstätigkeit . . . in zunehmendem Maße Er-
kenntnisse für die Lösung der vielfältigen sozialen Probleme zu ver-
mitteln" 8, eine relativ einfache Antwort. Untersucht, erforscht, gelöst 
werden muß das Problem, warum viele Werktätige nach der Ver-
änderung der Produktionsverhältnisse, nach 20 Jahren mühseligen 
Aufbaus, zu einem Zeitpunkt, da sie durch die zweite wissenschaft-
lich-technische Revolution als lernende, Technik bewältigende In-
dividuen wesentlicher sind für die Fortentwicklung denn je, warum 
da ihr Verhalten, Handeln, ihr Bewußtsein, ihre Einstellung den 
ökonomischen Bedingungen, unter denen sie leben, nicht entspricht! 
Warum wollen einige nicht' „Herr der Maschine" sein, das heißt, sie 
begreifen, sich ihrer bedienen, statt sie zu bedienen; heißt lernen, 
sich fortbilden, sich „qualifizieren". Woraus resultiert bei einigen 
die fatalistisch entfremdete Konsumentenhaltung, die doch nur dem 
Kapitalismus adäquat war? Warum ist die Frauenemanzipation nicht 
so weit' geglückt, daß alle Frauen sich über das bloße Geldverdienen 
hinaus auch weiter qualifizieren wollen? Warum identifiziert sich 
nicht die gesamte Jugend mit der Gesellschaft, so daß sie den Nutzen 
der Gesellschaft begreift als ihren eigenen? Welches sind die Hemm-
nisse gegen den technischen Fortschritt, der erhebliche Anstrengun-
gen von Seiten des einzelnen bedeutet? Welches sind die Ursachen 
für die Fluktuation von Arbeitskräften, die den Staat jährlich große 
Summen kostet? — Sind sie in Gruppenbeziehungen zu suchen? In 
der Familie? Im Betrieb? Wird nicht genügend informiert? Sind die 

5 Besprochen in Argument, Nr. 38, S. 237. 
6 Besprochen in Argument, Nr. 39, S. 334. 
7 Erich Hahn, Soziale Wirklichkeit und soziologische Erkenntnis; siehe 

die Besprechung in Argument, Nr. 43, S. 209. 
8 Einführung in die soziologische Forschung, S. 8. 
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Menschen mit dem Arbeitsplatz oder der Arbeit unzufrieden? Oder 
geht es um die ungenügende Befriedigung materieller Interessen? 
Sollte man das Prämiensystem verändern? Freizeit anders gestalten? 
Alle diese Fragen müssen lösbar sein, will man sich nicht einem 
Menschen verachtenden Kulturpessimismus verschreiben. So werden 
Forschungen durchgeführt über „Arbeitszufriedenheit" *, Probleme 
der Arbeit10, Fluktuation von Arbeitskräften11, Qualifizierung12, 
Mitbestimmung13, über Jugend14, über Betriebsklima15, über 
Frauen16, und vieles andere mehr. 

Neben diesen Forschungsobjekten, die sich thematisch nicht sehr 
unterscheiden von denen westlicher Soziologen, wohl aber ursächlich 
und vom Ziel her, nämlich einzugreifen in den Bewußtwerdungs-
prozeß der Arbeitenden, hebt sich die Soziologie in der DDR bewußt 
und objektiv von der bürgerlichen Soziologie ab, dadurch daß sie 
marxistisch zu sein beansprucht; das heißt, sie hat eine bestimmte 
Gesellschaftstheorie, eine Theorie, die der Untersuchung von Tat-
beständen vorhergeht, diese begreift als Momente eines sozialen 
Gartzen, das primär von den Produktionsverhältnissen bestimmt 
wird. Von diesem theoretischen Ansatz her ergibt sich notwendig 
eine interdisziplinäre Verknüpfung zunächst mit der Ökonomie und 
der Philosophie. So folgt logisch, daß die Soziologie in der DDR, 
solange sie noch eine so junge Wissenschaft ist', daß eigene Fach-
kräfte noch nicht ausgebildet sein können, im wesentlichen von Phi-
losophen und Ökonomen betrieben wird. Das Verlangen nach Spren-
gung der engen Grenzen der Disziplinen erwuchs hier nicht — wie 
in der bürgerlichen Soziologie — aus dem spürbaren Mangel inner-
halb der Soziologie, vor entscheidenden Fragen Halt machen zu müs-
sen, sondern aus der Einsicht der etablierten Disziplinen, ohne ein 
weiteres wissenschaftliches Instrumentarium, nämlich dem, das für 

9 Z. B. Rudhard Stollberg, Arbeitszufriedenheit — theoretische und 
praktische Probleme. 

10 Siehe z. B. Schöpferische Arbeit. 
11 Braunreuther, Kurt: Soziologische Probleme der Fluktuation von 

Arbeitskräften. 
12 Vgl. den Beitrag von R. Schulz, in: Soziologie und Wirklichkeit, 

S. 139—148. Ferner C. Aberspach, in: Soziologische und psychologische 
Erfahrungen, S. 159—183. 

13 Siehe den Beitrag von G. Aßmann und M. Puschmann, in: Sozio-
logie und Wirklichkeit, S. 83—92. 

14 Hierzu der Beitrag von R. Schulz, in: Soziologie und Wirklichkeit, 
S. 139—148. Siehe ferner die Beiträge von Berger/Weigelt und Ransch, in: 
Soziologische und psychologische Erfahrungen, S. 141—159. Ferner gibt 
der Deutsche Verlag der Wissenschaften eine Reihe „Jugendforschung" 
heraus, in der bisher sechs Hefte erschienen sind. Siehe auch W. Friedrich, 
Jugend heute. 

15 Vgl. z.B. den Beitrag von H. Wolf, in: Soziologie und Wirklichkeit, 
S. 155—173. 

16 Siehe z. B. Inge Hieblinger, Frauen in unserem Staat. Ferner die 
Beiträge von Grandke und Lange, in: Soziologische und psychologische 
Erfahrungen, S. 128—141. 
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die Erforschung der Bedingungen des Handelns und Verhaltens der 
vergesellschafteten Menschen notwendig ist, in wesentlichen Punk-
ten substanzlos zu bleiben. So beschreibt Kurt Braunreuther die 
Situation in der Ökonomie: „ . . . doch hat z. B. in der politischen 
Ökonomie die jahrelang praktizierte Ausklammerung konkreter 
Kenntnisse der Produktivkräfte bei der Beschreibung ihres Gegen-
standes und in der Ausbildung des Nachwuchses die Entwicklung 
dieser Wissenschaft als Instrument zur Lösung gesellschaftlicher 
Fragen in einer hochindustrialisierten Welt in hohem Grade behin-
dert" 17, und „Die Politische Ökonomie des Sozialismus bietet jeden-
falls in ihren neueren Darstellungen unter anderem eine Anordnung 
von theoretisch formulierten Hauptresultaten ökonomischer Aktivi-
täten der Menschen auf einer sehr hohen Stufe der Abstraktion. Das 
gereicht ihr keineswegs zum Nachteil auf den Gebieten, für die es 
wissenschaftlich angemessen ist; nur zeigt sich eben, daß andere Ge-
biete der ökonomischen Theorie vernachlässigt werden. Die konkre-
ten Anstrengungen der in sozialen Gruppierungen zu erfassenden 
Menschen, die periodenweise sich ständig verändernden, zum Teil 
bewußt gestalteten, zum Teil unvorhergesehenen Bedingungen, die 
den komplizierten Prozeß ökonomischer Aktivitäten charakterisie-
ren, gehen mit den diesen Prozeß beeinflussenden und von ihm 
beeinflußten gesellschaftlichen Gruppen bei einer für diese wissen-
schaftlichen Gebiete zu hohen Stufe der Abstraktion der Darstellung 
in der Politischen Ökonomie des Sozialismus verloren."18 

Und Erich Hahn sagt über das Ineinandergreifen von Philosophie 
und Soziologie: „Die Philosophie ist der Soziologie nichts Äußer-
liches. Es hängt nicht vom Forscher allein ab, seine soziologische 
Forschung philosophisch zu .gestalten' oder nicht. Im Prozeß der 
Erkenntnis der sozialen Wirklichkeit durdi den forschenden Soziolo-
gen selbst ruht vielmehr eine Fülle von Abschnitten und Kreuzun-
gen, an denen spontan philosophische Probleme auftreten. Die Philo-
sophie beginnt nicht erst, wenn über die letzten Gründe menschlicher 
Existenz reflektiert wird. Sie setzt — in bezug auf die soziologische 
Erkenntnis — vielmehr beispielsweise da an, wo bestimmte mehr 
oder weniger alltägliche Erscheinungen, Prozesse, Bereiche oder Be-
ziehungen einseitig gesehen, aus ihren objektiven Zusammenhängen 
herausgelöst, verselbständigt oder verabsolutiert werden."19 

Natürlich gibt es neben der Verknüpfung mit diesen beiden Wis-
senschaften noch eine Zusammenarbeit mit anderen Disziplinen, wie 
zum Beispiel der Psychologie20, der Pädagogik21, der Medizin22 und 
dem Städtebau23. 

17 Kurt Braunreuther, in: Soziologische und psychologische Erfahrun-
gen, S. 29. 

18 Kurt Braunreuther, Ökonomie und Soziologie aus der Sicht eines 
Leiters soziologischer Untersuchungen, in: Soziologie und Wirklichkeit, S. 36. 

19 Erich Hahn, Philosophische Gesichtspunkte der soziologischen Ana-
lyse des Menschen, in: Soziologie und Wirklichkeit, S. 22 f. 

20 Siehe zum Beispiel die Beiträge von H. Hiebsch, in: Soziologische 
und psychologische Erfahrungen, S. 183—195. 
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Außer den schon genannten veröffentlichten Forschungsberichten 
gibt es methodologische Schriften24, Auseinandersetzungen mit der 
bürgerlichen Soziologie und immer wieder Bemühungen um eine 
Theorie der Soziologie. 

Obgleich viele der Bücher gar keinen Verfassernamen mehr tra-
gen, wohl um auf den Charakter der Kollektivarbeit hinzuweisen, 
handelt es sich zumeist lediglich darum, daß die einzelnen Aufsätze 
oder Kapitel von verschiedenen Autoren geschrieben wurden; sie 
sind daher von sehr unterschiedlicher Qualität. Immer wieder sind 
es die Namen von Erich Hahn und Kurt Braunreuther, daneben auch 
von Bollhagen, Kallabis, Taubert, Stollberg und Puschmann, die 
klare und überlegte Beiträge zeichnen. 

Allen Autoren aber eignet auch bei der bloßen Beschäftigung mit 
sogenannten westlichen Forschungsmethoden eine Absage an den 
Positivismus und ein Bekenntnis zur marxistischen Soziologie. Sie 
verstehen darunter eine „Wissenschaft von der Gesellschaft als 
System sozialer Beziehungen, Prozesse und Gebilde der ihr Leben 
produzierenden und in mannigfaltiger Weise äußernden Menschen"25. 
Gearbeitet wird in drei theoretischen Ebenen. Die allgemeine sozio-
logische Theorie, der historische Materialismus, untersucht „die all-
gemeinsten Gesetze der Struktur und historischen Entwicklung der 
sozialen Organisation des menschlichen Zusammenlebens im histo-
rischen Gesamtprozeß"; die allgemeine Theorie der einzelnen Gesell-
schaftsformationen untersucht „die allgemeinen Gesetze des Ent-
stehens und Vergehens, der Struktur und Dynamik historisch-kon-
kreter Gesellschaftsformationen als geschichtlich besondere Systeme 
der sozialen Beziehungen der Menschen"; die spezielle soziologische 
Theorie untersucht „die Gesetze der Struktur und Dynamik einzelner 

21 Hierzu die Beiträge von H.-G. Nultsch und von Engelstädter/Heinze, 
in: Soziologie und Wirklichkeit, S. 204—234. 

22 Z.B. die Beiträge von K. Winter und A. Geißler, in: Soziologie und 
Wirklichkeit, S. 204—234. 

23 Hierzu schreibt Kurt Braunreuther: „Das Ideal der Soziologen für 
die Zukunft besteht darin, gerechtfertigte Prognosen für auszuwählende 
Entwicklungsbereiche der Gesellschaft zu geben. Die Notwendigkeit der-
artiger Prognosen für künftige wesentliche Verhaltensweisen in der Ge-
sellschaft wird ersichtlich, wenn überlegt wird, was dies z. B. für den 
künftigen Städtebau bedeuten könnte. Hier werden Produkte dann noch 
konsumiert, wenn die Produzenten dieser Produkte bereits verstorben 
sind und die Kritik der Nachgeborenen nicht mehr berücksichtigen kön-
nen. Der Prozeß künftiger Urbanisierung kann unter dem Aspekt der 
Arbeits- und Industriesoziologie behandelt werden, wenn auch die Urba-
nisierung als relativ selbständiges Sondergebiet der Soziologie sich inter-
national zunehmend herausbildet." In: Soziologische und psychologische 
Erfahrungen, S. 31. 

24 Siehe z. B.: Zur Technik und Methodologie soziologischer Forschung. 
Siehe auch, Einführung in die soziologische Forschung. Siehe ferner, Be-
frager und Befragte. 

25 H. Kallabis, Sozialismus und Soziologie, in: Soziologie und Wirk-
lichkeit, S. 11. 



Soziologie in der DDR 49 

sozialer Subsysteme, Beziehungen, Prozesse und Gebilde, die in einer 
historisch-konkreten Gesellschaft existieren und in ihrem dialekti-
schen Zusammenhang das komplizierte System sozialer Beziehungen 
der gegebenen Gesellschaft bilden". Das Postulat, den historischen 
Materialismus als Grundlage soziologischer Forschung zu benennen, 
wird nicht als ein philosophisches betrachtet, sondern als eines, das 
aus praktischer Erfahrung und dem Schicksal der bürgerlichen So-
ziologie gewonnen ist. — Wird soziale Wirklichkeit verstanden als 
vom Menschen geschaffen und geprägt, ihrerseits aber wiederum 
individuelles Handeln determinierend, welches soziale Bedeutung 
erlangt nur durch die sozialen Bedingungen, so läßt sich der Idealis-
mus als eine Variante bürgerlicher Soziologie kritisieren als eine 
Methode, die Individuelles vom Sozialen isoliere, um hernach das 
Soziale vom Individuellen herzuleiten. Den Positivisten wird ihre 
Verabsolutierung der empirischen Verifikation vorgeworfen. Da 
Empirie immer nur einen Teilbereich mit der Theorie konfrontieren 
könne, also natürlich nicht jeweils die Theorie als Ganzes beweisen 
könne, beschränkten sie sich auf Theorien mittlerer Reichweite, wo-
durch sie eben jene Merkmale vernachlässigten, die das Forschungs-
objekt als ein Element der Gesellschaft bestimmen. 

Daß Soziologie zum Nutzen der Gesellschaft betrieben wird, er-
scheint als selbstverständlich. Es stellt sich daher nicht das Problem 
einer „reinen Wissenschaft", sondern die Frage nach der Gesellschaft, 
für die soziologische Forschung in den Dienst sich nehmen läßt. 
Während der bürgerlichen Soziologie die explizite oder implizite 
Absicht der Manipulation und Anpassung der Menschen an be-
stehende Herrschaftsverhältnisse, an eine feindliche Welt der Ausbeu-
tung und des Kriegs vorgeworfen wird, bekennt sich auch die 
marxistische Soziologie zu einer Beeinflussung der Menschen, aber 
nicht im Sinne blinder Anpassung, sondern zur Förderung bewußter 
gegenseitiger Beziehungen, humanistischer Gestaltung der Lebens-
verhältnisse und Entwicklung der eigenen Persönlichkeit. 

Die marxistische Soziologie ist also eindeutig engagiert, ist partei-
lich; sie versteht sich als Element für den Aufbau und die Entwick-
lung des Sozialismus, wobei diese Parteilichkeit bei der Zugrunde-
legung des historischen Materialismus mit Objektivität nicht in 
Widerspruch zu geraten braucht. So sagt zum Beispiel Kallabis: 
„Zum ersten Mal in der Geschichte der Gesellschaft fällt das Interesse 
der herrschenden Klasse der Gesellschaft, die die Leitung des gesell-
schaftlichen Gesamtprozesses ausübt, mit dem Interesse an totaler 
wissenschaftlicher Gesellschaftserkenntnis zusammen."28 

Ihre Aufgabe sieht die marxistische Soziologie in der weiteren Aus-
arbeitung der Theorie von der sozialistischen Gesellschaft, in einem 
Beitrag zur wissenschaftlichen Führung und Leitung dieser Gesell-
schaft und in der Entwicklung eines „sozialistischen wissenschaft-
lichen historischen konkreten" Gesellschaftsbildes bei allen Werk-
tätigen als Voraussetzung für deren bewußtes soziales Verhalten und 

26 H. Kallabis, ebenda, S. 9. 
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Handeln, das den realen Gesellschaftsbedingungen entsprechen soll. 
— Ihr Gegenstand heißt abstrakt: die Untersuchung der „Probleme 
der sozialen Organisation des gesellschaftlichen Zusammenlebens der 
Menschen, das heißt, die Gesellschaft als System sozialer Beziehun-
gen und Verhältnisse"; da es sich um eine Gesellschaft im Aufbau, 
und zwar wesentlich auch im ökonomischen Aufbau handelt, wird er 
(der Gegenstand) ihr vorgegeben durch die technischen Erfordernisse, 
nämlich der ökonomischen Notwendigkeit einer höheren Qualifika-
tion des einzelnen und einer neuen Arbeitskräftestruktur in allen 
Bereichen der Volkswirtschaft. Konkrete Forschungsprojekte sind 
dabei zum Beispiel: die Untersuchung des Einflusses der komplexen 
Mechanisierung und Automatisierung auf die Formen und Struk-
turen sozialistischer Kollektive; die Untersuchung des sozialen In-
halts der Produktionskollektive und seiner Auswirkung auf Leitung 
und Leitungsstrukturen; der sozialen Elemente des Produktions-
kollektivs; der Grundlagen und Faktoren des sozialistischen Be-
triebsklimas; des Einflusses von Veränderungen der Berufs- und 
Tätigkeitsmerkmale auf die Einstellung zur Arbeit; der Auswirkun-
gen des neuen Verhältnisses von körperlicher und geistiger Arbeit 
auf die Berufs- und Beschäftigtenstruktur; der Veränderung der 
Beschäftigtenstrukt'ur und ihres Einflusses auf die allgemeine Sozial-
struktur27, der Demokratie im Betrieb und der Bewußtseinsentwick-
lung. 

Erster Exkurs über Reaktion westdeutscher Soziologen 

Westliche Soziologen, zumeist in der Bundesrepublik, bemühen 
sich, diese plötzlich so aktiv gewordene Wissenschaft, deren Nicht-
vorhandensein jahrelang wesentliches Beweismittel einerseits für 
die westliche Demokratie, in der es eine Soziologie gab, und anderer-
seits für den östlichen Totalitarisme, der sich eine so kritische Diszi-
plin angeblich nicht leisten konnte, einzugemeinden. Dies scheint 
um so dringlicher, als die Tatsache der Möglichkeit einer Indienst-
nahme dieser Wissenschaft, für welche Gesellschaft auch immer, auch 
die westliche Soziologie dessen, was sie unter Wissenschaftlichkeit 
versteht, berauben, sie zu einem Instrument machen würde. Zugleich 
würde auf immer prominenter werdende Richtungen der praktischen 
Sozialforschung ein recht demaskierendes Licht geworfen, das mit 
dem Hinweis auf eine pluralistische Gesellschaft wohl kaum aus-
reichend wieder abgedunkelt werden könnte. 

So werden in der Tendenz gleiche, wenn auch in der Formulierung 
unterschiedliche Adoptionsversuche an die marxistische Soziologie 
herangetragen. Peter Christian Ludz konstatiert: „Der Anspruch des 
Histomat, Universalwissenschaft zu sein, ist nicht fallengelassen 
worden.. . Dennoch ist der Beginn einer doppelten Emanzipation 

27 Entnommen dem Beitrag von Horst Taubert, Die soziologische For-
schung und die Planung und Leitung der gesellschaftlichen Entwicklung 
beim umfassenden Aufbau des Sozialismus, in: Einführung in die sozio-
logische Forschung, S. 15 f. 
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der Soziologie von der Ideologie (?) nicht zu verkennen: Einmal löst 
sie sich, mit der Hinwendung zu Statistik, Mathematik und Kyber-
netik, Sozialpsychologie und Geschichte, fast zwangsläufig immer 
stärker von den Grundaxiomen des Histomat" (der historische Mate-
rialismus ist vermutlich zu diesem Kunstwort verstümmelt, damit 
der Leser in ihm das Wort „historisch" = geschichtlich nicht' wieder-
finde) „und verselbständigt sich zur Einzel Wissenschaft; zum anderen 
geht sie zahlreiche Verbindungen mit positiven Wissenschaften ein 
— und dies nicht nur, weil Strukturanalysen der industriellen Ge-
sellschaft des Ineinandergreifens sehr verschiedener Fachrichtungen 
bedürfen, sondern gleichermaßen als Ausdruck eines allgemeinen 
Integrationsprozesses in den Wissenschaften."28 Gabor Kiss bezeich-
net sie weniger dunkelmännerisch schlicht als unmarxistisch29, wobei 
.marxistisch' natürlich als negativer, zumindest aber nicht mehr 
gültiger Wert apostrophiert ist. Andere wieder versuchen aus dem 
Anwachsen der Soziologie eine Gefahr für den DDR-Staat heraus-
zulesen, was eine ziemlich mystische Agententheorie als Staatstheo-
rie vermuten läßt. Auch heißt es, mit der Übernahme der empiri-
schen Methoden nähere sich die marxistische Soziologie mehr und 
mehr dem Positivismus. — Aus den bisher veröffentlichten Büchern 
geht nichts von alledem hervor. Erstaunlich ist lediglich, daß sich die 
DDR-Soziologen selbst mit diesen Umarmungen, die sie als Kritik 
begreifen, nur recht hilflos auseinandersetzen. Über ein bloßes 
Konstatieren, daß diese Kritik nicht zutreffe, und einer mehr oder 
weniger umfangreichen Verbalisierung ihrer Vorstellungen von 
marxistischer Soziologie, verbunden mit recht pauschaler Polemik, 
reicht die Analyse nicht hinaus30. 

II Forschungsmethoden: Akzent auf marxistische Indienstnahme des 
empirischen Instrumentariums, erzieherische Anlage von Inter-
views, Aufhebung der Trennung zwischen Interviewer 
und Forscher 

Ein wesentlicher Ansatzpunkt westlicher Soziologen für die Gleich-
setzung der marxistischen Soziologie mit der westlichen ist die An-
wendung der gleichen empirischen Methoden. Dies trifft nicht nur 
tatsächlich zu, sondern wird darüber hinaus auch von den DDR-
Soziologen direkt gefordert. Da aber die Methoden als solche zu-

28 P. Ch. Ludz, Soziologie und empirische Sozialforschung in der DDR; 
Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, XVI. Jg., 1964, 
Sonderheft 8, S. 341. 

28a Vgl. auch R. Ahlberg, Entwicklungsprobleme der empirischen So-
zialforschung in der UdSSR; Veröffentlichung des Osteuropa-Instituts, 
Berlin 1968; besprochen in Argument Nr. 52, S. 262. 

29 Gabor Kiss, Gibt es eine marxistische Soziologie? Siehe die Bespre-
chung in Argument, Nr. 48, S. 368. 

30 So z. B. bei Vitali Stoljarow, Wissenschaftliche Leitungstätigkeit 
und marxistische soziologische Forschung, in: Zur Technik und Metho-
dologie, S. 7. Siehe auch den Beitrag von Rittershaus und Taubert, Für 
eine größere Wirksamkeit der soziologischen Forschung, in: Soziologische 
und psychologische Erfahrungen, S. 16; ferner Industriesoziologie, S. 8. 
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nächst instrumentalen Charakter tragen, Werkzeuge sind, bei denen 
es darauf ankommt, wofür man sie benutzt, heißt dies zunächst nur, 
ein Stück geleistete Arbeit übernehmen, statt noch einmal selbst von 
vorne anzufangen, und bedeutet es im Bereich der Soziologie nicht 
mehr als im Bereich der Technik die Übernahme von im Kapitalismus 
entwickelten Maschinen. Die Differenz erweist sich erst in der Inter-
pretation, sowohl vor als auch nach der Faktensammlung. Bei allen 
Methoden greift die Interpretation allerdings in die Methode ein, so 
z. B. bei den Skalierungsverfahren besonders deutlich bei der Wahl 
der Indikatoren, aber auch hier findet sich nirgends eine Verken-
nung dieser Tatsache; nirgends findet man zum Beispiel die Über-
nahme einer kompletten Untersuchungsanordnung mit allen Einzel-
elementen aus der westlichen Soziologie. 

Daß daneben manchmal Überschätzungen der Instrumente vor-
kommen, heißt zunächst nicht viel mehr, als daß sich einzelne 
Bereiche noch im Stadium des Experimentierens, auch der Selbst-
behauptung befinden. So glaubt der Philosoph Thiel31 durch die An-
wendung spieltheoretischer Modelle auf soziale Verhältnisse den 
Stein der Weisen gefunden zu haben. Er vernachlässigt die Tatsache, 
daß bei der Arbeit mit mathematischen Modellen nicht schlechter-
dings die Wahrheit herauskommt, sondern nur das, was vorher 
impliziert wurde. Das heißt, man muß exakt wissen, welches Modell 
in Frage kommt', was praktisch schon eine Kenntnis der Verhältnisse 
voraussetzt. Den Beweis für die Schwierigkeit dieses Unterfangens 
tritt er sogleich selber an, durch die Beziehung eines falschen Modells 
auf ein soziales Verhältnis. Nach Thiel bezeichnet das„Zwei-Personen-
Nullsummenspiel" (einer gewinnt, was der andere verliert) das We-
sen des Klassenantagonismus. „Der Antagonismus erscheint mathe-
matisch als eine Beziehung zweier Funktionen. Die beiden Funktio-
nen zeigen, wie den zwei Kontrahenten Gewinn bzw. Verlust zufällt, 
entsprechend ihrem Verhalten."32 Dies ist nicht, wie Thiel einschrän-
kend versichert, „stark vereinfacht", sondern einfach falsch. Denn es 
hieße nicht nur den Kapitalismus rein in der Sphäre der Distribution 
anzusiedeln, sondern widerlegt auch den schon von Marx beschrie-
benen Sachverhalt, daß „der Arbeiter nicht notwendig zu gewinnen 
(braucht) mit' dem Gewinn des Kapitalisten, aber notwendig mit ihm 
verliert"33. Dieser Aufsatz in dem im übrigen sehr guten Einfüh-
rungsband ist auch sonst ärgerlich. Nicht nur versucht der Autor mit 
einer Menge von Gemeinplätzen (wie „Die Mathematik ist in den 
letzten 200 Jahren selbst reifer geworden"; „sie besitzt heute ein 
Vielfaches der Kenntnisse und Ausdrucksmittel, die seinerzeit Kant 
zur Auswahl standen"; „Das Leben selbst stellt uns vor Entschei-
dungen, und wir müssen sie fällen. ,Hic Rhodus, hic salta!' heißt eine 

31 Rainer Thiel, Mathematische und soziologische Begriffe, in: Ein-
führung, S. 115—128. 

32 Rainer Thiel, a.a.O., S. 121. 
33 Karl Marx, ökonomisch-philosophische Manuskripte (1844), in: 

Marx-Engels-Werke, Ergänzungsband, Erster Teil, Dietz Verlag, Berlin 
1968, S. 472. 
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klassische Redensart") die Notwendigkeit des Gebrauchs mathemati-
scher Begriffe und Modelle zu suggerieren, daneben speist er auch 
etwa auftauchende Probleme mit völlig aus dem Zusammenhang 
gerissenen Zitaten anerkannter historischer Größen ab: „Man muß 
übrigens auch der Redeweise, die Mathematik habe Quantitäts-
verhältnisse zum Gegenstand, mit der Rüdssicht darauf begegnen, 
was ein Quantitätsverhältnis ist: Das ist im Sinne der durch Hegel 
entwickelten Dialektik von Quantität und Qualität selbst ein Aus-
druck der Qualität eines Dinges, die Keimform der Darstellung 
seines Wesens."34 Schließlich empfiehlt er, marxistische Theorie, wie 
z. B. die der Krisen des Kapitalismus, als Differentialgleichung aus-
zudrücken, was sie „in sonst nicht erreichbarem Grade übersichtlich, 
einprägsam und suggestiv" mache. Hier stellt sich die Frage, für 
wen? Sollte die Kenntnis des Kapitalismus in mehr als nur einigen 
hochspezialisierten Köpfen Eingang finden, ist dieser Weg zumindest 
nicht zu empfehlen. 

Bei den Darstellungen eines jeden methodologischen Verfahrens 
wird auf die Notwendigkeit einer theoretischen Konzeption hinge-
wiesen, um z. B. die Möglichkeit, zufällige Parallelitäten als Seins-
korrelationen zu bezeichnen, auszuschalten, um die zu erforschenden 
korrelativen Beziehungen überhaupt als objektiv gegeben voraus-
setzen zu können. Die Verfahren ergänzen und vertiefen die vorher-
gegangene Analyse; Empirie ohne Theorie wird undenkbar. Notwen-
dig bei jedem Forschungsobjekt ist, daß es der Erfüllung volkswirt-
schaftlicher Aufgaben dient oder zur Lösung politischer, „ideolo-
gischer" und pädagogischer Aufgaben beiträgt. Forschung um ihrer 
selbst willen wird entschieden abgelehnt, gleichfalls wird bei der 
vorhandenen Knappheit der Mittel (an Geld, an Zeit und an Sozio-
logen) der empirische Nachweis bereits bekannter Erkenntnisse als 
unvernünftig abgewiesen, da Soziologie danach trachten müsse, 
Praxis zuvorzukommen, Handlungsanleitungen geben zu können. 
Daher werden im Sinne der Effektivität Untersuchungskollektive 
gefordert. „Hobbyforschung" gilt nicht als sinnvoll. Reine Meinungs-
forschung, die sich als Fragebogenaktion erschöpft, wird nicht der 
Soziologie zugerechnet. So wird in dem Aufsatz von Puschmann und 
Schirmeister35 als falsch abgetan und belächelt, daß sich eine Femseh-
umfrage, die ergab, daß Pittiplatsch, Meister Nadelöhr und Schnatte-
rinchen die beliebtesten Figuren des Kinderfernsehens seien, als 
soziologische Untersuchung bezeichnete. In dem Band „Probleme der 
Industriesoziologie" heißt es: „Alle möglichen Aktionen, jede Leser-
umfrage einer Zeitung, jede Frage nach der Meinung über dieses 
oder jenes Problem wurden als soziologische Forschung bezeichnet. 
Nicht wenige versuchten sich ,in Soziologie, weil es Mode war'."38 

34 Rainer Thiel, a.a.O., S. 120. 
35 M. Puschmann/C. Schirmeister, Konkrete Sozialforschung im so-

zialistischen Betrieb — Bestandteil wissenschaftlicher Leitungstätigkeit, 
in: Soziologische und psychologische Erfahrungen, S. 63. 

36 Industriesoziologie, S. 11. 
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Die Ergebnisse der einzelnen Forschungen werden mit Empfeh-
lungen an die Betriebe gegeben, in denen sie durchgeführt wurden, 
die Gesamtanalyse geht an zentrale Organe der Gesellschaft. Die 
unmittelbare Verbindung der soziologischen Forschung mit dem 
Produktionsprozeß erweist sich vielfach. So heißt es zum Beispiel bei 
Schulz37: „Mit dem Material einer soziologischen Studie kann eine 
Leitung etwa ein bis zwei Jahre arbeiten. Bis zu einem solchen Zeit-
raum sind die Daten im allgemeinen aussagekräftig; dann werden 
sie durch die Entwicklung überholt. Es ist anzustreben, daß die Lei-
tungen der Betriebe selbst zu einzelnen Themen das Material aus-
werten." Außerdem wird gefordert, die Untersuchungen mit den 
beteiligten Werksangehörigen auszuwerten, um z. B. mögliche Fehl-
einschätzungen der Forscher korrigieren zu können. Alle Beteiligten 
werden im Gang der Untersuchung in Gruppendiskussionen über das 
Forschungsobjekt informiert. 

Auch bei der schriftlichen Fixierung einer Studie wird genauestens 
über die einzelnen Schritte informiert, eine wissenschaftliche Ge-
nauigkeit, die so gut wie alle westlichen Untersuchungen vermissen 
lassen. 

Zur Problematik schriftlicher und mündlicher Befragungen er-
schien 1968 ein sehr informatives und brauchbares Buch von H. Roede 
(Befrager und Befragte). Anhand konkreter „Massenuntersuchun-
gen" über die „sozialistische Gemeinschaftsarbeit" und die Neuerer-
bewegung" werden das Interview, der Fragebogen, der Interviewer 
und die Auswahl der Untersuchungspersonen diskutiert; die im Ver-
lauf der Untersuchung gewonnenen Verfahrensänderungen werden 
begründet mitgeteilt; im Anhang findet man die wörtlichen Frage-
bogen mit den Hinweisen an die Interviewer. 

Soziologische Forschung wird hier bestimmt als Untersuchung der 
sozialen Wirklichkeit und ihrer Widerspiegelung in den Köpfen der 
Menschen. Darüber hinaus heißt es: „Im Gegensatz zur bürgerlichen 
Soziologie geht die marxistische soziologische Forschung davon aus, 
daß das Interview nicht nur einen bestimmten, gegenwärtigen Sach-
verhalt, das heißt eine Tatsache, Meinungen oder/und Motive ,photo-
graphiert', sondern daß es die Menschen auf ein zukünftiges Ver-
halten orientiert. Durch die zielbewußte Gesprächsführung werden 
oft bestimmte Sachverhalte erst zum Bewußtsein gebracht, es wer-
den Erscheinungen, über die man bisher kaum nachdachte, als för-
dernder bzw. hemmender Faktor sichtbar; . . . Wir bezeichnen das 
als erzieherische Wirkung des soziologischen Interviews."38 

Anhand einer Übersicht aus vier Untersuchungsbetrieben wird 
nachgewiesen, daß die Zahl der Neuerervorschläge als auch deren 
Nutzen nach der Befragung beträchtlich stiegen. 

Sicher ist es richtig, daß in der bürgerlichen Soziologie das Inter-
view als Erziehungsfaktor im Sinne objektiver Wissenschaft auf 

37 Robert Schulz, Zur Auswertung soziologischer Forschungen in den 
Betrieben, in: Einführung, S. 110. 

38 H. Roede, Befrager und Befragte, S. 19 f. 
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strikte Ablehnung stoßen muß; gleichwohl sollten die Ergebnisse der 
bewußt auf Veränderung zielenden Befragungen in der DDR zur 
Reflexion über die Wirkungen westlicher Befragungen nötigen. Es 
ist durchaus nicht abwegig, zu vermuten, daß eine Untersuchung 
zum Beispiel über das Ausmaß der Identifikation des Lesers mit der 
Bildzeitimg zum Zwecke größerer Identifikation eben derselben 
Leser unternommen wird. 

Eine interessante Bewältigung findet das Problem der für die 
jeweiligen Untersuchungspersonen potentiell unverständlichen oder 
mißverständlichen Sprache der Fragebogen: es werden für Produk-
tionsleiter und -arbeiter inhaltlich die gleichen, aber in Abstraktions-
niveau und Formulierung unterschiedliche Fragebogen erarbeitet 
(beide kann man im Anhang nachlesen und vergleichen). 

Zur Person des Interviewers wird prinzipiell die „Automaten-
variante" bürgerlicher Soziologen (insbes. Noelle-Neumann und 
Kellerer) abgelehnt, die Trennung von Forscher und Interviewer 
wird verneint. Empfohlen wird dagegen die Schulung und Einset-
zung von Studenten, deren Mitarbeit an der gesamten Forschung zu-
gleich Teil ihres Studiums sein sollte (in den vorliegenden Unter-
suchungen waren 99 Studenten als Interviewer tätig, und zwar Fern-
studenten, die in ihrer beruflichen Tätigkeit zugleich Leiter von, 
Kollektiven waren). 

Bei der Auswertung der Gewichtung von Einzel- und Massen-
erscheinungen wird Parteilichkeit als wissenschaftlich gefordert. Nicht 
mathematisch-statistisch sei nach der Quantität der Erscheinungen 
zu fragen, sondern qualitativ sei zu entscheiden, ob die Einzelerschei-
nung Neues oder Altes verkörpere, um ihre gesellschaftliche Rele-
vanz zu bestimmen. 

III Forschungsgebiete: Arbeitszufriedenheit, Fluktuation, 
Industriesoziologie, schöpferische Arbeit 

Die anderen vorliegenden Veröffentlichungen empirischer Unter-
suchungen geben nicht einzelne Studien in ihrem Gesamtablauf wie-
der, sondern verknüpfen die Darstellung meist mehrerer Unter-
suchungen mit Kritik und Vorschlägen für eine bessere theoretische 
Vorarbeit und Durchführung. So berichtet z. B. der Band „Arbeits-
zufriedenheit" über insgesamt 9 Untersuchungen, die in den Jahren 
1962—1966 in verschiedenen Betrieben in der DDR durchgeführt 
wurden; bei allen war das Thema der Arbeitszufriedenheit nicht 
direkt zentral, jedoch immer in dem gestellten Fragenkomplex mit-
einbegriffen. Arbeitszufriedenheit selbst wird nicht definiert als Zu-
friedenheit mit der Tätigkeit oder den Bedingungen des Arbeits-
platzes allein, sondern als insgesamt soziales Wohlbefinden, wobei 
durch die Kopplung von Wohlbefinden und Arbeit der Nachweis der 
nichtentfremdeten Arbeit als erbracht gelten soll. Unter diesem 
Aspekt bedeutet Unzufriedenheit nicht schlechterdings etwas Nega-
tives, sondern ist Indikator für Mängel, deren genaue Ursachen 
erforscht und beseitigt werden sollen. Daß Arbeitszufriedenheit oder 
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Wohlbefinden nicht allein das Individuum betreffen, sondern z. B. 
durch mangelndes Interesse und daher schlechte Arbeit und ständige 
Fluktuation von Arbeitskräften stark ökonomische Auswirkungen 
haben, zeigt den gesamtgesellschaftlichen Aspekt dieses Problems. 

Es wird im allgemeinen bei diesen Untersuchungen mit geschlosse-
nen Fragen gearbeitet, wobei die Problematik, daß hierdurch einige 
Motive übergewichtet, andere ausgelassen werden, durchaus als ein 
die Aussagekraft einschränkender Faktor erachtet wird. Man ver-
traut auf die Korrektur durch Korrelierung der verschiedenen Un-
tersuchungen und Untersuchungselemente. Die Kritik gilt auch un-
zulässig komplexen Elementen, die keine genaue Aussage erbringen 
können. So wird etwa der Frage, ob „gute, der tatsächlichen Leistung 
entsprechende Bezahlung" als wichtigste Voraussetzung für Arbeits-
zufriedenheit erachtet wird, vorgeworfen, die absolute Höhe des 
Lohnes mit Lohngerechtigkeit durcheinanderzuwerfen. Die Tatsache, 
daß in der gleichen Untersuchung 19 % der Befragten sich für 
andere, nicht vorgegebene Faktoren entschieden, weise auf die Un-
vollständigkeit der vorgegebenen Faktoren hin, ein Mangel, dem 
durch bessere theoretische Vorarbeit abgeholfen werden müsse. Dem 
Befund, daß Frauen weit eher gute Bezahlung und ein gutes Ver-
hältnis zu den Kollegen wertschätzen als ihre männlichen Kollegen, 
gibt der Autor eine soziale Erklärung, die von der auch in der DDR 
gebräuchlichen traditionalen, die darin ein Geschlechtsspezifikum, 
sehen will, erfreulich abweicht. Er verweist darauf, daß die Ver-
lagerung auf diese Faktoren abhängig ist vom Inhalt der Arbeit, daß 
monotone, nicht-interessante Tätigkeit die anderen Faktoren quasi 
als Ausgleich betonen läßt. Monotone Arbeit aber heißt unqualifi-
zierte Arbeit, die immer noch wesentlich von Frauen verrichtet wird. 
Tatsächlich zeigte ein weiterer Untersuchungsbefund der gleichen 
Studie, daß die Männer nur mit 4,5 %>, die Frauen hingegen mit 
31,5 o/o bei der Ausübung monotoner Tätigkeit vertreten waren. Eine 
weitere Untersuchung über Frauen gibt der hier vertretenen Argu-
mentation recht39. Einem anderen, besonders häufig von den Be-
triebsleitern vertretenen Vorurteil, die Werktätigen strebten vor 
allem nach höherem Lohn, wird durch die Untersuchungsergebnisse 
entschieden widersprochen. Darüber hinaus unterstellt der Autor 
den Leitern auf Grund ihrer Fehlurteile nicht nur Fehlentscheidun-
gen, sondern auch den bequemen Versuch, „Mißstände in der Arbeit 
mit den Menschen — schlechte Anleitung, ungenügende Information, 
unkontinuierliche Arbeitszuteilung usw. — mit Hilfe des Geldes" 
lösen zu wollen40. Es folgt eine Anweisung an die Leiter, wie sie mit 
den Werktätigen umzugehen haben, die Kallabis aus den Ergebnissen 
von Untersuchungen entwickelte. Dabei geht es um Information über 

39 Karl Spiegelberg, Der Einfluß von materiellen und ideell-morali-
schen Motiven für die Berufstätigkeit auf das Verhältnis der Frauen zur 
Arbeit, in: Wirtschaftswissenschaft, 1966, Heft 7; ders., Zum Verhältnis 
der Frauen zur Berufstätigkeit, in: Soziologische Aspekte der Arbeits-
kräftebewegung, Berlin 1967. 

40 Arbeitszufriedenheit, S. 50. 
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die Aufgaben des Kollektivs und des Betriebs, um Förderung der 
Eigenverantwortlichkeit der Werktätigen und selbständige Entschei-
dung, um Gerechtigkeit auch in der Aufgaben- und Platzzuweisimg, 
Rechenschaft gegenüber dem Kollektiv, Objektivität gegenüber Lei-
stungen und Verhalten, dabei sachlicher und auch verständlicher Be-
gründung der Ablehnung von Vorschlägen, um gemeinsame Bera-
tung von Aufgaben und schließlich auch um die Weiterbildung des 
Leiters. Da wesentliche Elemente der Arbeitszufriedenheit sich aus 
der Beurteilung der betrieblichen Gegebenheiten herleiten, wird die 
schrittweise Verwirklichung der sozialistischen Demokratie in den 
Betrieben gefordert. 

Während sich aus den einzelnen Studien einige besonders relevante 
Kategorien für die Arbeitszufriedenheit ergeben, stellt der Autor 
des vorliegenden Bandes auch diese Ergebnisse wegen ihres Ver-
lasses auf nur subjektive Einschätzungen zunächst in Frage. Er ver-
weist auf die Ungenauigkeit der Rangfragen, bei denen weder For-
scher noch Versuchspersonen den Abstand, der den einzelnen Ele-
menten zugewiesen wird, in seiner Wertungsintensität erfassen 
könnten. Er fragt', ob die Versuchsperson tatsächlich in der Lage sein 
kann, qualitativ Unterschiedliches, wie Arbeitsorganisation und 
Wohnung, quantitativ zu unterscheiden, und ob ein Individuum die 
Bedeutung der einzelnen Faktoren auf sein Wohlbefinden wirklich 
einzuschätzen in der Lage ist. Ob die Befragten nicht die Testfragen 
akzentuiert' betrachten, da sie stets ihre Lebenssituation als Ganze 
im Auge hätten. (Ein komisches, wenn auch bedenkenswertes Beispiel 
hierzu wird gegeben, wo ein Befragter, vom Interviewer ermuntert, 
weitere Gründe für seine Unzufriedenheit mit der Arbeit oder ihren 
Bedingungen anzugeben, äußert, sein Hauswirt lasse ihn nicht auf 
den Trockenboden!) Darüber hinaus kämen Verzerrungen in der-
artige Untersuchungen, weil die Situation in einem Betrieb, das 
Vorhandensein oder das Fehlen bestimmter Faktoren, der Einschät-
zung der die Arbeitszufriedenheit beeinflussenden Elemente kein 
objektives Gewicht gebe. Gesucht wird nach einer Methode, die ge-
nerell wirkende Faktoren aufspürt. Während es verständlich, ja 
notwendig ist, der Kategorie der Arbeit eine so große Bedeutung 
beizumessen im Stadium einer nicht abgeschlossenen technischen 
Entwicklung, wird es da aber problematisch, wo der Autor versucht, 
Arbeit' als natürliches Wesensmerkmal des Menschen nachzuweisen. 
Aus vier Motiven, die nach seiner Interpretation der Untersuchungs-
ergebnisse Arbeit wesentlich ausmachen, deduziert er, daß Arbeit 
das Wesen des Menschen überhaupt sei. Es sind dies: „Arbeit macht 
das gesellschaftliche Wesen des Menschen aus und sichert die 
Existenz und Fortentwicklung der menschlichen Gesellschaft; Arbeit 
gibt die Möglichkeit der Entfaltung der geistigen und körperlichen 
Kräfte; Arbeit ist die hauptsächlichste Form menschlichen Zusam-
menlebens; und Arbeit dient der Sicherung der materiellen Existenz 
des einzelnen."41 Er verkehrt die historischen Bedingungen in eine 

41 Arbeitszufriedenheit, S. 67. 
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Seinskategorie; dies wird besonders deutlich in den Begründungen, 
die er für seine Thesen gibt und die er aus den Antworten einiger 
Befragter herleitet. Die Tatsache, daß z. B. 94,5 °/o der Männer und 
76 °/o der Frauen auch bei materieller Sicherheit, etwa nach einem 
Lottogewinn, weiterhin ihre Arbeit nicht aufgeben wollen, läßt nicht 
den Rückschluß zu, daß Arbeit also das Wesen des Menschen an sich 
sei, sondern, daß die derzeitige Gesellschaft nicht in den Arbeits-
prozeß integrierte Menschen praktisch einer Isolation und, da sie 
keine andere Gestaltung ihres Lebens kennen, der Langeweile und 
Leere aussetzt. Das gleiche gilt mehr noch für den Befund, daß Rent-
ner sich nach dem Produktionsprozeß zurücksehnen, bleibt ihnen 
doch nach einem einseitig gelebten Leben nach Fortnahme dieser 
Seite nur noch ein Warten auf den Tod. Auch, daß Befragte den 
Kontakt mit ihren Kollegen nicht missen wollen, bedeutet nicht, daß 
Gemeinschaft existentiell nur im Arbeitsprozeß möglich ist, sondern 
daß dies in der jetzigen Gesellschaft so ist. Selbst wenn sich der Au-
tor persönlich eine Gesellschaft ohne Arbeit nicht vorstellen kann, 
sollte er mit der Denkbarkeit einer Automatisierung und damit 
maximalen Verkürzung der notwendigen Arbeitszeit den Versuch 
unternehmen, einen Begriff von Arbeit zu entwickeln, der mehr mit 
dem Wesen des Menschen gemein hat, als der in diesem Band impli-
zierte, der immer noch aus der Not geboren ist. Die Tatsache, daß als 
wesentliches Element für die Arbeitszufriedenheit immer wieder 
auf den Inhalt der Tätigkeiten verwiesen wird, gibt zugleich die 
Richtung an, in der eine Begriffsbestimmung „menschlicher" Arbeit 
zu suchen wäre. 

Während man bislang noch streckenweise den Eindruck haben 
konnte, als wäre die angestrebte Arbeitszufriedenheit mit der Im-
plikation ökonomischer Effektivität auch für einen kapitalistischen 
Unternehmer brauchbar, ändert sich dies mit der positiven Einfüh-
rung des Begriffs der Unzufriedenheit. Die Untersuchungen ergaben, 
daß Werktätige mit höherer Bildung weit eher unzufrieden waren 
als solche mit niedriger Allgemeinbildung, weniger Qualifikation. 
Da höhere Bildung bei der fortschreitenden Technisierung notwendig 
ist, gilt es auch dieses Phänomen zu verarbeiten. Zufriedenheit allein 
kann also nicht angestrebt werden, sondern nur dann, wenn sie auf 
der Grundlage höheren Bildungsgrades erwachsen ist, denn nur dies 
entspräche auch dem sozialistischen Menschenbild. Im Prozeß der 
Entwicklung aber bedarf es des unzufriedenen Menschen, seine Un-
zufriedenheit wird als schöpferisch, zielorientiert, zur Handlung 
bereit, definiert. Mit dieser neuen Kategorie werden aber die Unter-
suchungen, die Unzufriedenheit unter allen Werktätigen, gebildeten 
wie ungebildeten, aufzuspüren versuchten, um faktische Mängel zu 
beheben, nicht wertlos, sondern sie schaffen allererst die Voraus-
setzungen, unter denen schöpferische Unzufriedenheit nicht wegen 
allzu vieler Hindernisse in Resignation verfallen muß. Belegt wird 
dies mit einem Brechtzitat: „Wirklicher Fortschritt ist nicht Fort-
geschrittensein, sondern Fortschreiten. Wirklicher Fortschritt ist, was 
Fortschreiten ermöglicht oder erzwingt." 
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In einem Schlußkapitel folgt ein kurzer Überblick über Arbeits-
theorien aus dem kapitalistischen Bereich. Wird es schon schwierig, 
sich zu denken, ein Arbeiter im Sozialismus könne in jedem Moment 
seiner Tätigkeit das Ganze im Auge behalten, seine Arbeit als gesell-
schaftliche Arbeit' erkennen und sie daher gut und gern machen 
wollen, wird es vollends makaber, wenn im Kapitalismus Leistungs-
steigerung auf einem ähnlichen Wege erbracht werden soll, den die 
Sozialisten gehen. Der Autor weist völlig zu Recht auf die Schein-
heiligkeit solcher Arbeitsbestimmung hin. So referiert er Drucker42, 
der Information für den Arbeiter darüber fordert, worin z. B. sein 
Beitrag für das Gesamtunternehmen besteht; der Arbeiter müsse zu 
unternehmerischem Denken gebracht werden, um verantwortlich 
handeln zu müssen; Verantwortung müsse von ihm, ob er wolle oder 
nicht, abverlangt werden, damit er an sich selbst höhere Anforde-
rungen stelle; und all dies im Dienste größeren Profits für den Un-
ternehmer, der, da er nicht mehr mit der Hervorbringung von Angst 
regieren kann, diese Instanz so in das Innere der Arbeiter verlegen 
möchte. Der Anblick dieser ungeheuerlichen Inbetriebnahme sozia-
listischer Arbeitstheorien für den kapitalistischen Verwertungs-
prozeß führt vielleicht auch einige „Linke" in falscher Analogie zur 
Ablehnung und Verwerfung der Praktiken in der DDR. 

„In der sozialistischen Demokratie sind Maßnahmen der ,Manipu-
lierung' der Menschen nicht akzeptabel. Daraus ergibt sich, daß auch 
unter den Aspekten von Leitung und Organisation hier völlig andere 
Wege begangen werden müssen, als sie 'sich dem kapitalistischen 
Management anbieten"43, heißt es in dem Sitzungsbericht „Soziolo-
gische Probleme der Fluktuation von Arbeitskräften" von Kurt 
Braunreuther. In vorbildlicher Weise versucht der Autor eine ana-
lytische Erarbeitung der theoretischen Voraussetzungen der Fluk-
tuation zu erbringen, indem er den bisherigen empirischen Unter-
suchungen zu dem Problem unzureichende Klärung der Begriffe, 
unzulässige Wertungen und folglich recht oberflächliche Ergebnisse 
vorwirft433. Die herkömmliche Weise, die Fluktuationsmotive aus den 
angegebenen Gründen herleiten zu wollen, hieße den Sachverhalt 
aus seiner sozial-ökonomischen Bedingtheit lösen und ihn in rein 
subjektiven Bereichen ansiedeln. Der soziale Konflikt, der Fluk-
tuation verursacht, werde so als nur subjektiver Konflikt zwischen 
autonomen Partnern erscheinen. Die häufig standardisierten, vor-
formulierten Begründungen würden nur die Oberfläche der Erschei-
nungen etwas übersichtlicher darbieten, den Weg in das Wesen aber 
verlieren. Demgegenüber gelte es, das Problem der Fluktuation zu 

42 Peter F. Drucker, Die Praxis des Managements, Düsseldorf 1956. 
43 Kurt Braunreuther, Soziologische Probleme der Fluktuation von 

Arbeitskräften, S. 26. 
43a Siehe hierzu auch die gesammelten Beiträge des Internationalen 

Kolloquiums in Berlin 1966 mit dem Thema „Soziologische Aspekte der 
Arbeitskräftebewegung", in denen sowohl die hier kritisierten Mängel 
sichtbar werden als auch ihre Diskussion aufgenommen wird. 
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„entmystifizieren" und zu „ entdämonisieren". Daß es ein ernstes 
Problem vieler Betriebe sei, dürfe die soziologische Analyse nicht 
moralisch belasten, sie nicht auf eine Mängel-Analyse begrenzen. „In 
der Annahme, Fluktuation sei lediglich eine den sozialistischen Pro-
duktionsverhältnissen wesensfremde und volkswirtschaftlich in jedem 
Fall schädliche Verhaltensweise, ist bereits eine Wertung enthalten, 
die — da sie schon vor der Untersuchung erfolgt — von vornherein 
vorgibt, welcher Art die zu gewinnenden Ergebnisse sein müßten. Es 
ist dann nur folgerichtig, den Soziologen möglichst nichts anderes 
als ein System von Vorschlägen und Faustregeln abzuverlangen, 
nach denen die Fluktuation eingedämmt oder womöglich gar unter-
bunden werden könnte... Bekanntlich charakterisiert Marx die 
Vulgärökonomie als Übersetzimg der Vorstellungen der Produktions-
agenten in eine doktrinäre Sprache; das läßt sich verallgemeinert 
so interpretieren, daß man gesamtgesellschaftlichen Zusammenhän-
gen nicht dadurch gerecht werden kann, daß man sie von der Warte 
und dem Nutzen einzelner Betriebe aus zu beurteilen versucht."44 

Da betrieblicher Gewinn nicht notwendig volkswirtschaftlicher Ge-
samtgewinn, betrieblich Unnötiges nicht notwendig gesellschaftlich 
Unnötiges sei, folge für eine soziologische Begriffsbestimmung von 
Fluktuation, daß sie zunächst ganz allgemein und abstrakt vorzu-
gehen hat und erst nach der Bestimmung des Wesens der Erschei-
nung in die Teilbereiche — die speziellen Arten von Fluktuation 
— vorzustoßen hat, nur so stellt sich auch real die Frage nach dem 
Wesen der speziellen Erscheinungen, während der vorher beschrie-
bene Ansatz diese schon beantwortet hat. Zunächst weist Wechsel 
von Arbeitsplätzen auf wechselnde Erfordernisse der Arbeitsteilung 
hin, ein beträchtlicher Teil der Fluktuation ist bei dem wissenschaft-
lich-technischen Fortschritt erforderlich. Da dem Sozialismus keine 
industrielle Reservearmee zur Verfügung stehen kann, sind auch 
kurzfristige Umstellungen erforderlich. 

Fluktuation als dem Bereich des Arbeitsprozesses zugehörig wird 
definitorisch abgegrenzt von dem Begriff Mobilität, der dem Bereich 
der Produktionsverhältnisse, dem System der sozialen Positionen in 
einer Gesellschaftspyramide angehört. Die Bereiche überschneiden 
sich und führen z. B. zu soziologischen Fragestellungen wie: Welche 
Fluktuationsarten sind zugleich soziale Mobilität? Welcher struktur-
soziologische Inhalt ist im beobachtbaren Fluktuationsvorgang ent-
halten? 

Bei der Fluktuationsforschung sind die Verursachung des Gesamt-
vorgangs und die des einzelnen Fluktationsaktes streng auseinander-
zuhalten. Im letzteren Sinn wird Fluktuation noch ganz neutral 
bestimmt: „Die Wertesysteme des Fluktuierenden einerseits und der 
Gruppe, die verlassen wird, andererseits, stimmen nicht überein."45 

Also ist eine Analyse der Wertesysteme und Verhaltensmuster erfor-
derlich. Für ihre Bewältigung gilt zunächst, Marx folgend, daß das 

44 Braunreuther, a.a.O., S. 7. 

45 Ders., S. 12. 
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gesellschaftliche Sein das Bewußtsein bestimmt; operationeil um-
gesetzt heißt das die Untersuchung folgender Faktoren: Beschaffen-
heit der materiellen Produktionstätigkeit; Stellung im System der 
Aneignung und der Kontrolle der Produktionsmittel; Stellung im 
System der Verteilung der Produkte; Platz in den Systemen der 
Arbeitsteilung und der sozialistischen Kooperation sowie der Autö-
ritätsbeziehungen der Gesellschaft; Art und Weise der Integration 
in Kontaktgruppen; Beeinflussung durch und Anpassung an Ver-
haltensmuster der Gesellschaft insgesamt sowie auch gesamtgesell-
schaftlicher Organisationen und verschiedener Kontaktgruppen; 
soziale Herkunft, individuelle Klassenorientiertheit wie ideologische 
Bewußtheit46. 

Da sich menschliches Denken und Handeln überwiegend an der 
sozialen Umwelt orientiert, wird es bei der Fluktuationsforschung 
sinnvoll, mit der Kategorie des Konflikts zu arbeiten, verstanden als 
Zusammenstoß von Verhaltensweisen mit unterschiedlichen Ziel-
kriterien. Ein bestimmtes Verhalten wird als unangemessen gegen-
über den gesellschaftlichen Normen und den Erfordernissen der 
sozialen Entwicklung charakterisiert. Hier kann entweder die Gruppe 
oder das Individuum, zwischen denen der Konflikt auftaucht, un-
angemessene Verhaltensmuster zeigen. Es kann daher nicht allein die 
jTatsache des Konflikts als Ursache von Fluktuationen den For-
schern genügen, sondern die Analyse der Konfliktsituation als Äuße-
rung einer Koexistenz von Verhaltensstrategien ist erforderlich. Da 
sich in der Fluktuation „das Verhältnis von Individuum und Gesell-
schaft in einem bestimmten Stadium der Entwicklung des Indivi-
duums und/oder von Gruppen von Individuen Ausdruck verschafft 
und weiter entwickelt", kann man sie nicht einfach bekämpfen, eben-
so geht es nicht an, die Problematik auf jene „mystifizierte Ebene 
(zu verlagern), die vielfach als .Betriebsklima' auf pseudorationale 
Weise zu beschreiben versucht wird"47. 

Will man, noch dem tradierten Wissenschaftsideal verhaftet, dem 
die Zweckhaftigkeit ein Sakrileg, versuchen, einer derartig aus der 
Praxis geborenen Wissenschaft wie der Soziologie in der DDR, vor-
dergründigen Instrumentalcharakter ohne objektiven, das heißt 
wissenschaftlichen Wert zuzuschreiben, so belehrt einen diese kurze 
Schrift von Kurt Braunreuther eines anderen. Es geht tatsächlich 
um wissenschaftliche Erkenntnis, die offenbar nicht jedem Gesell-
schaftssystem zuwiderlaufen muß. Tut sie es scheinbar doch, so han-
delt es sich um quasi-privatwirtschaftliche Interessen, wie die eines 
einzelnen Betriebes gegenüber dem gesellschaftlichen Ganzen, die 
tendenziell abgebaut werden können. 

Zugleich lernt und erfährt man bei Braunreuther eine Menge über 
die Probleme der Revolutionierung eines Systems, die mit der Ver-
gesellschaftung der Produktionsmittel zunächst nur in ihrer unab-
dingbaren Voraussetzung geleistet ist. Deutlich wird ausgesprochen, 

46 Ders., S. 13. 
47 Ders., S. 22 f. 
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daß Sozialismus das ganz andere, im Sinne einer harmonischen 
Idylle nicht sein kann, sondern daß Konflikte ausgehalten werden 
müssen, Widersprüche bestehen, solange überhaupt etwas geschieht, 
Entwicklung zu verzeichnen ist, Menschen ihr Leben produzieren. 

Nicht alle Veröffentlichungen sind freilich so erfreulich wie diese. 
So wird z. B. unter dem Titel „Probleme der Industriesoziologie" ein 
Buch angeboten, das unter der Vorgabe, Kollektivarbeit zu sein, mit 
geringen Abweichungen fünfmal das Gleiche anbietet — Variationen 
über die sicher richtige Aussage: mit veränderten Produktions-
verhältnissen ändern sich die sozialen Beziehlingen. Aufgabe der 
Soziologie sei der Nachweis dieses Phänomens bzw. die Analyse der 
Bedingungen für die Herstellung eines den Produktionsverhältnissen 
adäquaten Bewußtseins. 

Wichtig ist die Auseinandersetzung mit dem in der westlichen 
Soziologie üblichen Modell der formellen und informellen Gruppen 
in Industriebetrieben. Geleugnet wird nicht die Existenz solcher 
Gruppen, sondern kritisiert wird der Absolutheitsanspruch, mit dem 
diese in den bürgerlichen Denkmodellen belegt' werden. Der not-
wendige Bezug auf die Produktionsverhältnisse werde außer acht 
gelassen, um die antagonistischen Besitzverhältnisse harmonisierend 
zu verschleiern. „Und die Verabsolutierung der unmittelbaren Be-
ziehungen gegenüber den gesellschaftlichen Zusammenhängen, den 
Klassenverhältnissen zeigt sich bei Roethlisberger gerade in der 
Nivellierung des Verhaltens des ,millionenschweren Fabrikbesitzers' 
und — wie er es so schön formuliert — ,seines einfachsten Hilfs-
arbeiters'. Natürlich gibt es Gleichförmigkeiten im sozialen Verhal-
ten beider. Interessanter und bedeutsamer für die soziologische Wis-
senschaft scheint uns jedoch der Zusammenhang zwischen der 
Stellung jedes von ihnen im System der kapitalistischen Pro-
duktionsverhältnisse und dem so bestimmten entgegengesetzten Ver-
halten, den entgegengesetzten Interessen. Nur am Rande sei erwähnt, 
daß diese Konzeption natürlich stillschweigend auch von einem 
solchen, das Verhalten des einzelnen überaus wirksam stimmenden 
Faktor absieht und ablenkt wie der politischen Macht, der Staats-
macht. Als ob das soziale Verhalten der Menschen einzig und allein 
von der Interaktion beim Schlangestehen und bei der Fuchsjagd! 
geprägt würde. Ganz abgesehen davon, daß dabei die persönliche 
Kommunikation zwischen Fabrikbesitzer' und ^einfachstem Hilfs-
arbeiter' doch wohl entschieden zu kurz kommt, dürfte der erstere 
eher auf der Fuchsjagd, der letztere eher beim Schlangestehen an-
zutreffen sein."48 Auch in der DDR-Soziologie werden die diversen 
Gruppenmechanismen in die Untersuchung einbegriffen, jedoch be-
ziehen sie ihren Stellenwert jeweils abgeleitet vom ökonomischen 
Gesamtsystem. 

In einem Kapitel über den Charakter der Arbeit distanzieren sich 
die Autoren von einer „idealistischen Position", die die Überwin-
dung der Entfremdung und die Humanisierung der Arbeit im So-

48 Industriesoziologie, S. 46 f. 
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zialismus als Aufgabe der Soziologie bezeichnet. Ihre Kritik gilt dem 
Ansatzpunkt solcher Überlegungen, der den Charakter der Arbeit 
an die Erwartungen der Menschen binde. „Ebensowenig, wie die Er-
wartungen der Menschen an die Arbeit losgelöst von der Entwicklung 
des Charakters der Arbeit und der gesamtgesellschaftlichen Entwick-
lung entstehen und sich entwickeln, hängt ihre Erfüllung im Arbeits-
prozeß in erster Linie oder etwa ausschließlich von subjektiven: 
Wünschen ab."49 Dementsprechend wird auf die objektiven Bedin-
gungen verwiesen, auf die vorhandenen technischen, technologischen 
und arbeitsorganisatorischen Bedingungen des Arbeitsprozesses. „Im 
Mittelpunkt einer solchen Analyse steht also nicht die Feststellung, 
inwieweit die Arbeitsbedingungen den Erwartungen der Werktäti-
gen schon entsprechen bzw. von diesen noch entfernt sind, sondern 
umgekehrt die Analyse der Bedingungen und Möglichkeiten, unter 
denen sich die Einstellungen und Erwartungen der Werktätigen zur 
Arbeit adäquat den objektiven Entwicklungsbedingungen entwickeln 
können."50 Bei zugestandener Abhängigkeit der Arbeitsbedingungen 
von den ökonomischen Mitteln der jeweiligen sozialistischen Gesell-
schaft wird eine Fragestellung, die primär vom Subjekt, seinen Er-
wartungen und Wünschen sich herleitet, zu Recht als spekulativ 
abgewiesen. Immer wieder wird deutlich, daß Aufbau des Sozialis-
mus mit den sozialutopischen Vorstellungen des beginnenden 
19. Jahrhunderts ebensowenig zu tun hat, wie mit den radikal-
demokratischen Forderungen nach der Verwirklichung des „neuen 
Menschen" auf Seiten der heutigen Linken in der BRD, daß „sozia-
listische Gesellschaft sich weder spontan auf der Grundlage des 
gesellschaftlichen Eigentums an Produktionsmitteln, noch gestützt 
auf die sozialen Triebkräfte und Mechanismen der alten, bürger-
lichen Gesellschaft vollziehen kann"51, sondern daß es immer noch 
um Leistungssteigerung und Effektivität zugunsten der Gesamt-
gesellschaft geht („Es versteht sich von selbst, daß andererseits eine 
Beschränkung der betrieblichen Tätigkeit auf Pflege zum Beispiel 
guter Gemeinschaftsbeziehungen und Kollegialität zwischen den 
Werktätigen, zwischen den Leitern und Mitgliedern der Arbeits-
gruppen, ohne eine angemessene ökonomische Leistung, ebenfalls die 
Erwartungen der sozialistischen Gesellschaft nicht erfüllt."52), aus 
der der einzelne überhaupt noch nicht unmittelbar, sondern nur sehr 
vermittelt, als bewußter Teil eines gesellschaftlichen Ganzen, also 
ziemlich abstrakt, Befriedigung ziehen kann. Diese Tatsache einer 
spezifisch Marx verdrehenden DDR-Bürokratie in die Schuhe zu 
schieben, hieße allerdings Marx selber ignorieren. Man prüfe eine der 
wenigen auf die Realität des Sozialismus weisenden Passagen aus 
dem Kapital: „Die Beseitigung der kapitalistischen Produktionsform 
erlaubt, den Arbeitstag auf die notwendige Arbeit zu beschränken. 
Jedoch würde die letztere, unter sonst gleichbleibenden Umständen, 

49 Ebenda, S. 96. 
50 Ebenda, S. 97. 
51 Ebenda, S. 55. 
52 Ebenda, S. 125. 
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ihren Raum ausdehnen. Einerseits weil die Lebensbedingungen des 
Arbeiters reicher und seine Lebensansprüche größer sind. Anderer-
seits würde ein Teil der jetzigen Mehrarbeit zur notwendigen Arbeit 
zählen, nämlich die zur Erzielung eines gesellschaftlichen Reserve-
und Akkumulationsfonds nötige A r b e i t . . . Die absolute Grenze für 
die Verkürzung des Arbeitstags ist nach dieser Seite hin die All-
gemeinheit der Arbeit."53 

Nützliche statistische Angaben über das Wachstum geistiger (Kon-
troll- und Überwachungsarbeit) bzw. die Abnahme vorwiegend kör-
perlicher Arbeit in verschiedenen Industriebereichen enthält der 
Band über „Schöpferische Arbeit". Rund 15 000 Werktätige wurden 
zu den Problemen Qualifizierung, sozialistische Gemeinschaftsarbeit 
und „Schöpfertum" befragt. Die Wandlungen der Tätigkeitsmerkmale 
der Produktionsarbeiter weg von der rein körperlichen, schweren 
Arbeit zu differenzierterer mehr ingenieurtechnischer wird über 
mehrere Jahre (1963—66) beobachtet. Ein, wenn auch langsam vor-
anschreitender Trend, nicht nur die körperliche Arbeit zu verringern, 
sondern auch die Alternative, entweder körperlich oder geistig zu 
arbeiten, zugunsten einer „universaleren" Praxis verschwinden zu 
lassen, wird überzeugend nachgewiesen. 

Ein wenig fragwürdig wird es, wo aus diesen positiven Erschei-
nungen schon sogleich die ganze Theorie des „Menschen als Gat-
tungswesen" sichtbar gemacht werden soll. Kann man noch zustim-
men, wenn Demokratie innerhalb der Produktion in der sozialisti-
schen Gemeinschaftsarbeit nur durch die gemeinsame Leistung erst 
praktizierbar wird (und nicht etwa durch Kollegialität zwischen 
Leiter und Kollektiv oder ähnliches), so möchte man doch davor 
warnen, die Marxsche „Poesie" aus den Ökonomisch-Philosophischen 
Manuskripten von 1844 jetzt auf die „Prosa" des DDR-Alltags, sozu-
sagen als schon erreichte Utopie des Menschen, anzuwenden. So heißt 
es bei Marx: „Der Mensch macht seine Lebenstätigkeit selbst zum 
Gegenstand seines Wollens und seines Bewußtseins. Er hat bewußte 
Lebenstätigkeit. Es ist nicht eine Bestimmtheit, mit der er unmittel-
bar zusammenfließt... Das praktische Erzeugen einer gegenständ-
lichen Welt, die Bearbeitung der unorganischen Natur ist die Be-
währung des Menschen als eines bewußten Gattungswesens, d. h. 
eines Wesens, das sich zu der Gattung als seinem eigenen Wesen oder 
zu sich als Gattungswesen verhält. Zwar produziert auch das Tier. 
Es baut sich ein Nest, Wohnungen, wie die Biene, Biber, Ameise etc. 
Allein es produziert nur, was es unmittelbar für sich oder sein 
Junges bedarf; es produziert einseitig, während der Mensch univer-
sell produziert; es produziert nur unter der Herrschaft des unmittel-
baren physischen Bedürfnisses, während der Mensch selbst frei vom 
physischen Bedürfnis produziert in der Freiheit von demselben; . . . 
der Mensch formiert daher auch nach den Gesetzen der Schönheit."54 

53 Karl Marx, Das Kapital, 1. Bd., MEW, Bd. 23, S. 552. 
54 Karl Marx, ökonomisch-philosophische Manuskripte, MEW, Ergän-

zungsband, Erster Teil, S. 516/17. 
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Wie immer man zu solchen noch ganz in der philosophischen Tradi-
tion verhafteten Schriften von Marx stehen mag, lassen sich hieraus 
doch nicht typische Begriffsbestimmungen für sozialistische Arbeit 
herauslesen. Entweder gelten die obigen Bestimmungen auch für die 
menschliche Arbeit im Kapitalismus, oder sie gelten ebenso nicht für 
die gesellschaftlich notwendige Arbeit im Sozialismus. Die Trennung 
der Sphären Freizeit und Arbeit läßt sich nicht durch einen Appell 
ans Bewußtsein überwinden. 

Zweiter Exkurs über Reaktion eines westdeutschen Soziologen 

In einer Studentenzeitschrift gibt Hellmuth Bütow einen kurzen 
Abriß über die DDR-Soziologie55. Er schreibt, Verrat von Seiten des 
DDR-Staats suggerierend: „Wer die fatale Neutralität empirischer 
Daten kennt (?), wird sie — falls er diese fürchtet — entweder inter-
pretativ seinen Bedürfnissen zuzuordnen suchen, oder — falls dies 
nicht möglich ist und er die Macht dazu besitzt — ihre Veröffent-
lichung verhindern." Dennoch sieht er hoffnungsfroh in die Zukunft, 
wenn Kurt Braunreuther die „Erforschung der Gesetzmäßigkeiten 
möglicher gesellschaftlicher Zustände und Verhaltensweisen von 
Menschen unter gesellschaftlich relevanten Bedingungen im Prozeß 
ihrer Entwicklung'" proklamiert. Er sieht darin die „Ermöglichung 
einer marxistischen Soziologie, die weniger an Vorlauf enden allge-
meinen Gesetzen' orientiert ist als an der Gesellschaft, in der sie 
betrieben wird". Das führt ihn zu der Einsicht: „Gerade eine sich 
von der Ideologie als Theorie lösende und quasi technologisch ver-
fahrende Soziologie vermag einen Beitrag zur Entwicklung der sozia-
listischen Gesellschaft zu leisten — und nicht umgekehrt." Gebraucht 
er schon das Adjektiv .marxistisch' in Zusammenstellung mit Sozio-
logie nurmehr als Namen ohne inhaltliche Konsequenz, muß man 
ihm vermutlich zugestehen, daß auch der historische Materialismus 
ihm nicht' mehr als magische Beschwörungsformel ist. Er schreibt: 
„Die Frage des sogenannten äußeren Verhältnisses zwischen Histo-
mat und Soziologie ist nach wie vor ungelöst. Zwar wird gesagt, daß 
der Histomat mit marxistischer Soziologie nicht identisch sei; es 
wird jedoch hinzugefügt, daß der Histomat dennoch marxistische 
Soziologie ,ist'. Wie das zu verstehen sei, konnte bisher nicht deutlich 
gemacht werden." Dieser vermeintliche Alogismus bedeutet nichts 
weiter, als daß der historische Materialismus — das Wort Histomat 
kommt im DDR-Sprachgebrauch nicht vor — die allgemeine Theorie 
der marxistischen Soziologie und insofern Soziologie ist, daß aber die 
gesamte Soziologie über die Theorie hinaus auch noch praktische 
Sozialforschung beinhaltet. Aber Bütow bleibt weiterhin „Optimist" 
in Sachen DDR-Soziologie. Er prophezeit einen notwendigen Auf-
stand der DDR-Soziologen gegen die Indienstnahme ihrer Wissen-
schaft, wie er ihn auch schon in der BRD konstatieren kann (?) und 

55 Hellmuth Bütow, Entwicklung durch Stabilisierung. Die Rolle der 
Soziologie im sozialistischen Führungssystem. Colloquium, April 1969. 
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schließt mit der sybillinischen Formel: „Die Dogmatisierung der 
Theorie von Gesellschaft ist der Verzicht auf Theorie mit anderen 
Mitteln." Aber sind derartige Formulierungen nicht selber dogma-
tisch? Bleiben solche Reaktionen nicht in bürgerlichen Stereotypen 
befangen, die sie blind machen gegenüber dem qualitativ Neuen? 

IV Theoretische Grundlegung: Aufarbeitung des historischen 
Materialismus von Marx 

Am Beispiel eines Buches von Erich Hahn56 soll nun der histori-
sche Materialismus und seine Operationalisierung durch die Soziolo-
gen der DDR etwas ausführlicher dargestellt werden. 

Da die bürgerlichen Wissenschaften tatsächlich so betrieben wer-
den, als ob es Marx nie gegeben hätte, wird Hahns Aufarbeitung der 
Marxschen Theorie zugleich aktuelle Kritik. So gilt für den idealisti-
schen Erkenntnisansatz nach wie vor, daß er sich nicht .„wirklich von 
der Welt unterschied' und daher .kein wirkliches Urteil über sie fäl-
len, keine reale Unterscheidungskraft gegen sie geltend machen, also 
nicht praktisch eingreifen konnte, sondern höchstens mit einer Praxis 
in abstracto sich begnügen mußte'"57, und weiter: „Bei Herrn Szeliga 
zeigt es sich audi glänzend, wie die Spekulation einerseits scheinbar 
frei aus sich heraus ihren Gegenstand a priori schafft, andererseits 
aber, eben weil sie die vernünftige und natürliche Abhängigkeit vom 
Gegenstand wegsophistisieren will, in die unvernünftigste und un-
natürlichste Knechtschaft unter den Gegenstand gerät, dessen zu-
fälligste, individuellste Bestimmungen sie als absolut notwendig und 
allgemein konstruieren muß."58 „Wie das absolute Denken sich selbst 
als für alle Realität gilt, so die kritische Kritik. Sie erblickt daher 
außer sich keinen Inhalt, sie ist daher nicht die Kritik wirklicher, 
außer dem kritischen Subjekt hausender Gegenstände, sie macht 
vielmehr den Gegenstand, sie ist absolutes Subjekt-Objekt."59 

Während die Leugnung eines von der Erkenntnis unabhängigen 
Objektes im Idealismus nicht direkt ausgesprochen wird, geschieht 
dies nach Hahn im Positivismus zugunsten einer sogenannten „Inter-
aktionsrelation Beobachter-Beobachtetes". Geleugnet werde ferner 
der Abbildcharakter der soziologischen Erkenntnis. „Die Leugnung 
des Abbildcharakters der menschlichen Erkenntnis, damit der objek-
tiven materiellen Realität außerhalb des Bewußtseins hebt den wirk-
lichen Erkenntnisprozeß auf, nimmt ihm das Objekt, damit die Mög-
lichkeit, Wahrheit zu erkennen, damit den Unterschied zwischen 
Illusion und Realität."60 Durch Leugnung der objektiven Realität 

56 Èrich Hahn, Historischer Materialismus und marxistische Soziolo-
gie, Studien zu methodologischen und erkenntnistheoretischen Grundlagen 
der soziologischen Forschung. 

57 Marx/Engels, Die heilige Familie, MEW, Bd. 2, S. 41. Zit. nach 
Hahn, Historischer Materialismus, S. 24. 

58 Marx/Engels, ebenda, S. 63. 
59 Marx/Engels, ebenda, S. 168. Zit. nach Hahn, a.a.O., S. 24. 
60 Wolfgang Heise, Aufbruch in die Illusion, S. 111, 112. Zit. nach Hahn, 

a.a.O., S. 32. 
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gelange der Positivismus zu ganz absurden Theorien. Z. B. Eber-
lein behauptet, daß Gesellschaft überhaupt nur durch die Erfahrung 
des Forschers existiere. Die materialistische Alternative zur positi-
vistischen Reduktion des Subjekts auf die freischwebende „Ratio-
nalität", auf die Zuverlässigkeit der Methode und der kritischen 
Diskussion (Albert, Popper) bedeute „die Einsicht, daß die Methode 
der Soziologie stets sowohl der Theorie als auch dem Gegenstand 
untergeordnet ist. Die Reduktion der Objektivität auf die Methode 
löst die letztere in unzulässiger Weise von den Bedingungen ihrer 
Anwendung wie von dem objektiven Inhalt, der mit ihrer Hilfe er-
mittelt werden soll. Bei der Überprüfung der soziologischen Erkennt-
nis geht es gerade wesentlich um die Überprüfung der Frage, inwie-
weit sie dem objektiven Inhalt entspricht. Die Soziologie ist nicht nur 
Methode. Die theoretischen und begrifflichen Instrumente der sozio-
logischen Erkenntnis ebenso wie andere Bedingungen (...) sind je-
doch ihrerseits Widerspiegelung, Produkt, Ausdrucksform der objek-
tiven Realität der Gesellschaft, die erforscht werden soll."81 Durch 
so zeitlose abstrakte Kategorien wie „Verhalten", „Handeln" oder 
auch „Industriegesellschaft", würden Prozesse, Geschichte überhaupt 
aus der soziologischen Erkenntnis eskamotiert. Dagegen postuliert 
Hahn mit Marx, daß der historische Materialismus „also zunächst 
einmal eine bestimmte allgemeine, notwendige, nicht willkürlich zu 
beeinflussende, wechselseitige Abhängigkeit verschiedener Bereiche 
des gesellschaftlichen Lebens voneinander, einen inneren systemati-
schen Zusammenhang des Ganzen, der Totalität des Geschichtspro-
zesses (konstatiert). Der innere Zusammenhang dieser Bereiche ist 
dadurch gegeben, daß einer von ihnen gegenüber den anderen eine 
bestimmende, dominierende und determinierende Rolle spielt. Er ist 
schließliche Ursache und entscheidende Bewegungskraft. Diese Rolle 
fällt der ökonomischen Entwicklung der Gesellschaft zu, der Pro-
duktions- und Austauschweise. Und zwar deshalb, weil dieser Be-
reich, diese Dimension der Inbegriff, die Zusammenfassung jener 
menschlichen Lebenstätigkeit ist, die für den Menschen und die Ge-
sellschaft' artbestimmend ist, die entscheidende und ausschlagge-
bende Spezifik des Bereiches, der Realität ausmacht, auf deren Er-
kenntnis die Soziologie als Wissenschaft zielt."62 Von einer bestimm-
ten feststellbaren Spezifik lassen sich historisch nachweislich be-
stimmte Formen der sozialen Beziehungen der Menschen, Normen, 
Werte, Überzeugungen, Ideen, Prinzipien, Staatsformen, soziale 
Strukturen etc. angeben. 

Die gesellschaftlichen Verhältnisse aber, die Grundkategorie des 
historischen Materialismus, existieren nicht in einer selbständig ab-
gesonderten sinnlichen Gestalt, können also nicht empirisch gemessen 
werden; sie sind nur begrifflich faßbar; sie erscheinen in der Weise 
des wechselseitigen Verhaltens der Menschen, ihre objektive Reali-
tät besteht in der gesellschaftlichen Existenz der Menschen. „Eine 

61 Erich Hahn, a.a.O., S. 52. 
62 Erich Hahn, a.a.O., S. 60 f. 
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empirische Erfassung der Gesamtgesellschaft in einer einzelnen Un-
tersuchung ist ausgeschlossen. Eben weil das theoretische System 
der Gesellschaft die empirische Realität der Gesellschaft als theore-
tisches System widerspiegelt, als Gedankentotalität, als Produkt des 
Denkens. Eine empirische Erfassung der Gesellschaft als Ganzes ist 
schon deshalb nicht möglich, weil ihre empirische Erscheinungsform 
jene innere Struktur und Systematik nicht offenbart, die auf dem 
Wege der Abstraktion aus ihr herausgeschält werden muß. Der An-
schauung und Vorstellung gegeben ist stets ein chaotisches Ganzes, 
eine Gesellschaft, in der ,alle Beziehungen gleichzeitig existieren 
und einander stützen'."a3 Da die Soziologie nicht wie etwa die Psycho-
logie das Individuum als Erkenntnisobjekt hat, führt eine Verselb-
ständigung des Verhaltens immer zu idealistischen Konsequenzen; 
der einzig mögliche Zugang, der sich der Soziologie bietet, ist die 
Abstraktion der materiellen gesellschaftlichen Verhältnisse. „Die 
marxistische Soziologie reduziert in diesem Sinne das Individuelle 
auf das Gesellschaftliche, sie erforscht das Handeln realer Persön-
lichkeiten, indem sie die gesellschaftlichen Verhältnisse der Menschen 
zu ihrem Gegenstand macht."®4 

Da auch in der nicht-marxistischen Soziologie heute die Anerken-
nung der sozialen Determination des Menschen kaum mehr in Frage 
gestellt wird, unternimmt es Hahn am Beispiel des Königschen 
Sozialisationsmodells, das er als Anwendung der funktional-struk-
turellen Analyse begreift, die marxistische Position antithetisch zu 
entwickeln. König bezeichnet als Sozialisation das Hineinwachsen des 
Menschen in ein System von Institutionen, Rollen und sozialen Posi-
tionen, die sein späteres Verhalten und Handeln bestimmen. Wesent-
licher Punkt der Sozialisationsphase ist die Internalisierung der Nor-
men. Soziales Verhalten ist also normengerechtes Verhalten. Hahn 
wendet zu Recht ein, daß damit die Erklärungskraft der Theorie auf 
den jeweiligen gegebenen Zustand eingeschränkt bleibe, da Abwei-
chungen vom konformen Verhalten sich nicht mehr innerhalb des 
Sozialen, sondern bestenfalls als asozial erklären lassen. Die soziale 
Determiniertheit beschränke sich also auf die Determination des 
Gegebenen. „Die gesellschaftliche Bewegung und Entwicklung hat 
in diesem Determinationsprozeß bzw. in diesem Erklärungsschema 
keinen Platz, sie erklärt sich als Spontaneität und wird primär durch 
persönliche Dynamik bestimmt. Das Individuum erscheint in dieser 
Konzeption als die einzige Variable, die Gesellschaft, das Soziale als 
das schlechthin Konstante. Das läuft aber so oder so (...) auf die alte 
theoretische Entgegensetzung von Individuum und Gesellschaft hin-
aus. . . . die Gesellschaft bedarf der ,a-sozialen' Spontaneität, um 
überhaupt in Fluß zu bleiben. Die gesellschaftliche Entwicklung ist 
nicht sozial determiniert, sie findet statt trotz der Determination."65 

Demgegenüber gelte es die objektiven sozialen Faktoren und Trieb-

63 Erich Hahn, a.a.O., S. 87. 
64 Erich Hahn, a.a.O., S. 94. 
65 Erich Hahn, a.a.O., S. 112. 
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kräfte, die über das Bestehende hinaustreiben, aufzudecken. Die 
Gesellschaft dürfe nicht abstrakt als solche vorausgesetzt werden, 
sondern müsse begrifflich inhaltlich bestimmt werden. „Die Gesell-
schaft ist die ,Wechselwirkung der sie zusammensetzenden Einzel-
leben' und nicht ,eine besondre Existenz, die mit diesen Einzelleben 
noch in eine aparte Wechselwirkung tritt'."66 Nur vom Standpunkt 
des Individuums betrachtet, erscheint die Gesellschaft als etwas 
Äußeres, Verselbständigtes. Bei der Erforschung der Vermittlung 
von Individuum und Gesellschaft müssen die einzelnen Klassifika-
tionen, wie Gruppe, Familie etc. jeweils funktional innerhalb der 
bestimmenden Kategorie, der gesellschaftlichen Produktion, spezifi-
ziert werden. Sie können daher nicht, wie bei vielen bürgerlichen 
Soziologen (etwa Dahrendorf), als Primärkategorie verwandt werden. 

Vollzieht sich der wissenschaftliche Erkenntnisprozeß, die Bestim-
mung des Wesens der Erscheinungen, durch einen Erkenntnisvor-
gang, der vom Abstrakten zum Konkreten aufsteigt, vom begrifflich 
gefaßten Ganzen zu den empirisch faßbaren Einzelelementen, ist 
wahre Wissenschaft nur auf historisch materialistischer Grundlage zu 
betreiben, und man kann mit Lenin sagen: „Mehr als das: die Theo-
rie des Klassenkampfes bringt dies Bestreben (Elemente der Indivi-
dualität auf soziale Quellen zurückzuführen) zum ersten Mal so voll-
ständig und folgerichtig zur Geltung, daß sie die Soziologie in den 
Rang einer Wissenschaft erhebt..."67 . 
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Herbert Schnädelbach 

Was ist Ideologie? 
Versuch einer Begriffsklärung 

I 

Daß der Begriff der Ideologie einer Klärung bedarf, darüber dürfte 
leichter eine Einigung zu erreichen sein als über die Frage, wie man 
dabei vorzugehen habe. Sehr verbreitet ist die Vorstellung, daß eine 
Definition genüge, um sich Klarheit über einen Begriff zu verschaf-
fen, und ihr wird nur darum so wenig widersprochen, weil man 
meist die Schwierigkeiten verkennt, die sich solchen Definitions-
versuchen entgegenstellen. Denn eine Definition soll doch mehr sein 
als eine bloße Sprachregelung, als das willkürliche Festsetzen einer 
Wortbedeutung, die nichts zu tun hat mit der Beschaffenheit dessen, 
was das Wort bezeichnen soll: wer etwa über den Ideologiebegriff 
Aufschluß verlangt, ist nicht daran interessiert zu erfahren, was sich 
der Befragte unter Ideologie vorstellt oder was er willkürlich als 
Bedeutung dieses Begriffs behauptet, sondern was Ideologie ist. No-
minaldefinitionen sind bloße Festsetzungen, und die durch sie ein-
geführten Begriffe sind leere Namen, denen nichts über die Beschaf-
fenheit dessen zu entnehmen ist, was sie benennen. Befriedigende 
Realdefinitionen hingegen setzen eine Gegenstandsanalyse voraus, 
und je komplexer ein Gegenstand ist, um so schwieriger wird es, ihn 
in einer handlichen Definition zu charakterisieren. Darum bietet sich 
zunächst ein anderer Weg zur vorläufigen Verständigung über einen 
unbekannten oder strittigen Begriff an —e in Weg, den die moderne 
Analytische Philosophie bei der Begriff sbildung mit aller methodolo-
gischen Raffinesse beschreitet. Hier geht man von der Überlegung 
aus, daß die Begriffe nicht darauf warten, von uns definiert zu wer-
den, sondern daß ihre Bedeutungen bereits durch den alltäglichen 
oder wissenschaftlichen Sprachgebrauch festgelegt sind; so scheint es 
nur einer Analyse des jeweiligen Sprachzusammenhanges oder 
„Sprachspiels", wie Wittgenstein sagt1, zu bedürfen, um sich über 
das, was der Begriff sagt, verständigen zu können. Aber gerade der 
Ideologiebegriff eignet sich vorzüglich dazu, die Grenzen der Lei-
stungsfähigkeit dieser Methode sichtbar zu machen; wenn man sei-
nen Gebrauch im politischen Alltag untersucht, trifft man auf meh-
rere und sich zum Teil widersprechende Grundbedeutungen. Wenn 
etwa in den sozialistischen Ländern vom Marxismus-Leninismus als 
der Ideologie der Arbeiterklasse gesprochen wird, so erscheint der 
Begriff hier im positiven Sinne; man versteht darunter ein auf Wis-

1 Wittgenstein: Philosophische Untersuchungen, § 7. 
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senschaftlichkeit Anspruch erhebendes Lehrgebäude, das nicht nur 
richtige Erkenntnis, sondern auch den Sieg im politischen Kampf 
zu garantieren verspricht. Im westlichen Lager dagegen überwiegt 
der negative Gebrauch des Wortes. Nur wenn von bestimmten 
Gruppen die Ausbildung einer „Gegenideologie" als Waffe im gei-
stigen Kampf gegen den Kommunismus gefordert wird, erscheint der 
Ideologiebegriff im neutralen, wertfreien Sinne: wenn man einer 
feindlichen Ideologie eine eigene und überlegene entgegensetzen 
will, glaubt man offenbar, daß es richtige und falsche Ideologien gebe. 
Im allgemeinen aber spricht man hierzulande abfällig über die 
„östliche Ideologie", der man Verkennung der Wirklichkeit, Fest-
halten an Illusionen über das Wesen des Menschen und die Funktion 
vorwirft, Werkzeug der Unterdrückung zu sein; die eigene Position 
hält man für unideologisch. Das Begriffsspektrum reicht daher von 
der Ideologie als etwas, auf dessen Besitz man stolz ist, bis zum Vor-
wurf der Wahnhaftigkeit, ja dier absichtlichen Realitätsverkennung, 
den man mit diesem Begriff gegen andere erhebt. Im wissenschaft-
lichen Sprachgebrauch, der sich hier als Schiedsrichter anzubieten 
scheint, überwiegen zwar die wertfreie und die kritische Verwen-
dung des Begriffs „Ideologie", aber durch die sehr verschiedenen 
Prämissen der einzelnen theoretischen Schulen fächert sich das Spek-
trum noch weiter auf, so daß man mit' nur geringer Übertreibung 
behaupten kann, es gebe ebensoviel verschiedene Ideologiebegriffe 
wie sozialwissenschaftliche Lehrstühle. In unserem Zusammenhang 
geht es aber nicht um eine vollständige'Aufzählung aller verschie-
denen Bedeutungen, sondern um die richtige Bedeutung des Wortes 
„Ideologie", und die ist offenbar auf sprachanalytischem Wege nicht 
zu ermitteln. Auch die beliebte und oft überschätzte etymologische 
Methode vermag hier nicht zu einer Entscheidung zu verhelfen: 
„Ideologie" ist eines der zahlreichen Kunstwörter, die mit Hilfe des 
griechischen „logos" gebildet wurden, und heißt darum, wörtlich 
übersetzt, „Wissenschaft von den Ideen"; aber ohne Zweifel ver-
bindet niemand diese Bedeutung mit' dem Ideologiebegriff, wenn er 
ihn spontan gebraucht, und niemand wird behaupten wollen, dies sei 
die gesuchte richtige Bedeutung. Daß das Wort „Ideologie", als es 
geprägt wurde, wirklich einmal diese Bedeutung hatte, zeigt sehr 
deutlich die Grenzen der etymologischen Methode an, die die histo-
rischen Veränderungen von Begriffsinhalten gerade dann verleugnen 
muß, wenn sie die Urbedeutung zum Maßstab für die wahre Bedeu-
tung von Worten erhebt. Durch Heidegger ist diese Methode eine 
Zeit lang in der Philosophie in Mode gewesen. Trotzdem kann es 
aufschlußreich sein, solche Urbedeutungen zu kennen, weil sich oft 
an deren Entwicklung reale geschichtliche Veränderungen ablesen 
lassen, so daß es möglich wird, eine durchsichtige Beziehung zwischen 
der Sprachgeschichte und der Entwicklung der Gesellschaft herzu-
stellen. 

Beim Ideologiebegriff lassen sich solche Beziehungen sehr deutlich 
verfolgen: Im ausgehenden 18. und beginnenden 19. Jahrhundert 
existierte in Frankreich eine wissenschaftliche Schule, die es in Fort-
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Setzung von Traditionen der englischen und französischen Aufklä-
rung unternahm, alle menschlichen Vorstellungen aus dem Zusam-
menwirken von sinnesphysiologischen Vorgängen und Umweltreizen 
genetisch zu erklären. Weil in der Terminologie der englischen Em-
piristen das Wort „idea" — im Gegensatz zum deutschen Wort „Idee" 
— den ganz neutralen Sinn von „Vorstellung" besaß und diese Be-
deutung von der gesamten Aufklärungsphilosophie für das franzö-
sische Wort „idée" übernommen wurde, nannte jene Schule ihre 
Wissenschaft „Wissenschaft von den Vorstellungen" — „l'idéologie". 
In dem Maße nun, wie sich die Herrschaft Napoleons innenpolitisch 
konsolidierte und die republikanischen Kräfte unterdrückt wurden, 
geriet auch die Aufklärung als die geistige Tradition des revolutio-
nären Bürgertums bei den Herrschenden in Mißkredit, und mit ihr 
die Schule der „Idéologues", die jene Tradition damals verkörperte. 
Als in den letzten Jahren des 1. Kaiserreichs, vor allem nach dem 
Fiasko des Rußlandzuges, aus Gründen der innenpolitischen Stabili-
tät ein Sündenbock gebraucht wurde, griff Napoleon zu dem pro-
baten Mittel der Hetze gegen die Intellektuellen und machte die 
„Idéologues" und ihre angeblich zersetzende Tätigkeit für das ge-
samte Unglück Frankreichs verantwortlich. Daß diese Anschuldigun-
gen tatsächlich geglaubt wurden, beweist die Tatsache, daß der Be-
griff der Ideologie bis heute den negativen Klang nicht verloren hat; 
seit jener Zeit haftet an diesem Begriff der Vorwurf der Realitäts-
fremdheit, der Verselbständigung des Geistes gegenüber der Wirk-
lichkeit, den Napoleon gegen die Schule der „Idéologues" erhoben 
hatte, um die Kritik an seiner Politik, d. h. die Abweichung von der 
durch ihn diktierten politischen Realität für seine Mißerfolge ver-
antwortlich machen zu können2. 

Die Tatsache, daß nicht nur die kritische, sondern auch die positive 
und die wertfreie Bedeutung des Ideologiebegriffs eine reale histo-
rische Wurzel haben, zeigt, daß es unmöglich ist, die Klärung eines 
Begriffs abzutrennen von der Aufklärung der Sachverhalte, die er 
bezeichnet: welche Erfahrungen sich in einem Begriff niedergeschla-
gen haben, welche Phänomene die Menschen mit seiner Hilfe zu 
interpretieren versuchten, das ist der Inhalt eines Begriffs. Darum 
vermag nur eine begriffsgeschichtliche Analyse, die nicht von der 
realen Geschichte der durch die Begriffe bezeichneten Sachverhalte 
absieht, verbindlichen Aufschluß über ihre Bedeutung zu geben. 

H 

Historisch gesehen gehört der Ideologiebegriff dem Zusammenhang 
der theoretischen Bemühungen an, die allgemeinen Ursachen des 
Irrtums, des falschen Bewußtseins aufzudecken; soweit sich in der 
Geschichte der Philosophie Reflexionen über die Erkenntnis zurück-
verfolgen lassen, finden sich stets bestimmte Antworten auf die 

2 Vgl. hierzu Hans Barth: Wahrheit und Ideologie, Zürich-Stuttgart 
1961, S. 13 ff.; Institut für Sozialforschung: Soziologische Exkurse, Frank-
furt/Main 1956, S. 165 f. 
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Frage, welche Dispositionen oder Mechanismen die Erkenntnis des 
Wahren verhindern. Für die gesamte platonisch-aristotelische Tra-
dition bis zur Hochscholastik blieb die schon von Parmenides vor-
gebildete ontologische Vorstellung bestimmend, daß die Möglichkeit 
des Irrtums durch die objektive Struktur der Welt und der mensch-
lichen Psyche gegeben siei. Solange das Erkennen sinnliches Wahr-
nehmen und der Gegenstand etwas sinnlich Wahrnehmbares bleibt, 
ist dieser Tradition zufolge keine sichere Erkenntnis möglich; die 
Gefahr des Irrtums jedoch schwindet, wenn der Erkennende sich 
zum reinen Denken erhebt und damit die unwandelbaren Ideen 
oder Wesenheiten zu erfassen vermag. Die Menschen irren sich die-
ser Lehre zufolge nur, wenn sie in der Sinnenwelt befangen sind. 
Das Problem des Irrtums wurde dadurch außerordentlich verschärft, 
daß durch den Einfluß der jüdisch-christlichen Theologie die Mög-
lichkeit des Sicherhebens des Menschen in den intelligiblen Kosmos 
ewiger Wahrheit problematisch wurde; nicht nur die Vorstellung 
von der Endlichkeit des menschlichen Geistes dem göttlichen Geist 
gegenüber, sondern vor allem die Lehre von der Erbsünde drohte 
die bloße Möglichkeit des Irrtums in Notwendigkeit zu verwandeln. 
Die mittelalterliche Scholastik vertrat hier noch eine gemäßigte Po-
sition: ihr zufolge war das natürliche Licht der Vernunft in den 
Menschen nicht erloschen, sondern nur zu schwach, um die ganze 
Wahrheit über das Absolute aus eigner Kraft erkennen zu können; 
die göttliche Gnade braucht daher nur das unvollständige natürliche 
Wissen von Gott durch Offenbarung zu ergänzen. Viel radikaler war 
demgegenüber die von den Reformatoren weitergebildete augustini-
sche Lehre, daß die Erbsünde das Menschengeschlecht völlig außer 
stände gesetzt habe, Gott zu erkennen und damit zu absoluter Wahr-
heit zu gelangen; Erkenntnis des Absoluten ist dieser Lehre zufolge 
nicht nur unvollständig, sondern unmöglich ohne die Gnade Gottes, 
und die Mensdien leben ohne sie notwendig im Irrtum. 

Als mit dem Beginn der Neuzeit die Philosophie sich von der Vor-
mundschaft der Theologie zu befreien begann, genügten ihr viele 
traditionelle theologische Antworten nicht mehr, und man begann, 
auch die Frage nach den Ursachen des Irrtums neu zu stellen. Ob-
wohl man hierbei in weitem Maße auf die antike Philosophie zu-
rückgriff, wurde doch an dem theologischen Theorem von der Not-
wendigkeit des Irrtums in säkularisierter Form festgehalten. Die 
Vorstellung, daß der Erkenntnis der Wahrheit weit stärkere Hin-
dernisse entgegenstehen, als die Antike angenommen hatte, ist bis 
heute ein wesentlicher Bestandteil der Ideologienlehre geblieben. 
Vor allem die Lehre Francis Bacons zeigt, wie sehr man von der 
Macht der Verblendung über die Menschen überzeugt war, und daß 
diese Macht als eine Herausforderung zu verstärkten theoretischen 
Anstrengungen verstanden wurde. Bacons berühmte Idolenlehre 
steht im Zusammenhang seiner programmatischen Bemühungen, die 
gesamte Wissenschaft auf einem neuen Fundament neu zu begrün-
den. Sie ist der Versuch, die Faktoren aufzudecken, die die Erkennt-
nis gefährden, damit ihr Einfluß erfolgreich eingedämmt werden 
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könne. Diese Faktoren nennt Bacon Idole oder „Götzenbilder" der 
Seele, und diese metaphorische Redeweise drückt sehr genau die Er-
fahrung der dinglichen Härte dieser Faktoren aus, die den durch sie 
bedingten Irrtümern die Resistenzkraft, des Aberglaubens verleiht; 
zugleich ist in der Wahl dieses Namens die Einsicht angezeigt, daß 
die Weigerung der Menschen, von ihren Irrtümern abzulassen, häufig 
von der emotionalen Beziehung herrührt, die sie zu ihnen wie zu 
Götzenbildern oder Fetischen unterhalten: noch Marx spricht vom 
Warenfetischismus als dem Kernstück der kapitalistischen Ideologie. 

Bacon nennt vier Klassen von Idolen: die des Stammes, der Höhle, 
des Marktes und des Theaters. Unter den Idolen des Stammes ver-
steht er allgemeine Dispositionen der menschlichen Gattung, anthro-
pologische Konstanten, die das adäquate Erfassen der Gegenstände 
erschweren; Bacon denkt in diesem Zusammenhang vor allem an die 
Organisation der Sinnesorgane, die unser Bild von der Außenwelt 
wesentlich formt, an den störenden Einfluß der Affekte auf die Ur-
teilskraft und an die Neigung der Menschen, die Welt in Analogie 
zum Menschen selbst zu interpretieren. Götzenbilder der Höhle sind 
nach Bacon der Inbegriff dessen, was wir heute individualpsycholo-
gische Faktoren nennen würden: psychische Struktur, Umgang, Er-
ziehung, Bildungsstand und emotionale Bindungen an bestimmte 
Autoritäten machen Bacon zufolge die „Höhle" aus, in der sich jedes 
Individuum befindet, und deren Form das Licht der Wahrheit in 
eigentümlicher Weise bricht und reflektiert. Durch den Begriff der 
„Götzenbilder des Marktes" treten zum ersten Male gesellschaftliche 
Bedingungen des falschen Bewußtseins in den Gesichtskreis der 
Theorie, wenn auch noch in sehr unentwickelter Form: Bacon spricht 
von möglichen Verzerrungen der Wahrheit durch die Weisen der 
menschlichen Kommunikation, vor allem durch die Sprache und ihre 
mögliche Verselbständigung gegenüber der auszudrückenden Sache. 
Als „Götzenbilder des Theaters" schließlich bezeichnet Bacon all die 
falschen Erklärungsversuche der Welt, die mit der Autorität der 
Wahrheit auftreten, obwohl sie bloße Erdichtungen sind und auf die 
Menschen die Faszination eines Theaterstückes ausüben: vornehmstes 
Beispiel eines solchen Idols ist für Bacon der Aristotelismus, dessen 
theologisch sanktionierte Autorität sich damals den aufstrebenden 
empirischen Wissenschaften entgegenstellte. So hoch Bacon auch die 
Gewalt all dieser Götzenbilder einschätzte, so fest war er doch davon 
überzeugt, daß man sich zu entziehen vermöge; die Notwendigkeit 
des Irrtums faßte er nicht als einen unausweichlichen Zwang, son-
dern mehr als objektive Nötigung auf, der die Menschen prinzipiell 
widerstehen können, auch wenn es ihnen nicht immer gelingt. Seine 
Idolenlehre impliziert daher keinen allgemeinen Skeptizismus, son-
dern versucht gerade, ihm dadurch entgegenzuwirken, daß sie die 
möglichen Störungsfaktoren im Erkenntnisprozeß selbst kenntlich 
und damit kontrollierbar macht3. 

3 Über die Idolenlehre Bacons und ihre Beziehungen zur Aufklärungs-
philosophie vgl. vor allem Hans Barth: a.a.O., S. 32 ff. 
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Die Idolenlehre Bacons hat sehr nachhaltig auf die Philosophie der 
Aufklärung eingewirkt: in ihr war zum ersten Male eine Lehre von 
den außertheoretischen Widerständen formuliert, mit denen die Be-
mühungen um vernünftige Einsicht und deren Verbreitung zu rech-
nen haben; durch sie lernte die Aufklärung, ihre Gegnerschaft ge-
nauer zu erkennen und dadurch um so effektiver zu bekämpfen. 
Zugleich war Bacons Klassifizierung der Idole relativ vollständig 
und ist auch in der Folgezeit nie wesentlich verändert worden; seine 
Zurückführung jener Widerstände auf gattungsspezifische, indivi-
duell-psychologische und historisch-soziale Ursachen erlaubte eine 
erste umfassende Orientierung in diesem Bereich, so sehr sie auch 
im einzelnen noch der Differenzierung bedurfte. In einem gewissen 
Sinne kann man die gesamte Geschichte des Ideologiebegriffs als 
eine Ausführung der Baconschen Idolenlehre verstehen, auch wenn 
der Terminus selbst erst in einer späteren Zeit geprägt wurde. Die 
Aufklärungsphilosophie hat die Idolenlehre nicht strukturell ver-
ändert, sondern nur inhaltlich erweitert. Zunächst' trat an die Stelle 
des Wortes „Idol" der blassere Begriff des „Vorurteils", der zwar 
den gemeinten Sachverhalt in seiner logischen und erkenntnis-
theoretischen Funktion schärfer charakterisiert, andererseits aber 
dessen Irrationalität und psychologische Bedeutung nicht mit der 
gleichen Prägnanz zu bezeichnen vermag. Entscheidender aber war 
die Erweiterung des Begriffsumfangs: Bacons Interesse galt vor 
allem der Naturerkennthis, und unter Idolen verstand er primär 
naturwissenschaftliche Vorurteile; die Aufklärung dagegen wandte 
sich vornehmlich der kritischen Analyse religiöser, moralischer und 
gesellschaftlicher Vorstellungen zu, was aber die Rezeption der 
Baconschen Idolenlehre selbst nicht behinderte. Man erkannte, daß 
sich auch diese Vorstellungen strukturell sehr genau mit den Mitteln 
der Idolenlehre beschreiben und erklären lassen. 

Diese Erweiterung hat aber nicht ausschließlich theoriegeschicht-
liche Gründe. Die religiöse und soziale Vorstellungswelt der Zeit-
genossen, die Bacon zufolge nicht auf rationalen Prinzipien beruht, 
hatte er darum nicht zum Gegenstand der Kritik gemacht, weil seine 
Philosophie dem aufsteigenden Bürgertum in einer Phase angehört, 
in der es sich mit Hilfe der absolutistischen Staatsgewalt gegen den 
Feudaladel als selbständige Klasse konstituierte: eine Kritik jener 
Vorstellungen hätte die politische Stabilität des Absolutismus ge-
fährdet, so daß die Irrationalität seiner Prinzipien nicht als etwas 
Bedrohliches empfunden wurde. Als aber der Absolutismus im fol-
genden Jahrhundert seine politische Rationalität dadurch einbüßte, 
daß er zur Fessel der sich entfaltenden bürgerlichen Gesellschaft 
wurde, änderte sich auch die Stellung der bürgerlichen Theoretiker 
zu den Vorstellungen, die die Mehrzahl von ihnen in merkwürdiger 
Verkennung der Wirklichkeit für das reale Fundament der alten 
Gesellschaftsordnung hielten. In welchem Maße Motiv und Gegen-
stand aufklärerischer Kritik von außertheoretischen Sachverhalten 
bestimmt sein können, zeigt auch die Tatsache, daß unter den Vor-
urteilen, die es im Namen der Vernunft zu bekämpfen galt, nun vor 
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allem religiöse Vorstellungen verstanden wurden. Die bürgerliche 
Theorie reagierte damit auf die Versuche des ancien régime, seine 
schwindende politische Autorität, seine gefährdete juristische Wirk-
samkeit und moralische Rechtfertigung in der Religion zu begründen 
und mit deren Waffen zu verteidigen. 

Die reale Basis dieses Bündnisses zwischen politischer Selbst-
rechtfertigung und religiöser Propaganda war die unlösbare Verbin-
dung der Interessen von Königtum und Klerus im Frankreich vor 
1789. Weil die bürgerlichen Aufklärungsphilosophen vor allem die 
Veränderung des Bewußtseins als ihre Aufgabe betrachteten, da die 
Mehrzahl von ihnen einen politischen Umsturz fürchtete, bekämpften 
sie das ancien régime meist nur im Medium der Vorstellungen des 
ancien régime. Weil damit die ökonomische Basis der alten Ordnung 
nicht in die Betrachtung einbezogen wurde, konnte auch in der Theo-
rie der Eindruck entstehen, als hänge ihr reales Fortbestehen aus-
schließlich von der Befangenheit der Menschen in den alten Vor-
urteilen ab. So wird in Holbachs „Système de la nature" unablässig 
beteuert, daß die Wurzel aller menschlichen Leiden in der Gesell-
schaft im Irrtum, im Vorurteil, d. h. vor allem in den religiösen Vor-
stellungen zu suchen sei: von den Priestern im Bündnis mit den 
Herrschenden zum Zwecke der Erhaltung ihrer Macht erfunden und 
verbreitet, hindern sie, Holbach zufolge, die Menschen daran, ihr 
wahres Glück zu suchen und ihr Leben ihren wirklichen Bedürfnissen 
gemäß einzurichten. So unbefriedigend diese berühmte „Priester-
trugstheorie" als genetische Erklärung auch sein mag, so bedeutsam 
war sie doch für die Entwicklung des Ideologiebegriffs: sie enthält 
zum ersten Male eine kritische Theorie über die funktionale Bedeu-
tung, die bestimmten Vorstellungskomplexen im Reproduktions-
prozeß der Gesellschaft zukommen kann. Zwar hatten schon Mac-
chiavelli und Hobbes von der politischen Nützlichkeit des Irrtums 
gesprochen, in dem die Beherrschten leben; dieser Gedanke wird 
aber hier kritisch gewandt. Die Aufklärung wird sich damit zugleich 
ihrer eigenen gesellschaftlichen Funktion bewußt: sie erkennt sich 
als Werkzeug der realen Befreiung. Nach Holbach besteht die gesell-
schaftliche Wirksamkeit der Religion vor allem in der Sanktionie-
rung der bestehenden Herrschaftsverhältnisse: sie wirkt einschüch-
ternd auf die Unzufriedenen, weil sie den weltlichen Ungehorsam als 
Ungehorsam gegen Gott hinstellt, der mit dem Verlust der ewigen 
Seligkeit bestraft werde; zugleich honoriert sie den Untertanengeist 
und die Leidenswilligkeit mit Versprechungen, daß dies im Himmel 
wohl belohnt werde. Rechtfertigung des bestehenden Unrechts und 
scheinhafte Kompensationen für das erlittene Unrecht zu liefern, ist 
bis heute die wesentliche Funktion aller Ideologie geblieben. 

Wenn es zutrifft, daß vor allem die Mängel bestimmter Theorien 
ihre Weiterentwicklung motivieren, weil sie zu neuer Reflexion über 
denselben Gegenstand nötigen, so waren es vor allem zwei Gebre-
chen dieser Theorie über die gesellschaftliche Funktion von Vorurtei-
len, die die Exposition des konkreten Ideologiebegriffs förderten: 
das Unbefriedigende der genetischen Erklärung und das Fehlen der 
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historischen Dimension. Selbst wenn der Ursprung der Vorurteile in 
einer betrügerischen Verschwörung zu suchen wäre, bliebe doch un-
geklärt, was einer kleinen Gruppe von Verschwörern solche Macht 
über das Bewußtsein der betrogenen Minderheit verleiht. Eine per-
sonalisierende Interessenpsychologie reicht nicht hin, um etwa die 
geschichtliche Gewalt einer Religion verständlich zu machen. Auch 
ist' es eine irreführende Vereinfachung, der Religion als solcher die 
von Holbach beschriebenen gesellschaftlichen Funktionen zuzuschrei-
ben: ob bestimmte theologische Theorien progressive oder reaktio-
näre Tendenzen begünstigen, hängt nie allein von deren Struktur 
ab, sondern von der der Gesellschaft, in der sie geglaubt werden. Es 
ist vor allem Hegels Verdienst, die Konsequenzen dieser Mängel für 
eine Theorie des Verhältnisses von Bewußtsein und Gesellschaft ent-
wickelt' zu haben. In seiner „Phänomenologie des Geistes", die die 
Entwicklung des Bewußtseins in ihrer Verschränkung mit der realen 
Geschichte nachzeichnet, wird die theoretische und geschichtliche 
Notwendigkeit dessen, was die Aufklärung als Vorurteil denun-
zierte, gegen die Aufklärung selbst geltend gemacht. Hegel weist in 
einem Abschnitt mit der Überschrift „Der Kampf der Aufklärung 
dem Aberglauben" nach, daß diese Frontstellung selbst einer be-
stimmten Entwicklungsstufe der Geschichte angehört, aus der sich 
sowohl das Unzulängliche als auch das relative Recht beider Positio-
nen erklären läßt. Nach Hegel ist die Aufklärung erst dann vollendet, 
wenn sie die historische Notwendigkeit dieser Kontroverse erkennt 
und damit hinter sich läßt; diese Erkenntnis ist nicht als ein fauler 
Kompromiß zwischen Rationalität und Religiosität aufzufassen, son-
dern sie kann nach Hegel nur aus dem Austrag jenes Widerstreits 
resultieren. 

Die Hegelsche Einsicht, daß die genetische und die funktionale 
Erklärung des falschen Bewußtseins als einer gesellschaftlichen 
Macht nur dann zu befriedigenden Ergebnissen führen kann, wenn 
sie aus historischen Analysen hervorgeht, blieb auch für Feuerbachs 
Reprise der Religionskritik bestimmend. Weil diese Kritik sich He-
gelscher Mittel bedient, fällt sie nicht in die psychologistische und 
ungeschichtliche Betrachtung der Religion zurück. Nach Feuerbach 
ist die Religion eine Bewußtseinsstruktur, die sich dadurch charakte-
risieren läßt, daß in ihr die Menschen ihr eigenes Wesen gegenständ-
lich anschauen, aber zugleich ohne zu wissen, daß in Wahrheit ihre 
eigenen Wesensbestimmungen den Inhalt ihrer Religion ausmachen. 
Religion läßt sich daher nach Feuerbach mit dem Hegeischen Ter-
minus der Selbstentfremdung des Menschen strukturell genau be-
schreiben: der Inhalt der Religion ist der Mensch selbst, der aber 
vom religiösen Bewußtsein als etwas Fremdes, Gegenständliches 
erfahren wird. Diese Struktur ist Feuerbach geschichtlich notwendig, 
weil sie eine notwendige Stufe in der geschichtlichen Bewußtseins-
entwicklung der menschlichen Gattung bildet. Die geschichtliche 
Notwendigkeit aber, daß der menschlichen Selbsterkenntnis die 
Selbstentfremdung vorhergeht, wird von Feuerbach anthropologisch 
begründet: weil das individuelle Bewußtsein so beschaffen sei, daß 
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die Erfahrung des eigenen Ich die Gegenstandserfahrung voraus-
setzt, müsse auch in der gattungsgeschichtlichen Dimension die ge-
genständliche Erfahrung des menschlichen Wesens der Selbsterkennt-
nis, d. h. die Religion der Philosophie notwendig vorhergehen. Die 
Theorien Feuerbachs über das Verhältnis von Bewußtsein und 
Selbstbewußtsein und über die Aufhebung der Religion in der Phi-
losophie sind Hegeischen Ursprungs; Feuerbach geht aber dadurch 
entscheidend über Hegel hinaus, daß er dessen System, das zugleich 
eine philosophische Rechtfertigung der Religion enthielt, selbst noch 
zur Religion zählt. Hegel hatte gelehrt, daß die reale Geschichte 
selbst nur ein Moment in dem Entäußerungs- und Selbsterkennungs-
prozeß des absoluten Geistes sei, und dieser Begriff des Absoluten 
selbst wurde nun von Feuerbach als eine strukturell religiöse Ver-
gegenständlichung des menschlichen Bewußtseins, als eine Gestalt 
der Selbstentfremdung bestimmt. 

IV 

Feuerbachs Religionskritik ist die historische und sachliche Vor-
aussetzung der Marxschen Ideologienlehre, die allein schon darum 
fortgeschrittener und differenzierter als ihre historischen Vorformen 
ist, weil in sie alle wesentlichen Motive jener Theorien über das 
falsche Bewußtsein eingegangen und in einen durchsichtigen Zu-
sammenhang gebracht worden sind. Der konkrete Ideologiebegriff 
ist herausgewachsen aus kritischen Reflexionen des jungen 
Marx, die sich auf Feuerbach und die junghegelianische Philosophie 
bezogen; zugleich hat Marx diese Positionen als Modelle seines Ideo-
logiebegriffs interpretiert. Ihr ideologischer Charakter läßt sich nach 
Marx vor allem an zwei Kategorien demonstrieren: am Geschichts-
begriff und an der Vorstellung vom Wesen des Menschen. Dieser 
Geschichtsbegriff scheint zunächst rein philosophiegeschichtlich ab-
leitbar zu sein: in dem Maße, wie man Hegels Begriff des Absoluten 
als religiös kritisierte und gegen sein System den wirklichen empiri-
schen Menschen glaubte geltend zu machen, trat an die Stelle des 
„absoluten Geistes" das empirische Bewußtsein; damit reduzierte 
sich die Geschichte, die nach Hegel die zeitliche Erscheinungsweise 
des absoluten Subjekt-Objekts ist, für die Junghegelianer auf bloß 
subjektive Bewußtseinsgeschichte. Diese Vorstellung nun, daß alle 
realen historischen Prozesse letztlich in Bewußtseinsveränderungen 
gründen, wird von Marx als falsches Bewußtsein der deutschen Phi-
losophie und als geistige Reaktionsform auf die deutsche Wirklich-
keit erkannt. Im Vergleich zu England und Frankreich war Deutsch-
land zumindest seit dem 17. Jahrhundert ein politisch und ökono-
misch zurückgebliebenes Land; nur auf kulturellem Gebiet waren 
die Deutschen Zeitgenossen der fortgeschrittensten geschichtlichen 
Entwicklung. In seiner „Kritik der Hegeischen Rechtsphilosophie" 
bringt Marx diese beiden Tatsachen in einen genetischen Zusam-
menhang: er erkennt die deutschen kulturellen Leistungen, vor allem 
in der Philosophie des deutschen Idealismus, als Kompensationen der 
realen politischen Ohnmacht des deutschen Bürgertums. Daß die 
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Deutschen nur im geistigen Bereich ungehinderte Aktivität entfalten 
konnten, erklärt nach Marx einerseits die Tatsache, daß sie diesem 
Bereich all ihre Energien zuwandten, andererseits aber auch die für 
den deutschen Geist charakteristische Überschätzung des Geistigen, 
der auch die Junghegelianer erliegen, weil sie den Geist qua mensch-
liches Bewußtsein für die entscheidende geschichtliche Macht halten. 
So wird auch die Lehre Feuerbachs, daß die Religion, geschichtlich 
notwendig, falsches Bewußtsein sei, im Sinne der Notwendigkeit 
einer bestimmten Entwicklungsstufe des menschlichen Bewußtseins, 
nun selbst von Marx als geschichtlich und gesellschaftlich bedingtes 
falsches Bewußtsein, als „Deutsche Ideologie" identifiziert. — Die 
Reduktion der realen Geschichte auf Bewußtseinsgeschichte bedingt 
nach Marx ferner, daß die „Deutsche Ideologie" den Menschen mit 
dem menschlichen Bewußtsein gleichsetzt und in ihrer Geschichts-
betrachtung statt von den wirklichen historischen Individuen immer 
nur von Bewußtseinsformen, Ideen und Vorstellungen spricht; darum 
wird auch das Wesen des Menschen selbst von den wirklichen Men-
schen abgelöst und als eine von ihnen unabhängige abstrakte We-
senheit fixiert. Der Feuerbachsche Gegensatz zwischen dem Wesen 
des Menschen und dem menschlichen Individuum, der seine Reli-
gionskritik wesentlich bestimmt, wird von Marx ebenfalls als Be-
standteil der „Deutschen Ideologie" abgeleitet. In der 6. Feuerbach-
these sagt Marx: „Feuerbach löst das religiöse Wesen in das mensch-
liche Wesen auf. Aber das menschliche Wesen ist kein dem einzelnen 
Individuum inwohnendes Abstraktum. In seiner Wirklichkeit ist es 
das ensemble der gesellschaftlichen Verhältnisse"4. Nach Marx kann 
darum die Frage, was das Wesen des Menschen sei, nicht beantwortet 
werden ohne eine geschichtliche und strukturelle Analyse der gesell-
schaftlichen Wirklichkeit, in der die Menschen leben, nach deren 
Wesen gefragt wurde. Wenn die Religion und andere Gedanken-
gebilde mit analoger Struktur als Vergegenständlichung mensch-
lichen Wesens, als Selbstentfremdung des Menschen bestimmt wer-
den müssen, das Wesen des Menschen aber das „ensemble der gesell-
schaftlichen Verhältnisse" ist, dann muß jene Selbstentfremdung 
selbst gesellschaftliche Ursachen haben: der verselbständigte Geist, 
sowohl sein Inhalt als auch seine Form scheinhafter Unabhängigkeit 
von der empirischen Wirklichkeit, muß dann selbst als ein gesell-
schaftliches Faktum betrachtet werden. Die realen Bedingungen aber 
für diese Verselbständigung des Geistes lassen sich nur in einer 
Geschichtstheorie aufweisen, die sich nicht schon den Idealismus 
vorgibt, d. h. die nicht selbst im Bereich des entfremdeten Geistes 
verbleibt, sondern den wirklichen Entwicklungsprozeß des gesell-
schaftlichen Ganzen analysiert. Die materialistische Geschichtsauffas-
sung geht darum nicht von einem statischen Begriff des Menschen 
aus, auch nicht von dem, was die Menschen in einer bestimmten 
Epoche für ihr Wesen halten, sondern von ihren wirklichen Lebens-

4 Zitiert nach Marx-Engels-Studienausgabe in 4 Bänden (hrsg. v. 
I. Fetscher), Frankfurt/Main 1966 (FiBü), Bd. I, S. 140. 
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äußerungen, die nach Marx wesentlich von der Notwendigkeit be-
stimmt sind, im Kampfe mit der äußeren und inneren Natur ihr 
Leben zu reproduzieren. Marx sagt: „Wie die Individuen ihr Leben 
äußern, so sind sie. Was sie sind, fällt . . . zusammen mit ihrer Pro-
duktion, sowohl damit, was sie produzieren, als auch damit, wie sie 
produzieren. Was die Individuen also sind, das hängt ab von den 
materiellen Bedingungen ihrer Produktion"5. 

Der Zusammenhang zwischen den materiellen Bedingungen der 
Produktion und der Beschaffenheit der Individuen wird durchsich-
tig, wenn man bedenkt, daß sich diese Produktion immer in einer 
bestimmten, durch den historischen Stand der technologischen Ent-
wicklung definierten Weise vollzieht; die Produktionsweise bedingt 
bestimmte Organisationsformen der Arbeit, von denen wiederum 
die Verkehrsverhältnisse, die soziale Struktur und die Eigenschafts-
und Herrschaftsformen abhängen. All diese gesellschaftlichen Insti-
tutionen, in denen sich die Reproduktion des Lebens auf der jewei-
ligen historischen Entwicklungsstufe der Produktivkräfte vollzieht, 
faßt Marx unter dem Begriff der Produktionsverhältnisse zusammen. 
Die Struktur der Produktionsverhältnisse hängt darum nach Marx 
letztlich von dem Stand der Produktivkräfte ab, obwohl ein be-
stimmter Stand der Produktionsverhältnisse selbst wieder eine Pro-
duktivkraft sein kann. Diese Abhängigkeit wird einsichtig, wenn 
man bedenkt, daß das Fortschreiten der Produktivität der Arbeit 
sich niederschlägt in der zunehmenden Arbeitsteilung, von der die 
gesellschaftliche Differenzierung ausgeht. Die Produktionsverhält-
nisse also lassen sich genetisch aus der Arbeitsteilung erklären, die 
ihrerseits immer den Entwicklungsstand der Produktivkräfte aus-
drückt. 

In der Marxkritik ist immer wieder behauptet worden, diese 
Theorie kranke wie jeder Materialismus daran, die Entstehung des 
Bewußtseins nicht befriedigend erklären zu können. Solchen Ein-
wänden liegt ein metaphysisches Mißverständnis des Begriffs des 
Materialismus bei Marx zugrunde: das Wort „materialistisch" cha-
rakterisiert bei Marx eine bestimmte Geschichtsauffassung und keine 
ontologische Position, die allgemeine Sätze über „das" Sein und 
„das" Bewußtsein proklamiert. Die berühmte These, daß das Sein 
das Bewußtsein und nicht das Bewußtsein das Sein bestimme, wird 
sofort als ein nicht metaphysischer, sondern geschichtsphilosophischer 
Satz kenntlich, wenn man ihn genau zitiert. Marx sagt in der „Kritik 
der politischen Ökonomie": „Es ist nicht das Bewußtsein der Men-
schen, das ihr Sein, sondern umgekehrt ihr gesellschaftliches Sein, 
das ihr Bewußtsein bestimmt"8. Das „gesellschaftliche Sein" aber ist 
nie bloß materiell im Sinne eines physikalischen Materialismus; 
wenn Marx sagt, daß die Menschen dann beginnen, „sich von den 
Tieren zu unterscheiden, sobald sie anfangen, ihre Lebensmittel zu 
produzieren"7, so kann dieser Begriff der Produktion als die zen-
trale Kategorie des historischen Materialismus nicht gedacht werden 

5 Karl Marx: Deutsche Ideologie, a.a.O., S. 86. 
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ohne Elemente dessen, was wir als menschliches Bewußtsein bezeich-
nen. Der Begriff des Materialismus sowie die berühmte Antithese 
über das Verhältnis von Sein und Bewußtsein ist darum wesentlich 
gegen jene Theorien gerichtet, die die Geschichte vom Bewußtsein 
bestimmt sein lassen, das gegen das Sein verselbständigt ist, ohne zu 
erkennen, daß die Selbständigkeit des Geistes selbst ein geschicht-
liches Produkt ist. 

Auch der Begriff des Bewußtseins wird bei Marx nicht' meta-
physisch im Sinne einer selbständigen Substanz gefaßt: „Das Be-
wußtsein kann nie etwas arideres sein als das bewußte Sein, und das 
Sein der Menschen ist ihr wirklicher Lebensprozeß"8. Das Moment 
der Bewußtheit im wirklichen Lebensprozeß unterscheidet die 
menschliche Produktion von der bloß tierischen Reproduktionsweise 
des Lebens, und mit steigender Produktivität wächst auch dieses 
Moment mit. Differenzierung der Produktionsweisen und des Be-
wußtseins sind ineinander verschränkt, und es ist nach Marx vor 
allem auf frühen Entwicklungsstufen der Geschichte unmöglich, 
zwischen gesellschaftlichem Lebensprozeß und Bewußtseinsentwick-
lung im Sinne eines metaphysischen Dualismus zu unterscheiden. 
Marx sagt: „Die Produktion der Ideen, Vorstellungen, des Bewußt-
seins ist zunächst unmittelbar verflochten in die materielle Tätigkeit 
und den materiellen Verkehr der Menschen, Sprache des wirklichen 
Lebens. Das Vorstellen, Denken, der geistige Verkehr der Menschen 
erscheint hier noch als direkter Ausfluß ihres materiellen Verhal-
tens" Daß das Bewußtsein der Menschen falsches Bewußtsein wer-
den kann im Sinne einer verkehrten Widerspiegelung ihres gesell-
schaftlichen Lebensprozesses, setzt daher voraus, daß der direkte 
Zusammenhang zwischen dem Bewußtsein der Menschen und ihrem 
materiellen Verhalten in der Produktion unterbrochen ist; auch 
hierfür muß eine materialistische Geschichtstheorie Bedingungen im 
realen Reproduktionsprozeß der Gesellschaft angeben. Eine relative 
Selbständigkeit des Bewußtseins gegenüber der Wirklichkeit ist nach 
Marx erst möglich, wenn die Arbeitsteilung bis zur Sonderung der 
materiellen von der geistigen Tätigkeit fortgeschritten ist: „Von die-
sem Augenblicke an kann sich das Bewußtsein wirklich einbilden, 
etwas Anderes als das Bewußtsein der bestehenden Praxis zu sein, 
wirklich etwas vorzustellen, ohne etwas Wirkliches vorzustellen — 
von diesem Augenblicke an ist das Bewußtsein imstande, sich von 
der Welt zu emanzipieren und zur Bildung der ,reinen' Theorie, 
Theologie, Philosophie, Moral etc. überzugehen"10. Dieser Entwick-
lungsstand der Arbeitsteilung ist aber nach Marx nur eine notwen-
dige Bedingung, nicht schon der zureichende Grund dafür, daß gesell-
schaftliche Realität und das Bewußtsein der Individuen in Wider-

6 Marx: Kritik der politischen Ökonomie, Berlin 1951, S. 13. 
7 Marx: Deutsche Ideologie, a.a.O., S. 86. 
8 Marx: Deutsche Ideologie, a.a.O., S. 91. 
9 ibid. 
10 a.a.O., S. 96. 
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spruch zueinander treten; dieser Widerspruch muß daher in einem 
realen gesellschaftlichen Widerstreit gründen: wenn diese Theo-
rie, Theologie, Philosophie, Moral etc. in Widerspruch mit den be-
stehenden Verhältnissen treten, so kann dies nur dadurch geschehen, 
daß die bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse mit der beste-
henden Produktivkraft' in Widerspruch getreten sind"11. Der Ant-
agonismus zwischen Produktivkräften und Produktionsverhältnissen 
ist nach Marx ein Phänomen, das in der Geschichte notwendig inter-
mittierend auftritt; weil die sozialen Organisationsformen der Pro-
duktion und ihre politischen Derivate eine höhere Festigkeit haben 
als der Stand der Produktivkräfte, sind Konflikte zwischen beiden 
Bereichen unvermeidlich. Der Zusammenhang zwischen diesem Kon-
flikt und dem Widerspruch zwischen Bewußtsein und Realität wird 
sofort deutlich, wenn man bedenkt, daß die verselbständigte geistige 
Tätigkeit in den Bereich der Produktionsverhältnisse oder des „Über-
baus", wie Marx sagt, gehört. Darum ist der Widerspruch zwischen 
dem Bewußtsein und der gesellschaftlichen Wirklichkeit der Men-
schen notwendige Folge des Konfliktes zwischen den Produktiv-
kräften mit dem Stand der Produktionsverhältnisse. Damit ist der 
Ideologiebegriff von Marx in seinen allgemeinsten Bestimmungen 
vollständig exponiert'; der konkret historische Charakter seiner 
Theorie verbietet es, diese Bestimmungen unabhängig von empiri-
schen Analysen weiter spezifizieren zu wollen. Daß Marx nicht von 
„dem" Wesen „der" Ideologie ausgeht, zeigt allein schon die Tat-
sache, daß man in seinen Schriften nirgends eine explizite Definition 
des Ideologiebegriffs findet; die in diesem Zusammenhang interpre-
tierten Theoreme aus der „Deutschen Ideologie" sind nichts anderes 
als eine vorläufige und allgemeine Orientierung über das Verhältnis 
von Gesellschaft und Bewußtsein, soweit sie in einem gedrängten 
Abriß materialistischer Geschichtstheorie gegeben werden kann. Die 
sehr differenzierten ideologiekritischen Analysen der späteren 
Schriften von Marx, vor allem im Zusammenhang der Kritik der 
politischen Ökonomie, bestätigen zwar, daß Ideologie in der Arbeits-
teilung und im Konflikt' zwischen Produktivkräften und Produk-
tionsverhältnissen wurzelt, zeigen zugleich aber, daß diese Einsicht 
nicht mit der ausgeführten Ideologienlehre verwechselt werden darf. 
Eine kurze Charakteristik des Marxschen Ideologiebegriffs kann 
darum nicht mehr sein als der Versuch, die zentralen Motive einer 
sehr komplexen Theorie anzugeben. 

Ideologie ist gesellschaftlich notwendig falsches Bewußtsein, so-
fern man die Subjektseite betrachtet, und gesellschaftlich notwen-
diger Schein, wenn man vom Gegenstand des ideologischen Bewußt-
seins spricht. Der Terminus „gesellschaftlich notwendig" bedeutet 
nicht einen naturgesetzlichen Zwang zum falschen Bewußtsein, son-
dern eine objektive Nötigung, die von der Organisation der Gesell-
schaft selbst ausgeht. Sie entsteht, wenn die Gesellschaft den Indi-
viduen anders erscheint, als sie in Wahrheit ist, wenn bestimmte 

11 ibid. 
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Oberflächenphänomene ihre innere Organisation verdecken; der 
ideologische Schein ist ein objektiver Schein, weil die Divergenz von 
Wesen und Erscheinung der Gesellschaft genetisch auf den Wider-
streit zwischen Produktivkräften und Produktionsverhältnissen zu-
rückverweist. Die Bestimmung „gesellschaftlich notwendig" enthält 
zugleich die von der Tradition angegebenen Ursachen des falschen 
Bewußtseins als Momente. Statisch anthropologische Faktoren wer-
den von Marx mit dem Satz ausgeschlossen, daß das menschliche 
Wesen in seiner Wirklichkeit das Ensemble der gesellschaftlichen 
Verhältnisse sei; die Existenz überindividueller Faktoren, die die 
individuelle Beschaffenheit der Menschen wesentlich bestimmen, ist 
damit nicht geleugnet: sie werden nur als geschichtliche, durch 
menschliche Praxis vermittelte Faktoren erkannt. Individuell psy-
chologische Faktoren des falschen Bewußtseins können darum nicht 
als etwas Letztes angesehen werden, weil nach Marx das, was die In-
dividuen sind, letztlich abhängt von den materiellen und gesellschaft-
lichen Bedingungen der Reproduktion ihres Lebens; zudem ist Indi-
vidualität im modernen Sinne ein spätes historisches Produkt. Auch 
die Interessenpsychologie eines Helvétius bleibt bei sekundären Ur-
sachen stehen, weil die Interessen der Individuen abhängen von der 
Funktion, die ihnen im gesellschaftlichen Prozeß zukommt. Dasselbe 
gilt für die Priestertrugstheorie Holbachs. Marx bestreitet nicht die 
Möglichkeit einer Bewußtseinsmanipulation durch die Herrschenden: 
„Die Gedanken der herrschenden Klasse sind in jeder Epoche die 
herrschenden Gedanken, d. h. die Klasse, welche die materielle Macht 
der Gesellschaft ist, ist zugleich ihre herrschende geistige Macht. Die 
Klasse, die die Mittel zur materiellen Produktion zu ihrer Verfügung 
hat, disponiert damit zugleich über die Mittel zur geistigen Produk-
tion, so daß ihr damit zugleich im Durchschnitt die Gedanken derer, 
denen die Mittel zur geistigen Produktion abgehen, unterworfen 
sind"12. Nach Marx ist' aber die geistige Macht der herrschenden Klasse 
eine Funktion ihrer materiellen, und nicht umgekehrt, wie bei Hol-
bach; diese Umkehrung selber kann mit Marxschen Mitteln als bür-
gerliche Ideologie im strengen Sinne abgeleitet werden. In welchem 
Maße all diese sekundären Faktoren das allgemeine Bewußtsein einer 
Epoche mitbestimmen, kann ebensowenig abstrakt entschieden wer-
den wie die Frage, welche Funktion diesem Bewußtsein in der jewei-
ligen Phase der gesellschaftlichen Entwicklung zukommt: hierzu 
bedarf es immer ausgeführter empirischer Analysen. Allgemein läßt 
sich mit Marx nur sagen, daß ideologisches Bewußtsein meist apolo-
getisch und restaurativ ist, weil es Ausdruck von Produktions-
verhältnissen ist, die von der Entwicklung der Produktivkräfte ge-
schichtlich überholt sind. 

V 

Daß die Marxsche Theorie in der Tat die Exposition des konkre-
testen und differenziertesten Begriffs der Ideologie enthält, die wir 

12 a.a.O., S. 110. 



Was ist Ideologie? 85 

kennen, läßt sich an zwei Tatsachen ablesen: einmal enthalten die 
konkreten ideologiekritischen Analysen von Marx und den marxi-
stischen Theoretikern bis heute nur inhaltliche Ausführungen der 
hier skizzierten Theorie, nicht aber eine Revision ihrer zentralen 
Kategorien; die nichtmarxistischen oder antimarxistischen Ideologie-
theorien dagegen sind sämtlich dadurch charakterisiert, daß sie hin-
ter den von Marx erreichten Konkretionsgrad zurückfallen. Das gilt 
vor allem für die positivistischen Theoretiker, die glauben, aus 
Gründen der wissenschaftlichen Sauberkeit den Ideologiebegriff auf 
eine erkenntnistheoretische Kategorie reduzieren zu müssen: Ideo-
logie wird mit Realitätsverkennung gleichgesetzt, und ihre Ursache 
in der Verquickung von Wertvorstellungen mit Wirklichkeitsurteilen, 
von rationalen und emotionalen Beziehungen zum Erkenntnisobjekt 
gesucht13. Es ist offenbar, daß hier die Theorie auf den Baconschen 
Stand zurückfällt: Psychologische Faktoren werden als etwas Letztes 
hingenommen, Faktoren, deren Existenz Marx nicht geleugnet, aber 
doch als bloßes Moment im Reproduktionsprozeß der Gesellschaft 
bestimmt hat. Dieser Rückfall hat einerseits wissenschaftsgeschicht-
liche Ursachen. Er resultiert einmal aus der zunehmenden Arbeits-
teilung zwischen den Wissenschaftssparten, durch die in der Theorie 
Gesellschaft und Erkenntnis als zwei ganz verschiedene Gegen-
standsbereiche erscheinen: damit ist aber die Marxsche Lehre von 
der Arbeitsteilung als ideologiebildendem Faktor nur bestätigt. Zu-
gleich glauben viele Theoretiker aus einem unreflektierten Nomina-
lismus heraus den Begriff der gesellschaftlichen Totalität als meta-
physisches Relikt aus der Diskussion ausschließen zu müssen; dies 
hat zur Folge, daß man in der Analyse bei Individuellem wie be-
stimmten psychologischen Befunden glaubt stehenbleiben zu müssen. 

Die vermeintlichen Fortbildungen der Marxschen Theorie unter-
lagen aber auch sehr realen geschichtlichen Bedingungen. Die bür-
gerlichen Gesellschaftswissenschaften von Marx bis heute enthalten 
meist Momente von Apologie des Kapitalismus gegen die Mart-
sche Kritik; diese Apologie wurde begünstigt durch das Ausbleiben 
der von Marx vorhergesagten proletarischen Revolution und durch 
die sowjetische Entwicklung, die sich nur noch sehr künstlich mit der 
Lehre der marxistischen Klassiker in Einklang bringen ließ. Bis 
heute halten viele die kritische Theorie von Marx für widerlegt, nur 
weil die Prognosen, die er aus ihr ableitete, sich als unrealistisch 
erwiesen haben. Weil die ausgeführten ideologiekritischen Analysen 
von Marx sämtlich dem Zusammenhang seiner Kritik der kapita-
listischen Ökonomie angehören, konnte der Anschein entstehen, als 
seien bei Marx Ideologiekritik und Kapitalismuskritik miteinander 
identisch und darum in einem entkräftet. Es lag nahe, diesen Rück-
schluß auf die gesamte materialistische Geschichtsauffassung auszu-
dehnen, in der der Ideologiebegriff bei Marx gründet. Max Weber 
etwa hielt die Marxsche Betrachtungsweise der Geschichte für eine 

13 Vgl. etwa Theodor Geiger: Ideologie und Wahrheit, Stuttgart-Wien 
1953, insbes. S. 53 ff. 
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unter mehreren möglichen, die Marx verständlicherweise, aber doch 
zu Unrecht verabsolutiert habe14. 

Durch solche Überlegungen motiviert, haben die wichtigsten anti-
marxistischen Theoretiker den Vorwurf der Ideologiehaftigkeit auf 
die Marxsche Theorie selbst zurückgewandt: für Max Scheler ist der 
Marxismus eine „typische Ideologie der Unterklasse"15. Damit schien 
der Ideologiebegriff einer allgemeineren Fassung als bei Marx zu 
bedürfen, und die allgemeinere Basis dieses Begriffs schien in dem 
biologischen Lebensprozeß der Menschheit gefunden zu sein. Die 
Ideologienlehre wird lebensphilosophisch: in Fortbildung des Scho-
penhauerschen und Nietzscheschen Vitalismus, demzufolge alles Gei-
stige bloßes Werkzeug des irrationalen Willens zum Dasein ist, wird 
der Marxsche Ideologiebegriff erweitert und zugleich neutralisiert. 
Für die Wissenssoziologie Karl Mannheims, die sich von der älteren 
Ideologiekritik durch ihren totalen Ideologiebegriff zu unterscheiden 
glaubt, bedeutet Ideologiehaftigkeit dasselbe wie „jeweilige Seins-
gebundenheit des Denkens"16. Weil aber jedes Denken seinsgebun-
den ist, verliert der Ideologiebegriff selbst seine kritische Bedeutung 
und wird wertfrei: die wissenssoziologische Analyse hat darum nicht 
mehr aufklärende, entlarvende Funktion, sondern muß sich darauf 
beschränken, wie Mannheim sagt: den jeweiligen „Zusammenhang 
zwischen sozialer Seinslage und Sicht"17 herauszustellen. Vom 
Marxismus wird behauptet, daß er zwar den totalen Ideologiebegriff 
erreicht, aber ihm nur eine spezifische Fassung gegeben habe, inso-
fern er Ideologiekritik als ein Privileg der proletarisch-revolutio-
nären Theorie und diese selbst für ideologiefrei ausgegeben habe. 

Historisch gesehen ist die Wissenssoziologie an dieser Stelle eine 
Reaktion auf den sich dogmatisch verhärtenden Vulgärmarxismus, 
und ohne Zweifel hat die theoretische und politische Entwicklung 
der Arbeiterbewegung hier weiteren Vorschub geleistet. Es ist 
unbestreitbar, daß bloße Klassenzugehörigkeit oder ein politisches 
Engagement noch keine Garantie für ideologiefreies Denken sein 
kann, und wenn das auch bestimmte Marxisten behauptet haben 
mögen, Marx selbst hat so etwas nie gelehrt: er hat vielmehr auf 
Grund bestimmter inhaltlicher Überlegungen geglaubt, daß das Pro-
letariat durch seine Stellung im Produktionsprozeß weniger anfällig 
für die bürgerliche Ideologie sei. Im „Kapital "aber spricht Marx von 
dem Phänomen, daß durch die Entwicklung des Kapitalismus die 
Arbeiterklasse selbst die bestehenden Produktionsverhältnisse zu-
nehmend als selbstverständliche Naturgesetze der Produktion an-
erkennt18. Die Erkenntnis, daß auch die Arbeiter von der Ideologi-
isierung des Bewußtseins auf die Dauer nicht ausgenommen sein 

14 Max Weber: Die „Objektivität" sozialwissenschaftlicher Erkenntnis, 
in: Ausgew. Schriften, Stuttgart 1956 (Kröner), S. 207 f. 

15 Zitiert nach Kurt Lenk: Ideologie, Neuwied und Berlin, 2. Auflage 
1964, S. 200. 

16 Karl Mannheim: Ideologie und Utopie, Bonn 1929, S. 35. 
17 a.a.O., S. 33. 
18 Vgl. Marx: Das Kapital I, Berlin 1959, S. 776 f. 
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können, hat später zu Lenins elitärer Parteitheorie und zu dem halb-
metaphysischen Begriff des Klassenbewußtseins bei Lukâcs geführt. 
Im allgemeinen aber sind bürgerliche Wissenssoziologie und offizielle 
östliche Weltanschauung weniger weit voneinander entfernt, was 
den Ideologiebegriff angeht, als es scheint. Die eingangs erwähnte 
positive Wendung des Ideologiebegriffs im sozialistischen Bereich 
rührt daher, daß dort die Wendung zum wertfreien Ideologiebegriff 
weitgehend mitvollzogen wurde: so, wenn der kapitalistischen Ideo-
logie der Marxismus-Leninismus als die Ideologie der Arbeiterklasse 
entgegengestellt wird. Die bekannte Forderung nach sozialistischer 
Parteilichkeit zeigt zudem, daß man dem Engagement für eine Partei 
mehr Gewicht gibt als objektiver Erkenntnis, ja daß man diese 
offenbar für unmöglich und damit alles Denken für ideologisch hält. 
Dem wertfreien Gebrauch des Ideologiebegriffs liegt meist ein So-' 
zialdarwinismus zugrunde: die Geschichte wird vorgestellt als ein 
fortgesetzter Kampf zwischen Gruppen, über deren Erfolg nicht 
rationale Einsicht, sondern die Effektivität ihrer materiellen und 
geistigen Waffen entscheidet. 

Durch die wissenssoziologisdie und vulgärmarxistische Erweite-
rung des Ideologiebegriffs regredierte die Theorie auf den vor-
marxistischen Stand der Interessenpsychologie und auf eine statische 
Anthropologie: Die These, daß alles Denken „seinsgebunden" oder 
Ausdruck von Klasseninteressen sei, gilt generell und führt auf einen 
allgemeinen Relativismus, der eine Emanzipation des Denkens von 
den jeweiligen interessebedingten Perspektiven prinzipiell aus-
schließt. Dieser Relativismus gilt aber nur unter zwei Voraussetzun-
gen. Einmal setzt er das stillschweigende Festhalten an einem abso-
luten Wahrheitsbegriff voraus, denn nur, wenn man Wahrheit als 
zeitlos, unveränderlich und von den Erkennenden unabhängig auf-
faßt, hat der Satz einen Sinn, daß alle Wahrheit relativ sei auf eine 
bestimmte Seinslage der Erkennenden. Zum anderen ist soldier 
Relativismus nur auf einer sehr hohen Abstraktionsstufe sinnvoll. 
Ob eine Gesellschaft den Individuen das adäquate Erfassen ihrer 
eigenen Wirklichkeit gestattet' oder nicht, ist eine empirisch ent-
scheidbare Frage. Nur wenn von der ausgeführten Gesellschafts-
theorie abgesehen wird wie in der Wissenssoziologie, die Bewußt-
sein und Sein als vorgegebene Größen hinnimmt und nachträglich 
aufeinander bezieht, kann die Relativität der Erkenntnis mit ihrer 
Wahrheit in eine so unmittelbare Beziehung gebracht werden. Ab-
gelöst von der Gesellschaftstheorie, wird zudem Ideologie zum 
Thema bloß geistesgeschichtlicher Forschung19. Die Beziehung zwi-
schen Sein und Bewußtsein kann dann nur noch als einfache Kausal-
beziehung vorgestellt werden: der Satz, daß das gesellschaftliche 
Sein das Bewußtsein bestimmt, wird dann schon für die ganze Er-
kenntnis dieses Zusammenhanges gehalten, während es darauf an-
käme, zu analysieren, wie die gesellschaftliche Wirklichkeit das 
Bewußtsein bestimmt. Es würde dann zumindest deutlich, daß die 

19 Vgl. Mannheim: a.a.O., S. 32. 
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Arbeitsteilung zwischen geistiger und materieller Tätigkeit für die 
Individuen auch die Chance bedeutet, sich von unmittelbaren In-
teressekonstellationen so weit zu emanzipieren, daß sie ihre gesell-
schaftliche Wirklichkeit relativ unverzerrt erfassen können. 

Die Vertreter des totalen Ideologiebegriffs können sich zumindest 
mit einem relativen Recht auf Marx und Engels selbst berufen. Bei-
den wäre allerdings die These von der Seinsgebundenheit des Den-
kens als bloße Binsenweisheit erschienen. Denn für Marx ist das 
Bewußtsein nichts anderes als das bewußte gesellschaftliche Sein. 
Trotzdem verwendet Marx den Ideologiebegriff in einem weiteren 
und in einem engeren Sinne. Oft wird alies Bewußtsein, das sich ge-
genüber der materiellen Basis gesellschaftlicher Produktion als selb-
ständige Sphäre etabliert hat, als Ideologie bezeichnet; Engels nennt 
zuweilen den gesamten Überbau Ideologie. An anderen Stellen hin-
gegen wird nur das verselbständigte Bewußtsein, das die gesell-
schaftliche Realität verkehrt abbildet, ideologisch genannt. Als Ur-
sache dieser Unschärfen hat Engels selbst später die Tatsache an-
gegeben, daß die theoretische Aufmerksamkeit zunächst notwendig 
dem Inhalt der Ideologie und nicht in gleicher Weise den Mechanis-
men gegolten habe, die die Entfremdung des Bewußtseins von der 
Wirklichkeit bedingen20. Ohne Zweifel ist die Vorstellung absoluter 
Unabhängigkeit des Denkens vom realen Lebensprozeß ein gesell-
schaftlich bedingter Schein, und darum ist sicher alles mit dem An-
spruch der Autonomie auftretende Geistige ideologieverdächtig. An-
dererseits setzt das Begreifen der geschichtlichen Praxis gerade ein 
Moment der Distanz von ihr notwendig voraus: insofern unterliegen 
richtiges und falsches Bewußtsein genetisch denselben Bedingungen. 
Ob das Bewußtsein ideologisch ist, darüber entscheidet sein Inhalt 
und nicht eine bloße Formbestimmung. In der „Deutschen Ideologie" 
haben Marx und Engels den Ideologiebegriff nur exponiert; konkre-
tisiert hat Marx ihn erst in seiner ausgeführten Kritik der politi-
schen Ökonomie: vor allem in der Theorie des Warenfetischismus 
und der Mehrwertproduktion. Hier zeigt sich eindeutig, daß Marx 
nicht alles Bewußtsein zur Ideologie zählte, sondern nur insoweit, 
als es die Formen, in denen die Gesellschaft sich dem Bewußtsein 
unmittelbar darbietet, auf Grund der gesellschaftlichen Organisation 
selbst irrtümlich für deren wahre Wirklichkeit hält. 

VI 

Der Rückfall hinter den klassischen Ideologiebegriff, der die mo-
dernen Theorien kennzeichnet, ist aber nicht ein nur geistes-
geschichtliches Phänomen; er hat zugleich objektiv gesellschaftliche 
Ursachen. Politische Wahnsysteme wie der Antisemitismus oder die 
„Blut und Boden"-Mystik scheinen zunächst einer Anwendung des 
Ideologiebegriffs zu spotten und nur eine psychologische Erklärung 
zuzulassen: angesichts solcher Phänomene scheint der Psychologis-

20 Vgl. Friedrich Engels: Briefe über materialistische Geschichtsauffas-
sung, in: Fetscher, a.a.O., S. 234. 
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mus in der Ideologienlehre wieder wahr zu werden. Es fällt in der 
Tat schwer, die von Marx als Ideologen kritisierten Theoretiker des 
klassischen Liberalismus mit Hitler, Rosenberg und Streicher im 
selben Zusammenhang zu nennen. Wenn Ideologien nicht ohne eine 
relative Selbständigkeit des Bewußtseins gegenüber dem materiellen 
Produktionsprozeß gedacht werden können, dann auch nicht ohne 
ein Minimum an Emanzipation des Bewußtseins von primär-psychi-
schen Prozessen und Bedürfnissen. Ideologie ist nie nur falsches Be-
wußtsein gewesen; sie war vielmehr die adäquate gedankliche Wi-
derspiegelung einer Gesellschaft, deren innere Organisation und 
äußere Erscheinungsweise auseinanderklaffen; solche Angemessen-
heit des Bewußtseins setzt voraus, daß die Subjektseite rational 
funktioniert, daß sie richtiges Bewußtsein ist im Sinne des geschicht-
lich erreichten durchschnittlichen Entwicklungsgrades von Rationali-
tät. Ideologien unterscheiden sich von Massenpsychosen durch das 
Übergewicht gesellschaftlicher und die relative Unwichtigkeit psy-
chischer Determinanten des falschen Bewußtseins: in ihnen erscheint 
die Wirklichkeit im Bewußtsein psychisch gesunder Individuen aus 
gesellschaftlichen Gründen als verkehrte Welt. Die Rückbildung 
des konkreten Ideologiebegriffs in der Theorie drückt daher objektiv 
eine Regression und Psychologisierung des gesellschaftlichen Be-
wußtseins der Individuen aus. Was dieser Begriff bei Marx und 
Engels einmal bezeichnete, setzt einerseits einen Grad ratio-
naler Organisation der Gesellschaft voraus, wie er erst in der 
bürgerlichen Ära erreicht wurde; weil die bürgerliche Gesellschaft 
kein bloßes Herrschaftsgebilde mehr war, sondern selbst bean-
spruchte, kontrollierbaren und verständlichen Prinzipien zu folgen, 
konnte auch das allgemeine Bewußtsein in ihr einen Grad der 
Rationalität erreichen, durch den es mehr war als ein bloß unmittel-
barer Reflex der gesellschaftlichen Wirklichkeit. Die These, daß wir 
in einem nachideologischen Zeitalter leben21, hat viele Fakten für 
sich: vor allem die Tatsache, daß unsere politischen Parteien begin-
nen, ihre traditionellen Weltbilder zum alten Eisen zu werfen und 
sich dem reinen Pragmatismus der Macht zu widmen. Plädoyers für 
die „liberale Idee" oder die „Weltanschauungspartei" wirken heute 
veraltet. Ideologien im klassischen Sinne dagegen sind immer Ver-
suche gewesen, sich auf das gesellschaftliche Ganze einen Vers zu 
machen, es rational zu durchdringen und es als etwas Rationales zu 
erweisen. Wir leben in der Tat in einem nachideologischen Zeitalter 
insofern, als solche Versuche heute weitgehend unterbleiben, weil 
sie durch bestimmte gesellschaftliche Bedingungen ungemein er-
schwert werden. Jene These ist darum nur in dem Maße falsch, als sie 
diese Art der Ideologiefreiheit, die in Wahrheit eine Regressionsform 
des Bewußtseins ist, als den höheren Grad der Aufklärung verkennt. 

Die objektive Entleerung des Ideologiebegriffs resultiert aus dem 
Marx die widerstreitenden Kräfte im Konflikt zwischen beiden 

21 Dazu vgl. Ernst Topitsch: Sozialphilosophie zwischen Ideologie und 
Wissenschaft, Berlin-Neuwied 1961, S. 15 ff. 
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Sphären, deren ideeller Ausdruck die Ideologien sind. Heute ist die 
Technologie so weit entwickelt, daß die Entwicklung der gesellschaft-
lichen Gesamtproduktion selbst kontrolliert und in Bahnen gelenkt 
Zerfall der traditionellen bürgerlichen Gesellschaft selbst. Einmal 
sind industrielle Arbeitsteilung und ökonomische Konzentration so 
weit fortgeschritten, daß die Gesellschaft nurmehr hochspezialisiertes 
Expertentum ökonomisch honoriert und nicht mehr den Grad von 
Allgemeinbildung und Übersicht über das Ganze, das einst zum Ge-
schäftsinventar des privaten Unternehmers klassischer Prägung ge-
hörte. Das Nebeneinander von hochgezüchteter technologischer 
Intelligenz in einem Teilbereich bei gleichzeitiger Infantilität des' 
übrigen Bewußtseins scheint immer mehr zum Kennzeichen der 
psychischen Struktur der Zeitgenossen zu werden. Diese Konstella-
tion steigert die Anfälligkeit für politische Wahnsysteme, weil mit 
der Möglichkeit des Individuums, die gesellschaftliche Totalität zu 
durchschauen, seine Fähigkeit schwindet, gesellschaftliche Konflikte 
oder Krisensituationen rational zu verarbeiten. Die Erfahrung indi-
vidueller Ohnmacht, -die in dem Maße zunimmt, wie die zunehmend 
arbeitsteilige Produktion die Menschen zugleich isoliert und inte-
griert, wird durch jene Orientierungslosigkeit ungemein verstärkt; 
aus dieser Erfahrimg entspringt ein großes Potential von Angst, der 
die Individuen in geschichtlichen Situationen, in denen diese Angst 
virulent wird, nur irrationale Reaktionen entgegenzusetzen haben. 
In sozialpsychologischem Sinne als psychotisch zu bezeichnende, kol-
lektive Wahnsysteme wie der Antisemitismus oder blinde Antikom-
munismus sind primär als solche Reaktionsbildungen zu verstehen. 
Ohnehin werden elementare psychische Bedürfnisse ungleich wirk-
samer von Wahngebilden befriedigt, die selbst nur Ausdruck jener 
Bedürfnisse sind, als von den Resultaten rationaler Anstrengung. 
Ohne Zweifel haben auch die klassischen Ideologien psychische Be-
dürfnisse befriedigt, aber doch in ungleich sublimerer und indirek-
terer Weise. Solche Veränderungen sind das objektive Fundament 
des heutigen Psychologismus in der Ideologienlehre. 

Die Ideologien im traditionellen Sinne waren auch insofern an die 
bürgerliche Gesellschaft gebunden, als ihre Entstehung frühkapita-
listische Produktionsverhältnisse voraussetzt: nur wenn eine funk-
tionierende Konkurrenz auch auf dem Gebiet der geistigen Produk-
tion Monopole ausschließt, bildet sich die öffentliche Meinung wie 
die Preise auf dem anonymen Markt, dominieren wirklich allgemein-
gesellschaftliche Faktoren in dem Bild, das sich die Individuen von 
ihrer sozialen Umwelt machen. In dem Maße aber, in dem im 
Zuge der ökonomischen Konzentration die politische Manipulierbar-
keit des gesellschaftlichen Bewußtseins zunimmt, droht die klassische 
Ideologienlehre ihren Gegenstand zu verlieren, gewinnt die alte 
Priestertrugstheorie wieder an Plausibilität; nur mit dem Unter-
schied, daß nun nicht mehr die Priester für den Massenbetrug ver-
antwortlich sind. 

Alle Faktoren aber, die zum Zerfall der traditionellen Ideologien 
beitragen, gründen letztlich in dem neuen, besonders von Herbert 
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Marcuse analysierten Verhältnis der Produktionsverhältnisse zu den 
Produktivkräften22. Die materielle Gewalt steigender Produktivität 
und die geschichtliche Trägheit der Produktionsverhältnisse sind nach 
werden kann, wo sie die bestehenden Produktions- und Herrschafts-
verhältnisse nicht mehr gefährdet; die Produktion wird selbst politi-
siert und die Differenz zwischen Basis und Überbau tendenziell vom 
Überbau her eingezogen. In dem Maße aber, wie diese Differenz 
ihre produktive Funktion einbüßt, schwindet auch die Möglichkeit 
für die Individuen, ein Bewußtsein auszubilden, das sich nicht darin 
erschöpft, bloßer Reflex, funktionierendes Glied des gesellschaft-
lichen Prozesses zu sein. Nicht mehr der verselbständigte Geist, son-
dern die vollkommene Anpassung des Bewußtseins und seine objek-
tive Unfähigkeit, sich Alternativen zum Bestehenden auch nur vor-
zustellen, ist die Ideologie der Gegenwart. 

VII 

Der Positivismus, der das heutige Bewußtsein kennzeichnet, liefert 
als philosophische Position diesem Zustand noch das gute Gewissen: 
in ihm ist die Aufklärung, der er entstammt, selbst zur Ideologie ge-
worden. In seiner These, daß das Gegebene, positiv Faktische das 
Maß der Wahrheit sei, verkennt er die Tatsache, daß ein Bewußtsein 
die gesellschaftlichen Oberflächenphänomene vollkommen richtig 
abbilden und trotzdem falsches Bewußtsein sein kann. Die Differenz 
von Wesen und Erscheinung der Gesellschaft, ohne die diese Ver-
schränkung von richtig und falsch und damit der konkrete Ideologie-
begriff selbst allen Sinn verliert', ist nicht eine metaphysische 
Schrulle, wie der Positivismus behauptet, sondern selbst eine empi-
risch aufweisbare Tatsache. Was sich so unmittelbar der Erfahrung 
darbietet, ist bloße Oberfläche in dem exakten Sinne, daß es eine, 
höchst künstliche, durch zahlreiche Instanzen vorfabrizierte Wirk-
lichkeit ist, die die wirklichen Machtverhältnisse wirkungsvoll ver-
deckt. Das Wahrnehmbare in unserer Gesellschaft wäre nur dann 
mit ihrer ganzen Wirklichkeit identisch, wenn alle Mechanismen 
jener Vorfabrikation auch unmittelbar wahrnehmbar wären, und 
das sind sie nicht. Vor allem die Techniken der Bewußtseinsmanipu-
lation verlören viel von ihrer Wirksamkeit, wenn sie denen, deren 
Bewußtsein manipuliert wird, bewußt wären. 

Der Positivismus ist Ideologie in dem Maße, wie er die Schwierig-
keiten verkennt, an die Wirklichkeit heranzukommen. Nur das Be-
greifen genetischer Zusammenhänge, realer Abhängigkeiten des 
positiv Gegebenen verdient, Erkenntnis genannt zu werden; die 
Unfähigkeit dazu definiert das Falsche am ideologischen Bewußtsein 
der Gegenwart. Die Aufklärung als die Anstrengung, dadurch be-
greifend über das unmittelbar Vorhandene hinauszugehen, daß sie 
die unbekannten Bedingungen seines Vorhandenseins aufdeckt, wird 

22 Vgl. vor allem Herbert Marcuse: Über das Ideologieproblem in der 
hochentwickelten Industriegesellschaft, in: Lenk, a.a.O., S. 334 ff. 
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heute vom Positivismus als schlechte Metaphysik denunziert, und 
das Ablassen von soldier Anstrengung, das Sichbescheiden bei der 
bloßen Beschreibung des Gegebenen, als der höchste Stand der Auf-
geklärtheit ausgegeben. Die gegenwärtige positivistische Demontage 
der Aufklärung ist Ideologie im strengen Sinn, weil die Grenzen der 
Aufklärung von der gesellschaftlichen Entwicklung selbst immer 
mehr verengt werden. Der Begriff der Ideologie aber ist ein kriti-
scher Begriff; sein Sinn ist vom Impuls der Aufklärung nicht ab-
trennbar. Er wird nur dort legitim verwendet, wo sich die Weige-
rung, den gesellschaftlichen Status quo als etwas Letztes und Un-
veränderliches hinzunehmen, mit der Erkenntnis verbindet, daß 
alles, was wir spontan und ohne vorhergegangene intellektuelle An-
strengung über unsere Gesellschaft äußern, notwendig ideologisch ist. 
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Karl Theodor Schuon 

Typologie und kritische Theorie 

i 

Für die Geschichte der Politologie und politischen Soziologie hat 
der Begriff des Typus und der Typologie vor allem in der Ausein-
andersetzung mit der Theorie der idiographischen und nomotheti-
schen Wissenschaften große Bedeutung gewonnen. Nach Dürkheim 
ist für die Historiker „Geschichte . . . nichts als eine Aufeinander-
folge von Geschehnissen, die sich aneinander gliedern, ohne sich zu 
wiederholen. Für die Philosophen haben dieselben Geschehnisse 
Wert und Interesse nur als Illustration allgemeiner Gesetze, die in 
der Konstitution der Menschen wurzeln und jede historische Ent-
wicklung beherrschen"1. Die Soziologie jedoch hat zum Gegenstand 
die Zwischenglieder zwischen der „wirren Vielheit" historischer Ge-
sellschaften und dem einen, aber ideellen Begriff der Menschheit: 
„das sind die sozialen Arten"2. Mit Hilfe der Klassifikation wird an 
die Stelle der unendlichen Menge von Individuen eine beschränkte 
Zahl von Typen gesetzt; es entsteht eine Typologie, eine Lehre von 
den Typen eines bestimmten Gegenstandsbereiches. Schon immer 
hat die Typenbildung auch in der politischen Wissenschaft eine wich-
tige Rolle gespielt, so etwa in der seit den Griechen klassischen Ty-
pologie der Staats- oder Verfassungsformen. Doch wurde im Ver-
laufe des 18. und 19. Jahrhunderts in Europa der Entwurf allgemei-
ner Sozialgesetzlichkeiten die beherrschende Idee der Sozialwissen-
schaften. Die anspruchsvollen Konzeptionen sozialer Entwicklungs-
gesetze sind gebunden an die Namen von Saint Simon, Comte und 
vor allem von Marx, aber auch Darwin, seien sie nun mechanistischer 
oder dialektischer Art. Der Ausgang des 19. Jahrhunderts kennt erst 
wieder unter den spezifischen Bedingungen des deutschen imperiali-
stischen Klassenstaates ohne liberale, politische Demokratie den 
Rückzug auf die formale Soziologie Simmeis und von Wieses, die 
verstehende Soziologie Max Webers und schließlich die deskriptive 
Soziographie Riehls und Steinmetz', jede auf ihre Weise gegen die 
historische Forschung und die Geschichtsphilosophie sich abgren-
zend3. Sie trachteten, so meint Pleßner, „unter Vermeidung vor-
schneller Formulierungen von Ablaufgesetzen und Phasenfolgen, 

1 Emile Dürkheim, Die Regeln der soziologischen Methode, Neuwied 
und Berlin 1961, S. 165 

2 Ebd. S. 166 
3 Vgl. Helmuth Plessner, Aspekte sozialer Gesetzmäßigkeit, in: Das 

Problem der Gesetzlichkeit, Bd. I: Geisteswissenschaften, hrsg. von der 
J. -Jungius-Gesellschaft, Hamburg 1949, S. 167 
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unter Vermeidung auch von wertbedingten und standortsbedingten 
Vorurteilen, wie sie dem Normensystem der modernen industriellen 
Zivilisation entsprechen, die Struktur der sozialen Sphäre, ihrer 
Aufbauelemente und Funktionen in den Blick zu bekommen"4. Die 
historische Kausalanalyse erfuhr nun durch die soziologische Typen-
und Strukturanalyse eine bedeutsame Korrektur. (Eine Vorstufe 
dieser Typenanalyse ist der Typenvergleich, dessen Vorstufe wieder-
um die typologische Klassifizierung.) Leslie Lipson kann deshalb 
heute davon sprechen, daß Vergleiche zu ziehen „die herrschende 
Methode der Politologie geworden"5 ist. Die Aufspaltung der Gesell-
schaftswissenschaften in unverbundene Einzeldisziplinen und die 
gleichzeitige radikale Leugnung der Einheit von Theorie und Praxis 
haben die typologische Methode in den Vordergrund des Interesses 
gestellt, auch wenn Lipson dafür ganz andere Gründe zu finden 
sucht8. Gerade die Politologie ist zum Paradepferd der vergleichen-
den typologischen Methode erklärt worden. Man glaubt, allein die 
Politologie könne dem Historiker eine typologische Begriffsapparatur 
liefern7. Eine Zusammenarbeit von Geschichtswissenschaftlern und 
Politologen ist die einzige Konsequenz, die man daraus zieht8, ohne 
zu sehen, daß die formale Verbindung eines Getrennten, das logisch 
nicht zu trennen ist, keinen Totalitätsverlust ausgleichen kann. 

Die Politologie sucht also, sofern sie vor allem vergleichende So-
zialwissenschaft ist, zunächst nach Typologien. Um vergleichen zu 

4 Ebd. S. 168 

5 Leslie Lipson, Die vergleichende Methode in der Politologie, in: 
Robert H. Schmidt (Hrsg.), Methoden der Politologie, Darmstadt 1967, 
S. 287. Zur Geschichte der vergleichenden Methoden bis hin zur „allge-
meinen vergleichenden Geschichtswissenschaft" vgl. Erich Rothacker, Ein-
leitung in die Geisteswissenschaften, Tübingen 1920, S. 228 ff. Zur ver-
gleichenden Politologie auch: Roy C. Macridis, The study of comparative 
government, 1955 und David E. Apter, A Comparative Method for the 
Study of Politics, in: Comparative Politics, ed. Harry Eckstein und David 
E. Apter, London 1963, S. 82—94. Dazu auch: Seymour Martin Lipset, 
Bemerkungen zum Verhältnis von Soziologie und Geschichtswissenschaft, 
in: Ernst Topitsch (Hrsg.), Logik der Sozialwissenschaften, Köln und Ber-
lin 1965 (NWB 6), S. 477—486 

6 Vgl. Leslie Lipson, Die vergleichende Methode . . . , der u. a. als Gründe 
anführt: „Im Bereich des politischen Geschehens kann man die Umstände 
des Zweiten Weltkrieges nennen, in dem die demokratische Idee des 
Westens und der Sowjetkommunismus miteinander in einem Kampf auf 
Leben und Tod gegen die faschistischen Systeme verbunden waren; es sei 
auch an den Kalten Krieg oder Heißen Frieden nach 1945 erinnert, in dem 
wir die weltweite Rivalität zwischen Kommunismus und demokratischer 
Idee erlebt haben." (S. 287/288) 

7 Vgl. Robert H. Schmidt (Hrsg.), Methoden der Politologie . . . , S. IX 
bis LXI 

8 Vgl. dazu: Karl Theodor Schuon/Hanne Wiedner, Politisch-soziolo-
gische Analyse historischer Kausalität und politische Bildung in der BRD, 
in: Blätter für deutsche und internationale Politik, 13/1968, S. 1288—1299 
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können, braucht sie Allgemeinbegriffe9; eine vergleichende Morpho-
logie — man vergleiche die Methode eines entsprechenden Zweiges 
der Nationalökonomie10 — kommt ohne sie nicht aus. Für die Ge-
winnung von Modelltheorien bedeutet der morphologische Vergleich 
allerdings nur eine sehr unzulängliche Vorstufe. „Klassifikatorische 
und ordnende Typologien führen zu Generalisierungen im Sinne 
einer deskriptiven Theorie; sie können einen wichtigen Schritt auf 
dem Wege zur Erklärung empirischer Sachverhalte darstellen, aber 
nicht mehr."11 Als deskriptive Theorien werden dabei „hinlänglich 
bewährte qualitative wie quantitative empirische Generalisierungen 
verstanden"12. Die Problematik solcher Theorie sei, so meint man, 
ihr geringes theoretisches Niveau und ihr darum nur beschränkter 
Erkenntniswert. Außerdem lasse eine noch so große Zahl von relativ 
homogenen Einzelfällen nicht einen generellen Schluß auf Eigen-
schaften des „genus" selber zu, d. h. die empirische Wissenschaft ge-
winne wohl kaum durch Induktion theoretische Aussagen. Richtig 
daran ist, daß sich bislang die Politologie nur in sehr bescheidenem 
Umfange um die theoretische Formulierung gekümmert hat. „Man 
hat viel beschrieben . . ., aber nur wenig versucht, zu verallgemei-
nern."13 Aber Meynaud meint dann weiter: „Erwähnen wir als eine 
der Voraussetzungen für eine solche Arbeit die Notwendigkeit einer 
semantischen Kodifizierung. Die Mitteilung und Konfrontierung der 
Ergebnisse bilden die elementare Vorbedingung für den Fortschritt 
der Theorie. Das ist aber kaum möglich wegen der außerordentlichen 
Vielfältigkeit und Ungenauigkeit des Vokabulars der wissenschaft-
lichen Politik und des so gut wie vollständigen Fehlens eines einheit-
lichen Begriffsapparats. In dieser Hinsicht befindet sich die Disziplin 
in einem sehr ärgerlichen ,vorwissenschaftlichen' Stadium, eine Tat-
sache, die durch Kämpfe politischer Natur noch verschlimmert wird, 
z. B. über den Begriff .Demokratie'."14 Damit stehen sich zwei Auf-
fassungen gegenüber, von denen die eine daran festhält, möglichst 

9 Vgl. dazu auch Reinhard Bendix, Concepts and Generalizations in 
Comparative Sociological Studies, in: American Sociological Review, 28/ 
1963, Nr. 4, S. 532 

10 Vgl. dazu Heinz Haller, Typus und Gesetz in der Nationalökonomie, 
Stuttgart und Köln 1950, S. 58 ff. 

11 Gerhard Lehmbruch, Einführung in die Politikwissenschaft, Stutt-
gart, Berlin, Köln und Mainz 1967, S. 61; ebenso S. 49: „Ein Großteil der 
Forschung liegt heute auf diesem Gebiet der ,Kategorialisierung' und 
Klassifizierung. Das ist ein wertvolles Hilfsmittel der Deskription, welches 
zugleich der Veranschaulichung dient und heuristische Anstöße für das 
Auffinden neuer Hypothesen geben kann. Aber so bestechend ein solches 
Vorgehen oft wirkt, so darf man doch seinen Erkenntniswert nicht über-
schätzen. Es bildet e i n e n notwendigen Schritt im Forschungsprozeß, 
ersetzt aber nicht die Bildung von empirisch überprüfbaren Hypothesen." 

12 Ebd. S. 56 

13 Jean Meynaud, Schwierigkeiten der wissenschaftlichen Politik, in: 
Zeitschrift für Politik, NF 6/1959, S. 102 

14 Ebd. S. 103 
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schnell die Stufe der Typologisierung zu verlassen, ohne zu bemer-
ken, wie wenig das bei ihrer Voraussetzung der Notwendigkeit einer 
Modelltheorie heute möglich ist, die andere dagegen die typologische 
Klassifizierung noch exakter vornehmen möchte, um dann erst ganz 
von selbst auf eine neue Ebene zu gelangen. Beiden Vorstellungen 
liegt ein bestimmter, festgelegter Begriff von Theorie zugrunde, 
der der deduktiven, axiomatischen Modelltheorie der Naturwissen-
schaften. Deduktive Theorien werden dadurch gewonnen, daß eine 
begrenzte Anzahl von „Basisaxiomen" aufgestellt wird und daraus 
allgemeine Verhaltensmaßnahmen abgeleitet werden. Aus beiden 
Elementen werden sodann spezifisch überprüfbare Hypothesen ab-
geleitet15. Eng damit verknüpft ist die Möglichkeit der Voraus-
bestimmung, was unter bestimmten Umständen geschehen kann. 
Faßt man Theorie so eng, wird es notwendig, Typologien für sehr 
unzureichende Hilfsmittel der empirischen Forschung anzusehen. 
Auf der anderen Seite kann man in ihnen in der Tat nicht den End-
zweck der Forschung sehen, allerdings nicht in erster Linie wegen 
ihrer begrifflichen Ungenauigkeit (diese läßt sich, wie wir sehen 
werden, verbessern, wenn man sich nur exakt mit ihr beschäftigt), 
als vielmehr wegen ihres notwendigen Charakters von Hilfsmitteln 
für eine Sinnanalyse. Politologie kann auf Grund ihres reflexiven 
Charakters nicht Modelltheorien liefern, sondern muß auf der 
Grundlage der Einheit von Theorie und Praxis Sinnanalyse anstre-
ben, die ihrerseits wiederum auf typologische Begriffsbildung ange-
wiesen ist. Typologie erhält jetzt eine andere Funktion. Sie ist nicht 
mehr Vorstufe zu einer Modelltheorie, sondern hermeneutisches 
Hilfsmittel sprachlicher Verständigung und empirischer Überprü-
fung, ihre Exaktheit nicht mehr vom „Modell" her zu bestimmen, 
sondern festgelegt von der Sache und der Logik der Sinnanalyse. 
Auch für die letztere hat die moderne Logik, die Logistik, neue Hilfs-
mittel bereitgestellt, die es zu gebrauchen gilt. Reflexion auf Typo-
logie bleibt auch in diesem Rahmen notwendig und dem Fortschritt 
wissenschaftlicher Erkenntnis zugänglich. 

Die Unterscheidung von historischen Wissenschaften, die die Er-
klärung individueller Ereignisse zum Ziel hat, und Soziologie, die 
hypothetisch-generelle Sätze anstrebt, wird nun aber fragwürdig. 
Die dialektische Theorie der Gesellschaft behauptet „die Abhängig-
keit der Einzelerscheinungen von der Totalität; die restriktive Ver-
wendung des Gesetzesbegriffes muß sie ablehnen. Über die parti-
kularen Abhängigkeitsverhältnisse historisch neutraler Größen 
hinaus zielt ihre Analyse auf einen objektiven Zusammenhang, der 

15 Vgl. dazu vor allem Wolf gang Stegmüller, Grundlagenforschung 
und analytische Philosophie der Gegenwart, in: ders., Hauptsrömungen 
der Gegenwartsphilosophie, Stuttgart 19653, S. 429—523; Hans Albert, Der 
logische Charakter der theoretischen Nationalökonomie, in: ders., Markt-
soziologie und Entscheidungslogik, Neuwied und Berlin 1967, S. 368—391; 
ders., Theorie und Prognose in den Sozialwissenschaften, in: Ernst Topitsch 
(Hrsg.), Logik der Sozialwissenschaften . . . , S. 126—143 
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auch die Richtung der historischen Entwicklung mitbestimmt"16. Da-
mit ist die Einheit der Reflexion auf Typologie gefordert und wie-
derhergestellt, die sich bereits angedeutet hat. Sowohl Geschichts-
wissenschaft wie alle anderen Sozialwissenschaften bedienen sich 
typologischer Schemata. Ihre isolierte Verwendung in vergleichen-
den Morphologien führt allerdings zu Problemen, die unlösbar sind. 
Die Parteientypologie Duvergers ist dafür das eindrucksvollste Bei-
spiel. Solche Versuche helfen nicht weiter, solange nicht die ver-
lorengegangene Einheit wiedergefunden wird. Was Haller das „ver-
stehende Moment"17 in der Typologie nennt, wird auf der Grund-
lage der analytischen Wissenschaftstheorie allerdings immer wieder 
reflektiert, ohne eine sinnvolle Lösung anbieten zu können: „Ohne 
eine gewisse Anordnung dessen, was — von moralischen Gesichts-
punkten her gesehen — Vorrang haben soll, ohne eine Wert-Hierar-
chie, ist die Anwendung der vergleichenden Methode so fade wie 
Essen, das ohne Gewürz oder Sauce aufgetragen wird. In der Polito-
logie entscheidet das Engagement des Forschers, da diese Wissen-
schaft zu den Geisteswissenschaften gehört. . ."18 Als Vorbedingung 
für eine Typologie wird eine Staatsphilosophie gefordert, die die 
einzelnen Forschungsergebnisse bewertet. Nur so könne der Zusam-
menhang gewahrt werden. „Indem der Gegenstand in dem Zusam-
menhang, in dem er steht, gesehen wird, werden die Beziehungen 
zwischen den Teilen eines Ganzen, zugleich aber auch die Einheit 
dieses Ganzen erfaßt."19 Die Gefahr konservativer Ideologie durch 
den Rückzug auf Staatsphilosophie ist damit stets verbunden. 

Will man der eigentlichen Ursache für diese — noch sehr unzu-
reichend auf dem Boden der Begrifflichkeit der analytischen Wissen-
schaftstheorie fußenden — berechtigten Folgerungen in der Polito-
logie gerecht werden, wird man auf kritische Theorie verwiesen. Ihr 
Verhältnis zur typologischen Methode muß ständig Gegenstand wis-
senschaftstheoretischer Überlegung bleiben20. 

16 Jürgen Habermas, Analytische Wissenschaftstheorie und Dialektik, 
in: Ernst Topitsch (Hrsg.), Logik der Sozialwissenschaften . . . , S. 296 

17 Heinz Haller, Typus und Gesetz . . . , S. 69 

18 Leslie Lipson, Die vergleichende Methode . . . , S. 301 

19 Ebd. S. 298 

20 In jüngster Zeit ist eine Arbeit erschienen, die in diesem Zusam-
menhang größtes Interesse beanspruchen kann, jedoch für unsere Unter-
suchung noch nicht herangezogen wurde: Rainer Thiel, Quantität oder 
Begriff?, Der heuristische Gebrauch mathematischer Begriffe in Analyse 
und Prognose, Berlin-O 1967. Thiel geht es um die Mathematisierung 
kritischer Theorie, um die Vereinigung von Logistik und Dialektik: „Soll 
. . . die Voraussetzung zum Einsatz mathematischer Mittel geschaffen wer-
den, so ist die intuitive Tätigkeit vor das Bewußtsein zu bringen, so daß 
das Auffinden der Entscheidung lehrbar und exoterisch wird. Man kann 
daraus die Bedeutung des Marxschen Wortes ermessen, wonach die Mathe-
matisierung eine Frage des Reifegrades jeder Theorie ist." (S. 19) 
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II 

Die Methode der Typologisierung kann nur dann einer formalen 
Analyse unterzogen werden, wenn ihre Bedeutung für die Geschichte 
und Entwicklung der Wissenschaft in einem historischen Rückblick 
ins Auge gefaßt wird. Aus ihrer geschichtlichen Funktion gewinnt 
man die Begriffe für die Reflexion ihrer heutigen formalen Funk-
tion. 

Die Bedeutungsgeschichte des dem Griechischen entstammenden 
Fremdwortes „Typus" ist für die Verwendung des Begriffes der 
Typologie und vor allem seiner Reflexion bis heute in gewissem 
Sinne bestimmend gewesen; eine umfassende bedeutungsgeschicht-
liche Darstellung des Wortes Typus steht allerdings noch aus; ledig-
lich ein kurzer Abriß steht bis jetzt zur Verfügung21. Eindeutig fest 
steht nur die griechische Urbedeutung des Wortes „typos", das über-
setzt werden muß mit: „Schlag; Gepräge, Form, Gestalt, Abbild; 
Vorbild, Muster, Modell."22 Wie man sieht, liegt Eindeutigkeit nur 
in Hinsicht der deutschen Metaphern vor. Diese selbst sind um so 
vieldeutiger. 

Die Geschichte des Ausdrucks „Typus" in der Wissenschaft23 be-
ginnt mit seiner Einführung als technischer Term in die Sozial-
wissenschaften durch Carl Menger24. Doch hat der Ausdruck auch 
eine Vorgeschichte, von der uns die in der griechischen und deut-
schen idealistischen Philosophie nicht zu interessieren braucht. Die 
Verwendung des Ausdrucks bei Goethe und dessen Aufbau einer 
„idealistischen Morphologie"25 hat jedoch noch gewisse Bedeutung. 
Goethe führt den Begriff eines „anatomischen Typus" ein: „ein all-
gemeines Bild, worin die Gestalten sämtlicher Tiere, der Möglich-
keit nach enthalten wären", ein „Vergleichungskanon"26. Inwieweit 
dieser Gebrauch des Ausdrucks Typus auch heute noch bedeutsam 
ist, wird im Zusammenhang unserer Ausführungen noch deutlich 
werden. 

Menger also hat den Typusbegriff zum erstenmal in die Sozial-
wissenschaft eingeführt. Er geht von der Unterscheidung zwischen 

21 Johannes Erich Heyde, Typus. Ein Beitrag zur Bedeutungsgeschichte 
des Wortes Typus, in: Forschung und Fortschritte, 17/1941, S. 220—223 

22 Duden, Etymologie. Herkunftswörterbuch der deutschen Sprache 
(Der Große Duden, Bd. 7), Mannheim 1963, S. 726; vgl. auch Johannes 
Erich Heyde, Typus. Ein Beitrag zur Typologik . . . , S. 236 

23 Vgl. zum Folgenden vor allem Jürgen von Kempski, Zur Logik der 
Ordnungsbegriffe, besonders in den Sozialwissenschaften, in: Studium 
Generale, 5/1952, S. 205—211 

24 Carl Menger, Untersuchungen über die Methoden der Sozialwissen-
schaften und der politischen Ökonomie, Leipzig 1883 

25 Vgl. Friedrich Brock, Die Bedeutung des Typusbegriffes für die bio-
logische Eigenweltforschung, in: Studium Generale, 5/1952, S. 247 

26 Johann Wolfgang von Goethe, Erster Entwurf einer allgemeinen 
Einleitung in die vergleichende Anatomie, ausgehend von der Osteologie, 
1795, zit. nach Jürgen von Kempski, Zur Logik der Ordnungsbegriffe . . . , 
S. 205 
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individuellen und generellen Erscheinungen aus. Unter den ersteren 
versteht er die, die das praktische Leben selbst ergibt. Aber neben 
den individuellen oder konkreten Erscheinungen gibt es solche, die 
sich im Wechsel der Dinge in mehr oder weniger großer Annäherung 
wiederholen, „und diese ,generellen Erscheinungen' nennt Menger 
,Typen', also beispielsweise Kauf, Angebot, Nachfrage, Geld und 
dergleichen. Ferner gibt es neben diesen Typen Relationen zwischen 
konkreten Erscheinungen, die von ähnlicher Art sind, beispielsweise 
das regelmäßige Steigen der Warenpreise infolge der Erhöhung der 
Menge der Umlaufmittel usw. Während sich nun Geschichte und Sta-
tistik mit den individuellen Erscheinungen und ihrer Erklärung 
beschäftigen, hat es die theoretische Sozialwissenschaft mit Typen 
zu tun"21. In ihr wird noch einmal unterschieden zwischen einer em-
pirisch-realistischen und der exakten Forschung. Nur der empirisch-
realistische Zweig arbeitet mit Typenbegriffen von einer gewissen 
Variationsbreite, „Realtypen" und „empirischen Gesetzen", während 
die exakte Forschung sich „strenger" Typen und „exakter" Gesetze 
bedient. Die Welt der exakten Theorie gibt damit keine neuen Pro-
bleme der Logik der Typenbegriffsbildung auf. Offensichtlich fallen 
hier Typus und Klasse, „typische Relation" oder „exaktes Gesetz" 
und „Naturgesetz" zusammen. Interessant wird diese Theorie in 
typologischer Hinsicht erst, wenn man ihren Zusammenhang mit der 
empirisch-realistischen betrachtet. „Doch hier zeigt sich Menger 
eigentümlich zwiespältig. Es scheint in der Sache zu liegen, daß die 
reine exakte Theorie zu dem Behufe der Erkenntnis der Empirie 
aufgestellt wird, aber dieser uns vertraute Gedanke muß sich bei 
Menger sozusagen gegen dessen eigentliche Intention durchsetzen. 
Denn für Menger war doch die exakte Theorie das eigentliche Ziel 
der Forschung, er glaubte im Grunde, daß sie imstande sei, in einer 
einheitlichen Theorie das wirtschaftliche Leben ungeachtet aller Ent-
wicklungsunterschiede und örtlichen Verschiedenheiten zu erfassen. 
Seine Theorie sollte der Intention nach für alle ,Wirtschaften' gel-
ten. Die Typen und typischen Relationen, mit denen nach ihm die 
exakte Theorie arbeitet, erlaubten ihm, die Sozialwissenschaft in die 
unmittelbare Nähe der Naturwissenschaft zu rücken. So ging die 
eigentliche Problematik sozialwissenschaftlicher Typenbildung ver-
loren. Erst als der ,Idealtypus' als Mittel zur Feststellung des Real-
typus verwendet wurde, tauchten echte Probleme typologischer 
Theoriebildung auf"2S. Das war bei Max Weber der Fall. 

Max Weber hat sich zum erstenmal in der Geschichte der sozial-
wissenschaftlichen Methodenreflexion ausführlich und systematisch 
mit der Methode der Typologisierung beschäftigt und dabei den Be-
griff des „Idealtypus" geprägt. Eine Flut von Literatur hat sich seit-
dem darüber ergossen29, ohne daß der Begriff umzubringen gewesen 

27 Jürgen von Kempski, Zur Logik der Ordnungsbegriffe . . . , S. 206/207 
28 Ebd. S. 207 
29 Vgl. Hans Gerth und Hedwig Gerth, Bibliography on Max Weber, 

in: Social Research, 16/1949, S. 54 ff. 
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wäre, obwohl er offensichtlich nicht klar zu definieren ist. Weber 
war kein Logiker oder Philosoph, sondern ein Sozialwissenschaftler, 
Nationalökonom und Soziologe, der sich über seine Methoden in logi-
scher Hinsicht Rechenschaft geben wollte. „Dazu bedurfte er der 
Logik, und er nahm sie da, wo er sie fand, und das hieß in seinem 
Fall vor allem bei Rickert."30 Damals war die Scheidung zwischen 
den Geisteswissenschaften, wie Dilthey sagte, oder der Kulturwissen-
schaft, wie Windelband und Rickert sie nannten, auf der einen und 
den Naturwissenschaften auf der anderen Seite, zumal in Deutsch-
land, die philosophische Tagesparole geworden. Die badische Schule 
bot immerhin einen Ansatz zu einer logischen Beschreibung der 
„historischen Begriffsbildung". Gegenüber den von Rickert bereit-
gestellten analytischen Mitteln (wie des „relativ Allgemeinen" und 
des „relativ Historischen") war Webers „Idealtypus" ein entschie-
dener Fortschritt, und das um so mehr, als Weber ihn nicht bloß 
postulierte, sondern auch praktisch zeigte, welche Anwendung davon 
zu machen sei31 ; daß er auch für die praktische Sozialwissenschaft 
ein Fortschritt war, ist ernstlich zu bezweifeln. 

Dabei kam Weber zu Hilfe, daß bereits Georg Jellinek32 in seiner 
Allgemeinen Staatslehre, die seit 1900 das Standardwerk dieses Wis-
senschaftszweiges geblieben ist, zwei Abschnitte des Kapitels über 
die Methodik der Staatslehre der Typologie gewidmet hat33. Er 
unterscheidet darin zwischen „idealen Typen", die das vollkommene 
Wesen einer Gattung bezeichnen und als Wertmaßstäbe für die poli-
tische Ideenbildung von der größten Bedeutung sind, und „empiri-
schen Typen", die die Mannigfaltigkeit der Erscheinungen auf induk-
tivem Wege, also durch sorgfältige Vergleichung der einzelnen Staa-
ten, ihrer Organisation und ihrer Funktion mittels Abstraktion ord-
nen. Kraft der individualisierenden Elemente der Einzelerscheinun-
gen kommen die empirischen Typen nicht mit voller Schärfe zum 
Ausdruck; Abweichungen nach verschiedenen Richtungen können 
stattfinden. Diese Typen entsprechen damit dem, was Max Weber 
dann „Idealtypus" nannte. 

Der Webersche Begriff entspringt zwei Intentionsrichtungen: ein-
mal einem Nominalismus, für den Begriffe keiner gesonderten Reali-
tät entsprechen, sondern lediglich menschliche Abstraktionen sind 
(was Goethe z. B. für seinen Typusbegriff nicht angenommen hatte), 
zum anderen der von Rickert überkommenen Überzeugung von der 
Besonderheit der auf kulturelle Gegenstände anzuwendenden Be-
griffe, die sich nicht auf das Schema der klassischen Logik zurück-

30 Jürgen von Kempski, Zur Logik der Ordnungsbegriffe . . . , S. 207 
31 Vgl. ebd. S. 207 
32 Vgl. zum Folgenden Hans J. Wolff, Typen im Recht und in der 

Rechtswissenschaft, in: Studium Generale, 5/1952, S. 195/196 
33 Georg Jellinek, Allgemeine Staatslehre, Bd. IV, 1922, S. 30ff. : „Die 

Forschung nach den Typen in der Sozial Wissenschaft", S. 34 ff.: „Die 
Typen als Gegenstand der Staatslehre". Vgl. auch S. 287 ff.: „Die ge-
schichtlichen Haupttypen des Staates", aber S. 743 ff. : „Die Arten der 
Staatenverbindungen". 
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führen lassen34. „Idee und Wirklichkeit, Allgemeinheit und Einzel-
heit, Seinsollen und Sein fallen niemals zusammen . . . Man formu-
liert' daher strenge Begriffe nicht, um damit die Wissenschaft zu 
einem geschlossenen System abzurunden, sondern um unsere Ideen 
mit der Wirklichkeit zu vergleichen und durchs Bewußtsein ihrer 
Verschiedenheit unser Wissen zu vertiefen. Der Idealtyp soll diesen 
Vergleich ermöglichen und fruchtbar machen."35 Jedoch will Weber 
dabei den Idealtypus zunächst von den klassischen Begriffen, welche 
klassifikatorische Begriffe waren, definiert durch eine Eigenschaft, 
einerseits oder den „Durchschnittstypen" andererseits, abheben36. 
Der Idealtypus wird nicht durch bloße Verallgemeinerung der den 
Individuen zukommenden Züge, sondern durch „utopische Rationali-
sierung" gewonnen. „Er wird gewonnen durch einseitige Steigerung 
eines oder einiger Gesichtspunkte und durch Zusammenschluß einer 
Fülle von diffus und diskret, hier mehr, dort weniger, stellenweise 
gar nicht, vorhandenen Einzelerscheinungen, die sich jenen einseitig 
herausgehobenen Gesichtspunkten fügen, zu einem in sich einheit-
lichen Gedankengebilde. In seiner begrifflichen Reinheit ist dieses 
Gedankenbild nirgends in der Wirklichkeit empirisch vorfindbar, es 
ist' eine Utopie, und für die historische Arbeit erwächst die Aufgabe, 
in jedem einzelnen Falle festzustellen, wie nahe oder wie fern die 
Wirklichkeit jenem Idealbilde steht.. ."37 

Diese doppelte Begründung und zugleich Abgrenzung des Begriffs 
des Idealtypus führt zu einer eigenartigen Unklarheit und Zwiespäl-
tigkeit in der Konzeption des „Idealtypus". Der kausale und der 
akausal-ideelle „Typus" werden nicht streng geschieden. „Bei einem 
Teil der Beispiele, die Max Weber für den ,Idealtypus' anführt, han-
delt es sich gewiß um Konstruktionen, von — unter in bestimmter 
Weise gedanklich abgeänderten Voraussetzungen — objektiv mög-
lichen kausalen Verläufen des sozialen Geschehens. Sie orientieren 
sich in der Tat, wie Max Weber immer wieder betont, an der Kate-
gorie der Kausalität, der realen Möglichkeit bzw. ,Notwendigkeit', 
an allgemeinen Regeln, der real-kausalen Verflechtung, an den Re-
geln der ,adäquaten Verursachung'..." 38 Idealtypische Konstruk-

34 Nach Raymond Aron, Die deutsche Soziologie der Gegenwart, über-
setzt und bearbeitet von Iring Fetscher, Stuttgart 1953 (La sociologie alle-
mande contemporaine, Paris 19502), S. 99; vgl. Alexander v. Schelting, 
Max Webers Wissenschaftslehre, Tübingen 1934, S. 356; und ebenfalls 
Jürgen Habermas, Diskussion über „Wertfreiheit und Objektivität", in: 
Max Weber und die Soziologie heute (Verhandlungen des 15. Deutschen 
Soziologentages) hrsg. von Otto Stammer, Tübingen 1965, S. 75 

35 Raymond Aron, Die deutsche Soziologie . . . , S. 99 
36 Vgl. Carl G. Hempel, Typologische Methoden in den Sozialwissen-

schaften, in: Logik der Sozialwissenschaften, hrsg. von Ernst Topitsch, 
Köln und Berlin 1965 (NWB 6), S. 86/87 

37 Max Weber, Gesammelte Aufsätze zur Wissenschaftslehre, Tübin-
gen 19512, S. 191 

38 Alexander von Schelting, Max Webers Wissenschaftslehre . . . , 
S. 354/355 
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tionen in diesem Sinne dienen der kausalen Analyse der konkret-
individuellen Wirklichkeit, aber es werden auch bereits die in ihnen 
als objektiv möglich vorgestellten generellen Sachverhalte der Wirk-
lichkeit als kausal verknüpft gedacht. Diese Konzeption spiegelt den 
Versuch wieder, die Begriffsbildung der Soziologie vom Stadium 
der Deskription und der „empirischen Generalisierung", für welche 
die meisten klassifikatorischen oder topologischen Typen Beispiele 
sind (s. u.), auf die Ebene der Konstruktion theoretischer Systeme 
oder Modelle anzuheben. Von „Verstehen" ist hier nur insofern die 
Rede, als die Erklärungen nicht nur „kausal-adäquat", sondern auch 
sinnvoll sein müssen, „d. h. sie müssen sich auf solche Aspekte des 
menschlichen Verhaltens beziehen, die auf verstehbare Weise durch 
Bewertung oder andere motivierende Faktoren ausgelöst worden 
sind"39. Idealtypen sollen also Erklärungen liefern und müssen zu 
diesem Zweck als theoretische Systeme aufgebaut sein, die über-
prüfbare generelle Hypothesen enthalten. Das bringt den Idealtypus 
in die Nähe des interpretierten Modells, der empirischen Theorie, 
von dem er sich nur dadurch unterscheidet, daß er zu allererst eher 
eine intuitive als eine theoretische Idealisierung ist, da die entspre-
chenden „Postulate" nicht als spezielle Fälle von einer umfassenden 
Theorie abgeleitet werden, welche auch die das menschliche Verhal-
ten beeinflussenden nicht rationalen Faktoren umfaßt. 

Dieses Moment der Intuition bestimmt nun ausschließlich die 
zweite Art von „Idealtypus", die Max Weber im Auge hat40. Es han-
delt sich dabei um Begriffe von „nicht kausalen" Beziehungen und 
von besonderer Verstehensart41. Die in diesen Begriffen hergestellte 
Verbindung der einzelnen Elemente des gemeinten Objektes der Be-
trachtung untereinander und ihr Zusammenschluß zu einem Ganzen 
hat mit Kausalität nichts zu tun. Die Verbindung wird hier durdi 
eine bestimmte „Idee" hergestellt. „Nicht um die volle kausale 
Adäquanz der angewandten Mittel des — ideell irgendwie gearteten 
— Zweckhandelns handelt es sich hier, sondern um die volle sinn-
hafte Entsprechung der einzelnen Verhaltensweisen untereinander 
und mit der als ,zugrunde liegend1 angenommenen Idee. Ein Ideal-
typus in diesem Sinne wäre z. B. die Konstruktion eines sozialen 
Zustandes, in welchem sich alles in voller ideeller Entsprechung zur 
Idee der ,Nahrung' gestaltet."42 Erst bei diesen Begriffsbildungen 
hat die bei Max Weber immer wiederkehrende Wendung von dem 

39 Carl G. Hempel, Typologische Methoden . . . , S. 90/91 
40 Die einseitige Interpretation des Idealtypus durch Talcott Parsons, 

Wertgebundenheit und Objektivität in den Sozialwissenschaften; und 
durch Hans Albert, Diskussion über „Wertfreiheit und Objektivität"; 
beide in: Max Weber und die Soziologie heute . . . ; und durch Carl G. 
Hempel, Typologische Methoden . . . , wird von Jürgen Habermas, Diskus-
sion über „Wertfreiheit und Objektivität" . . . , überzeugend zurückge-
wiesen. Vgl. auch Raymond Aron, Die deutsche Soziologie . . . , S. 101 ff. 

41 Vgl. Hans Oppenheimer, Die Logik der soziologischen Begriffsbil-
dung mit besonderer Berücksichtigung von Max Weber, Tübingen 1925 

42 Alexander von Schelting, Max Webers Wissenschaftslehre . . . , S. 358 



Typologie und kritische Theorie 103 

„Zusammenschluß" der Elemente der Wirklichkeit zu „einem in sich 
widerspruchslosen" Ganzen oder „Kosmos gedachter Zusammen-
hänge" und ebenso seine Wendung von der „Steigerung" der realen 
Sachverhalte auf den „reinsten" und „eindeutigsten Ausdrude" ihren 
eigentlichen Sinn. Der Vergleich des Idealtypus mit der Realität 
dient hier „nicht der kausalen Zurechnung, sondern der ,Veranschau-
lichung' der ideellen Bedeutung des Wirklichen durch die Gegen-
überstellung mit einer solchen nur gedachten Gestalt, in welcher eine 
in der Wirklichkeit nur verdunkelt oder unvollkommen zum Aus-
druck gelangende Idee als voll und rein verwirklicht gedacht wird"43. 

Die Frage richtet sich hier also nicht auf die Analyse der Bedingt-
heit von Kulturerscheinungen, sondern auf die Explikation ihrer Be-
deutung. Die Ableitung und Erprobung von Gesetzeshypothesen 
gelten ihr gegenüber lediglich als Vorarbeit:: „Jene (hypothetischen) 
,Gesetze' und .Faktoren' festzustellen, wäre für uns also jedenfalls 
nur die erste der mehreren Arbeiten, die zu der von uns erstrebten 
Erkenntnis führen würden. Die Analyse und ordnende Darstellung 
der jeweils historisch gegebenen, individuellen Gruppierung jener 
.Faktoren' und ihres dadurch bedingten konkreten, in seiner Art 
bedeutsamen Zusammenwirkens und vor allem die Verständlich-
machung des Grundes und der Art dieser Bedeutsamkeit wäre die 
nächste, zwar unter Verwendung jener Vorarbeit zu lösende, aber 
ihr gegenüber völlig neue und selbständige Aufgabe."44 Max Webers 
Erkenntnisinteresse zielt über die Erzeugung technisch verwertbaren 
Wissens hinausgehend auch auf die Explikation der Bedeutung ge-
sellschaftlicher Prozesse45. 

Die dritte Form des Idealtypus ist die des klassifizierenden All-
gemeinbegriffs; obwohl Weber den Idealtypus nie in dieser Weise 
definiert, gebraucht er ihn sehr oft in der praktischen wissenschaft-
lichen Arbeit, z. B. auch für eine Parteitypologie. Welche Stellung 
die klassifizierende Typologie aber in der Sozialwissenschaft allein 
haben kann, muß sich aus ihrem Zweck der idealtypischen Erklärung 
akausal-ideeller Art bestimmen. Gerade für die Funktion von klassi-
fizierenden Idealtypen sind die Weberschen Überlegungen überaus 
fruchtbar, was noch im einzelnen zu untersuchen sein wird. Doch 
steht ihm zur Definition der drei logisch ganz verschiedenen Begriffe 
von Idealtypen nur eine Definitionsform zur Verfügung, die des 
Klassenbegriffs, die auf keine der drei Formen paßt. Die eine dieser 
Formen ist nur sinnvoll, wenn es Exemplare gibt, auf die sie streng 
zutrifft, für die beiden anderen Formen besteht diese Forderung nicht. 
Daß Weber unter diesen Umständen mit der logischen Beschreibung 
seines „Idealtypus" nicht ins reine kam und daß er sich in der Frage, 
ob der Idealtypus in der Realität vorkomme oder nicht, nicht ohne 

43 Ebd. S. 359/360 
44 Max Weber, Gesammelte Aufsätze zur Wissenschaftslehre . . . , 

S. 174/175 
45 Vgl. Jürgen Habermas, Diskussion über „Wertfreiheit und Objek-

tivität" . . . , S. 75 
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Widerspruch äußerte, ist kaum anders zu erwarten. „Es geht nicht 
an, Weber daraus einen Vorwurf zu machen; denn hier ließ ihn ein-
fach die Logik seiner Zeit im Stich, die eine strenge Definition über 
einen für keinen der drei Fälle passenden Leisten schlagen konnte."46 

In der Folgezeit hat Walter Eucken in seinen „Grundlagen der 
Nationalökonomie" die typologische Begriffsbildung in den Sozial-
wissenschaften ausführlich diskutiert und an der schrankenlosen 
Verwendung von Idealtypen eine scharfe Kritik geübt47. „Diese Kri-
tik richtet sich vor allem gegen die Lehren von den Wirtschaftsstufen 
fund den Wirtschaftsstilen, also gegen Typologien, die die Wirt-
schaftsgeschichte eines bestimmten Gebietes als eine Abfolge von ge-
wissen Typen begreifen oder die die Wirtschaft einer Epoche mit 
Hilfe einer nur auf diese Epoche zugeschnittenen Theorie deuten 
wollen."48 Weil ein „Typus" wie „Kapitalismus" eine ganz bestimmte 
historische Erscheinung decken soll, will Eucken einen solchen „Real-
typus" den eigentlichen „Idealtypen" gegenüberstellen. Der Unter-
schied zwischen „Realtypen" und „Idealtypen" liegt dabei darin, daß 
die ersteren gebildet werden, um reale Erscheinungen „abzubilden", 
während die letzteren zwar auch auf Grund von Analysen realer 
Erscheinungen konstruiert werden, aber als „reine Formen", von 
denen man nicht' erwartet, sie so in der Realität vorzufinden. Sie 
dienen einerseits zum Aufbau eines morphologischen Apparates, also 
eines Systems von Typenbegriffen, einer Typologie, andererseits als 
„Modelle", an denen theoretische Sätze erarbeitet werden können49; 
die Idealtypen haben also eine doppelte Funktion. 

Die „Idealtypen" werden nach Eucken auf dem Wege „pointierend 
hervorhebender Abstraktion" gewonnen. Diese „pointierend hervor-
hebende Abstraktion" ist auf jeden Fall ein Prozeß, der eher in die 
Psychologie als in die Wissenschaftslogik gehört. Eucken meint da-
mit, daß er bei der Betrachtung irgendeines empirischen Faktums 
sich nicht gleichmäßig für alles interessiert, was in diesem vorhanden 
ist, sondern nur für ganz bestimmte Tatsachen und Vorgänge. Er 
benutzt in geeigneter Weise diese Elemente, um einen Idealtypus zu 
definieren. Die „Realtypen" sollen durch „generalisierende Abstrak-
tion" gebildet werden. Mit ihnen sollen wirtschaftliche Realitäten 
dargestellt werden, und zwar so, daß sie einzelne wirtschaftliche 
Realitäten „abbilden". Ob diese angeblich verschiedene Funktion 
eine logische Trennung von Realtypen und Idealtypen ermöglicht, 
muß noch weiter unten kritisch untersucht werden. Eucken glaubt 
freilich, einen logischen Unterschied zwischen den beiden Arten von 
Typen dadurch angegeben zu haben, daß er nachzuweisen versucht, 
daß sie durch zwei verschiedene Arten der Abstraktion gewonnen 

46 Jürgen von Kempski, Zur Logik der Ordnungsbegriffe . . . , S. 209 
47 Walter Eucken, Grundlagen der Nationalökonomie, Berlin, Göttin-

gen und Heidelberg 1950«, S. 123/124 und 226 ff. 
48 Jürgen von Kempski, Zur Logik der Ordnungsbegriffe . . . , S. 209. 

Vgl. dort auch zum Folgenden. 
49 Vgl. Walter Eucken, Grundlagen . . . , S. 123/124 
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werden. Ein Realtypus soll durch „generalisierende Abstraktion", 
ein Idealtypus durch „pointierend hervorhebende Abstraktion" ge-
bildet werden. Mit dieser Unterscheidung steht Eucken auf dem Bo-
den der traditionellen Logik, die immer schon die sogenannten Defi-
nitionen durch Abstraktion kannte. Erst' die Logistik schuf die 
Möglichkeit, diese vagen Formulierungen von „Abstraktionen" durch 
exakte Analyse zu ersetzen. Damit mußte allerdings auch der logi-
sche Unterschied von Realtypus und Idealtypus begraben werden. 

III 

Walter Eucken hat an der schrankenlosen Verwendung von Ideal-
typen, wie wir gesehen haben, scharfe Kritik geübt. Diese Kritik 
richtet sich zunächst vor allem gegen die Lehren von den Wirt-
schaftsstufen und von den Wirtschaftsstilen, also gegen allgemeine 
Typologien. Seine Kritik rückt mehr die in der Tat erheblichen Un-
zulänglichkeiten der bisher vorgelegten Typologien in ein helles 
Licht, als daß sie die Unmöglichkeit des ganzen Unterfangens dar-
täte. Daß die Aussichten des typologischen Verfahrens nach dem 
derzeitigen Stand der Theorie und der Unzulänglichkeit der bis-
herigen Versuche in dieser Richtung skeptisch zu beurteilen sind, ist 
etwas anderes, als ein Beweis für die prinzipielle Unmöglichkeit, 
z. B. die geschichtliche Abfolge von Wirtschaftsformen oder Wirt-
schaftsordnungen (Feudalismus, Kapitalismus) theoretisch begreiflich 
zu machen. 

Die Einführung eines „Realtypus" im Gegensatz zum „Idealtypus" 
ist noch problematischer. Kempski hat auf der Grundlage der analy-
tischen Wissenschaftstheorie diese Begriffsbildung eingehend kriti-
siert50. Die Realtypen sollen „durch generalisierende Abstraktion" 
gebildet werden zu dem Zwecke, „einzelne wirtschaftliche Realitäten" 
abzubilden. „Nun kann man gewiß einen ,Realtypus', etwa Haus-
wirtschaft', so definieren, daß man im konkreten Falle dann sagen 
kann: hier gibt es Hauswirtschaft. Wir wollen zugeben, daß auf diese 
Weise eine ,wirtschaftliche Realität' ,abgebildet' wird. Aber wenn 
man nun den Idealtypus ,Anbieteroligopol' nimmt, so ist nicht recht 
einzusehen, weshalb man nicht im konkreten Falle zu der Fest-
stellung genötigt sein sollte, daß es hier oder dort ein Anbieteroligo-
pol gibt."51 Die Möglichkeit derartiger Feststellungen ist ja in der 
Tat die Voraussetzung für die Kennzeichnung einer Wirtschafts-
ordnung eines bestimmten Gebietes zu einer bestimmten Zeit, wie 
Eucken sie vorschlägt. Denn die Unterscheidung „real" — „ideal" 
gehört nicht in die Logik der typologischen Begriffsbildung, weshalb 
der Vorwurf Euckens gegen Max Weber, dieser habe den fundamen-

50 Vgl. Jürgen von Kempski, Zur Logik der Ordnungsbegriffe . . . , 
S. 209 ff. Die folgenden Ausführungen stützen sich weitgehend auf Kempskis 
Analyse, die zum ersten und bisher einzigen Male die vorliegenden metho-
dologischen Ausführungen zur Typologie darstellt und eingehend kriti-
siert. Vgl. auch Hans Albert, Der logische Charakter . . . , S. 375 

51 Jürgen von Kempski, Zur Logik der Ordnungsbegriffe . . . , S. 210 



106 Karl Theodor Schuon 

talen Unterschied zwischen Realtypen und Idealtypen verkannt, 
unberechtigt ist. 

Eucken glaubte freilich, einen logischen Unterschied zwischen 
„Realtypen" und „Idealtypen" in den Arten ihrer Entstehung durch 
Abstraktion gefunden zu haben. Die „Abstraktion" gehört jedoch 
nicht in die Logik, sondern eher in die Psychologie. Deutlich wird 
daran lediglich, daß der Zweck, zu dem der „Idealtypus" und der 
„Realtypus" gebildet werden, ein verschiedener ist. „In dem einen 
Fall kommt es darauf an, gewisse funktionale Zusammenhänge mög-
lichst rein zu erfassen: also konstruiert man ein Modell, an dem man 
sie studieren kann. Dieses Modell ist kein ,Begriff', sondern es wird 
durch ein System von Sätzen beschrieben. Ihm wird ein Name zu-
geordnet, ,der isolierte Staat' ist ein Name für ein solches Modell. Im 
anderen Fall handelt es sich darum, eine mehr oder weniger große 
Anzahl von historischen Tatbeständen in geeigneter Weise zu erfas-
sen."52 Das kann, wenn notwendig, auch mit Hilfe einer Modell-
konstruktion geschehen. Ob man sich dabei zunächst eine Vorstellung 
von einem Durchschnittsgebilde macht und von diesem idealen Ge-
bilde ausgehend zur Modellkonstruktion fortschreitet oder ob man 
durch Vergleichung einer Vielzahl von Einzelgebilden sich ein kon-
kretes als Ausgangsbasis aussucht, ist dabei gleichgültig. Der „Real-
typus", der am Ende steht, kommt jedenfalls mit Hilfe derselben 
„Methode" zustande wie der Euckensche „Idealtypus". 

Auf der anderen Seite kann man vom Einzelfall ausgehend „ge-
neralisierend" einen Typus bilden. „Der Historiker tut das auch, 
wenn er auf eine neuartige Erscheinung trifft, die man bisher nicht 
kannte. Er denkt' gar nicht daran, es bei der Feststellung eines indi-
viduellen Sachverhaltes bewenden zu lassen, sondern er stellt fest, 
daß es da einen Sachverhalt gegeben hat, der unter einen bisher 
nicht bekannten Typus fällt, d. h. er hebt gewisse Seiten des Sach-
verhaltes als für diesen typisch hervor."53 Daß weiteres Vergleichs-
material ihn veranlaßt, diesen Typusbegriff dann zu revidieren, 
ändert nichts daran, daß der „Realtypus" generalisierend am Einzel-
fall zunächst gewonnen wird. Die Heraushebung wesentlich erschei-
nender Seiten erfolgt genauso beim Ausgang von einer Mehrzahl 
von Fällen, denn in den „Realtypus" gehen keineswegs alle gemein-
samen Eigenschaften verglichener Individuen ein. Auch führt die 
Hervorhebung der einzelnen Seiten des Einzelfalls noch nicht auf ein 
Modell — auch nicht in den dafür geeigneten Fällen. Dazu wäre eine 
bestimmte Art der Beschreibung nötig. 

Die Charakterisierung des logischen Unterschiedes zwischen 
„Ideal-" und „Realtypen" durch Eucken ist also nicht stichhaltig. 
Eucken ist der Neigung erlegen, die Dinge allzu sehr zu verein-
fachen. Andere Verfechter empirischer Forschung folgten seinem 
Beispiel und lehnten die idealtypische Betrachtungsweise entschie-

52 Ebd. S. 210 
53 Ebd. S. 211 
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den ab64; doch ist auch hier immer wieder zu bedenken, daß die von 
denselben Forschern bevorzugten „empirischen Durchschnittstypen", 
die etwa auf Grund von Mittelwertbildungen aus statistischen Er-
hebungen festgelegt werden, begrifflich konstruiert sind, und daß 
auch die charakterisierenden Mittelwerte nicht notwendig an irgend-
welchen empirischen Individuen realisiert sind. Logisch besteht also 
auch kein Unterschied zwischen Idealtypen und empirischen Typen. 
Wohl aber bestehen häufig große Unterschiede insofern, als die Ver-
treter einer idealtypischen Betrachtungsweise besonders häufig von 
solchen „intuitiven" Erläuterungssystemen Gebrauch machen, die 
nicht eindeutig und intersubjektiv gewisse Ordnungsprinzipien fest-
legen. In dem Gefühl für die angeblich hierdurch bedingte metho-
dische Mangelhaftigkeit gewisser idealtypischer typologischer 
Systeme ist wohl der tiefere Grund jener Ablehnung seitens der 
Empiristen zu erblicken. Doch führt das zu keiner logischen Unter-
scheidung von Ideal- und Realtypen. Beide „Richtungen" arbeiten 
mit begrifflichen Abstraktionen, mit „reinen" Fällen, die als heu-
ristische Hilfsmittel dienen, die zur Aufstellung allgemeiner Gesetz-
mäßigkeiten anregen sollen. Die „reinen Fälle besitzen... eine 
didaktische Sonderbedeutung für die Verdeutlichung des gemeinten 
Zusammenhangs; diese ist eng verwandt mit ihrer. . . heuristischen 
Sonderbedeutung für die Auffindung gesetzlicher Zusammenhänge"55. 
Die Bezugnahme auf „reine" oder „ideale" Fälle kennzeichnet dabei 
häufig nur eine erste, noch recht einfache Form ordnender Betrach-
tungsweise. Sie stützt sich vielfach noch nicht auf objektive Ord-
nungskriterien, wie etwa die Naturwissenschaften, sondern auf Er-
läuterungssysteme, in denen jene extremen Fälle eine Sonderstellung 
einnehmen; formal lassen die in diesem Zusammenhang bevor-
zugten mehrpoligen — besonders bipolaren — Schemata, die all-
gemeinen Typologien, noch deutlich die Spuren der Klasseneinteilun-
gen erkennen, aus denen sie sich entwickelt haben. 

Ist auf der einen Seite kein logischer Grund vorhanden, den Real-
typen begriffliche Abstraktion und damit generalisierende „Verfäl-
schung" der individuellen Wirklichkeit abzusprechen, so ist anderer-
seits wiederum nicht möglich, wissenschaftliche Begriffe, vor allem 
„Idealtypen" als „mehr oder weniger realisiert" in der Wirklichkeit 
anzusehen. In bezug auf die Bildung und Anwendung der Typen 
könnte man höchstens von „Reelltypen" und „Ideelltypen" spre-
chen56. Die Ideelltypen werden dabei frei komponiert, wobei nur auf 
ihre Widerspruchslosigkeit, ihre logische Einheitlichkeit zu achten 
ist, sonst aber weiter nichts zu ihrer Wesensbestimmung erforderlich 
ist. Ob es sich nun um ein reines Gedankenspiel oder um eine wis-

54 Vgl. dazu Carl G. Hempel und Paul Oppenheim, Der Typusbegriff 
im Lichte der neuen Logik, Leiden 1936, S. 83 ff. 

55 Ebd. S. 91 
56 Vgl. Julius Jakob Schaaf, Geschichte und Begriff. Eine kritische 

Studie zur Geschichtsmethodologie von Ernst Troeltsch und Max Weber, 
Tübingen 1946, S. 137 
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senschaftlich fruchtbare Begriffsbildung handelt, kann a priori nie-
mals entschieden werden. Das hängt ab von ihrem Erfolg für die 
Erkenntnis konkreter Kulturerscheinungen in ihrem Zusammenhang, 
ihrer ursächlichen Bedingtheit und ihrer Bedeutung. Wir könnten 
auch sagen: Können sie in Bedeutungs- und Sinnanalyse dialekti-
scher Art eingebaut werden oder nicht, ist das Kriterium für ihre 
Wissenschaftlichkeit. Erweist sich der Begriff als unanwendbares 
Phantasieprodukt, so ist er für die Forschung wertlos. Ist er aber 
einmal mit Erfolg in der Sozialwissenschaft angewandt worden, so 
muß er fortan als Reelltypus im logischen Sinn angesehen werden, da 
er so, wie er ist, ohne irgendeinen Rest in dem Allgemeinen der 
sozialen Geschichte wiedergefunden wurde. Jeder Ideelltypus hat 
somit' die Tendenz, in der Hand des Sozialwissenschaftlers zum Reell-
typus zu werden; dies macht geradezu sein Wesen aus. „Bleibt er 
reiner Ideelltypus, so ist damit seine Unbrauchbarkeit und völlige 
Wertlosigkeit für den Forscher erwiesen, so streng und scharf und 
eindeutig er auch immer nach den logischen Regeln konstruiert ge-
wesen sein mag. Der zum Reelltypus gewordene Ideelltypus . . . ist ja 
von vornherein die Wirklichkeit selbst, d. h. ihre allgemeine Seite."57 

Die Unterscheidung von Ideal- und Realtypus wird damit hinfällig. 
Jeder sozialwissenschaftlich relevante Typus muß einerseits begriff-
lich abstrahieren und generalisieren, andererseits sozialwissen-
schaftliche Wirklichkeit konstituieren. Wie er im einzelnen beschaf-
fen sein muß, kann also nur in einem logisch-formalen Rahmen 
praktisch bestimmt' werden. 

IV 

Die einfachste Form der typologischen Begriffsbildung unterschei-
det sich nach Auffassung der modernen Logik nicht von der der 
Klassifikation der traditionellen Logik. Sie findet sich in sozial-
wissenschaftlichen Formulierungen derart: Es gibt von dem Gegen-
stand x die folgenden Typen: erstens, zweitens, drittens usw., z. B. es 
gibt folgende Typen einer Partei. Und dann werden diese Typen 
aufgezählt. Was die Beschreibung oder die Definition dieser Typen 
anlangt, so erfolgt sie in der üblichen Weise, daß gewisse Merkmale 
angegeben werden, die den Individuen zukommen, die unter den 
Typus fallen. Im Sinne der traditionellen Logik könnte man sagen: 
Man hat eine Gattung G, und diese zerfällt in die Arten Ai bis An. 
Um alle Widersprüche auszuschließen, die bei einer solchen Formu-
lierung auftauchen könnten, sagt die Logistik statt Arten „Teilklas-
sen". Dann kann man sagen, daß die Klasse „Partei" in n Teilklassen 
zerfällt. Diese Teilklassen entsprechen den Arten, doch sieht man bei 
ihrer Bestimmung nicht auf die Merkmalkomplexe, sondern auf die 
Begrif f sumf änge58. 

57 Ebd. S. 147 
58 Vgl. zum Folgenden: Wilhelm Kamiah und Paul Lorenzen, Logische 

Propädeutik, Mannheim 1967 (BI/Hochschultaschenbücher, 227/227 a), S. 91 
bis 93 („Begriff und Klasse") ; Paul Lorenzen, Formale Logik, Berlin 19622, 
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Die wissenschaftliehen Eigenschafts- oder Merkmalbegriffe ent-
stehen, indem man einem Objekt ein Merkmal entweder zu- oder 
abspricht; wenn man jeweils alle Objekte mit einem bestimmten 
Merkmal in eine Gruppe zusammenfaßt, so entstehen Einteilungen 
in scharf gegeneinander abgegrenzte Klassen; jede mögliche Ver-
feinerung der Beschreibung empirischer Objekte beruht dann auf 
der Einführung neuer Merkmalbegriffe, die jeweils eine Unter-
teilung der bestehenden Einteilung nach sich zieht. Jeder klassifika-
torische wissenschaftliche Begriff wird seinerseits durch gewisse 
Merkmalbegriffe festgelegt. Ein solcher Merkmalbegriff drückt, wie 
die Logistik sagt, eine mögliche Eigenschaft eines Gegenstandes aus; 
er ist daher ein einstelliges Prädikat. Unter Prädikat versteht die 
Logistik die Eigenschaft, die in einem Satz von einem Individuum 
ausgesagt wird. Die Form des Aussagesatzes wird beschrieben mit 
der Satzfunktion f(x), wobei f das Prädikat bedeutet und x das Indi-
viduum, von dem ausgesagt wird. Wird in einem Aussagesatz eine 
Relation zwischen zwei Individuen behauptet, entsteht eine mehr-
stellige Satzfunktion: f (x, y). Das Prädikat einer solchen nennt man 
mehrstelliges Prädikat. Ein Eigenschafts- oder Merkmalbegriff ist 
immer ein einstelliges Prädikat: So entspricht z. B. dem Merkmal-
begriff „rot", der in Sätzen wie „diese Blüte ist rot" angewandt wird, 
die einstellige Satzfunktion „rot(x)"; „rot" ist also ein einstelliges 
Prädikat. 

Auch die mittels solcher Merkmalbegriffe definierten Begriffe sind 
in der traditionellen Logik stets wieder Merkmal- oder Eigenschafts-
begriffe, also einstellige Prädikate. Die Klasse oder Menge wird auf 
Grund dieser formalen Analyse der Aussagesätze definiert: Ein Ob-
jekt soll dann und nur dann ein Element der Klasse tp genannt wer-
den, wenn es die Eigenschaft f besitzt; genauer: Für jeden Wert von 
x soll x Ë qp dann und nur dann gelten, wenn f(x) gilt. Man definiert 
hier nicht das Klassenzeichen allein, sondern den Ausdruck „x 8 tp". 
Aber das ist ausreichend, da im wissenschaftlichen Gebrauch Klassen-
begriffe nur in Sätzen auftreten, die entweder selbst die angegebene 
Form haben oder sich auf Sätze jener Form zurückführen lassen. 
Man nennt eine derartige Definition, die nicht einen Begriff isoliert 
definiert, sondern nur die Bedeutung der Sätze festlegt, in denen der 
Begriff auftritt („gebraucht" wird), eine Gebrauchsdefinition. 

So wie „Typen" meist definiert werden, sind sie Klassen im 
oben beschriebenen Sinn, oder genauer Teilklassen einer umfassen-
den Klasse. Warum aber definiert man dann einen „reinen" Typus 
oder Idealtypus? Das läßt sich so auffassen, daß „die .unreinen' Fälle 
nicht nur in einen Schubkasten gehören, sondern in noch einen ande-
ren oder auch in mehrere andere. Man ordnet sie dann nach dem 
ein, was .überwiegt'. Oder man kann das so auffassen, daß gewisse 

S. 145 ff. und Günther Patzig, Logistik, in: Fischer-Lexikon: Philosophie, 
hrsg. von Alwin Diemer und Ivo Frenzel, Frankfurt/Main 1958, S. 160 bis 
173; ebenso Wolf gang Stegmüller, Wissenschaf tstheorie, in: Fischer-Lexi-
kon: Philosophie . . . , S. 327—353 
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Eigenschaften, die jedes Individuum haben muß, um in einen der 
Schubkästen eingeordnet werden zu können, in den in der Empirie 
meist vorherrschenden .unreinen' Fällen sich mehr oder weniger aus-
geprägt vorfinden"69. Im ersten Fall wird man eine Verfeinerung 
der Typeneinteilung anstreben, in dem man die möglichen oder vor-
kommenden Kombinationen erschöpft, so wie etwa Linné mit den 
Pflanzen verfahren ist. Das führt lediglich zu neuen Teilklassen. Die 
Unterteilung unterliegt nur der Forderung nach systematischer Effi-
zienz: „Die Eigenschaften, welche zur Definition der verschiedenen 
Typen dienen, sollten nicht nur saubere Schubfächer zur Unterbrin-
gung aller Einzelfälle des Untersuchungsbereiches liefern, sondern 
sie sollten auch einer vernünftigen Generalisierung dienen und so 
eine Basis zur Vorhersage bieten."60 

Der zweite Fall jedoch führt zu neuen Problemen, die in der tra-
ditionellen Logik, die das Problem der Gattungen und Arten behan-
delte, nicht gelöst werden konnten. Sie bezeichnete die „Typen ohne 
feste Grenzen", welche „fließende Übergänge" zwischen den Nach-
bartypen zulassen, als entartete unscharfe Klassenbegriffe. Das ganze 
Verfahren der Typeneinteilung erschien dabei gleichsam als eine 
„Abweichung der wissenschaftlichen Begriffsbildung vom Wege der 
logischen Tugend, der mit den allein korrekten klassifikatorischen 
Begriffen gepflastert"61 war. Die Möglichkeit aber, durch immer 
neue Unterteilungen auch die unreinen Fälle zu erfassen, sind sehr 
beschränkt. Denn einerseits läßt eine Klasseneinteilung auf jeder 
Stufe ihrer Verfeinerung nur endlich viele verschiedene Möglichkei-
ten unterscheiden, während der Hinweis auf kontinuierliche Über-
gänge die Einführung einer Begriffsbildung nahelegt, die unendlich 
viele verschiedene Abstufungen zu unterscheiden gestattet; und zwei-
tens kommt solchen Reihen von Übergangsformen, um deren Dar-
stellung es hier geht, ein gewisser Ordnungscharakter zu, der mit 
den Mitteln klassifikatorischer Betrachtungsweise allein nicht dar-
gestellt werden kann. 

Durch den Komparativ „mehr oder weniger ausgeprägt" (s. o.) 
wird „eine Relation in die Begriffsbildung eingeführt, die uns, wenn 
man sich die Sache ausgeführt und auf eine Eigenschaft bezogen 
denkt', offenbar ermöglichen muß, in bezug auf zwei konkrete Exem-
plare des Typus zu sagen, daß das eine Exemplar ausgeprägter als 
das andere ist oder daß beide gleich ausgeprägt sind; die Gesamtheit 
der Exemplare muß sich in einer Reihe ordnen lassen, wobei Stellen 
der Reihe mehrfach besetzt sein können"62. Um diese Begriffsbildung 
logisch darzustellen, bedarf es der Theorie der zweistelligen Prädi-
kate, einer Theorie der Relationen. In diesem Sinne spricht auch 
Kretschmer von „Korrelationsforschung"63. Die für eine Gruppie-

59 Jürgen von Kempski, Zur Logik der Ordnungsbegriffe . . . , S. 212 
60 Carl G. Hempel, Typologische Methoden . . . , S. 86/87 
61 Carl G. Hempel und Paul Oppenheim, Der Typusbegriff . . . , S. 16 
62 Jürgen von Kempski, Zur Logik der Ordnungsbegriffe . . . , S. 212 
63 Ernst Kretschmer, Der Typus als erkenntnistheoretisches Pro-

blem, in: Studium Generale, 4/1951, S. 400 
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rung wesentliche Eigenschaft kann dabei einem Individuum nicht 
bloß entweder zukommen oder nicht zukommen. Sie kann auch an 
einem Individuum mehr oder minder ausgeprägt sein, oder eben: 
die betreffende Eigenschaft ist abstufbar. Entsprechend dem Ab-
stufungsgrad werden die Individuen in eine Reihe gesetzt. So ent-
steht eine „reihenartige Anordnung" oder „Reihenordnung"64. Für 
die Bestimmung der Reihenordnung sind zwei Angaben notwendig: 
Es ist festzusetzen, unter welchen Bedingungen zwei Objekte x, y an 
gleicher Stelle der Ordnung stehen oder „gleichstellig" sein sollen. 
Schreibt man für „x ist gleichstellig mit y" kurz G (x, y), so kann 
man sagen: Erstens sind die Bedingungen anzugeben, unter denen 
für zwei Objekte x, y gelten soll: G(x, y); es ist also eine zweistellige 
Relation G festzulegen. Zweitens ist festzusetzen, unter welchen Be-
dingungen ein Objekt x einem anderen Objekt y in der Ordnung 
vorangestellt werden soll. Schreibt man kurz „V(x, y)" für „x steht 
vor y", so kann man sagen: Zweitens sind die Bedingungen anzuge-
ben, unter denen für zwei Objekte x, y gelten soll: V(x, y); es ist also 
zusätzlich eine zweistellige Relation V festzulegen. Eine auf diese 
Weise festgelegte Reihenordnung bezeichnet man dann mit „(G, V)" 
und nennt G und V ihre Grundrelationen. 

Wichtig ist für eine solche „topologische" Type noch, daß eine ein-
mal festgelegte Reihenordnung durch gewisse Zusatzvorschriften in 
einzelne Klassen eingeteilt werden kann. Auf diese Weise findet die 
klassifizierende Form der Typenbegriffe auch in ordnende Unter-
suchungen Eingang. Man stellt durch nachträgliches Zerschneiden 
einer typologischen Reihenordnung verschiedene Klassen her; in der 
Regel zwei bis drei, die dann etwa als „Typus T", „Typus T1" und 
„ Misch typus" bezeichnet werden. Oder aber es werden Beziehungs-
punkte herausgegriffen und dann die Annäherung der einzelnen 
Typen an diese Punkte angegeben. Die ausgezeichneten Punkte müs-
sen dabei nicht so gewählt werden, daß die sie charakterisierenden 
Beschaffenheiten empirisch besonders häufig realisiert sind; man 
kann für die empirisch-typologische Beschreibung von Individuen 
ganz extreme, empirisch nie erreichte Beziehungspunkte wählen. Das 
empirische Material „erzwingt nicht eine ganz bestimmte Wahl der 
,empirischen Typen', seien sie klassifizierender oder ordnender 
Form; zwischen den verschiedenen Möglichkeiten gibt es, wie stets 
bei der Festlegung von Begriffen, lediglich Unterschiede der Zweck-
mäßigkeit oder Fruchtbarkeit, nicht etwa solche der Richtigkeit"65. 

Feudalordnung, Manufaktur, Fabriksystem, Parteisystem und ähn-
liche sozial wissenschaftliche Typen sind allerdings noch etwas anderes 
als Ordnungsbegriffe. „Was da ausgesagt werden soll, das ist in der 
Regel recht schlecht damit charakterisiert, daß es hier wie dort ein 
Subjekt — was das nun immer sein mag — gibt, das die und die 

64 Carl G. Hempel und Paul Oppenheim, Der Typusbegriff . . . , S. 22 
65 Ebd. S. 87; vgl. auch: Carl G. Hempel, Typologisehe Methoden 

S. 87—90 
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Merkmale und Eigenschaften hat."66 Kempski prägte dafür einen 
neuen Ausdruck; er möchte auf das Wort „Typus" dabei ganz ver-
zichten und diese Begriffe „Gestaltbegriffe" nennen. In Abwandlung 
dieser Redeweise könnte man jedoch durchaus auch von „Gestalt-
typen" sprechen. Auch diese Art von Typus wird logisch eindeutig 
festgelegt. 

Zunächst wird der Begriff „Klassifikator" eingeführt. Ein Klassi-
fikator ist eine kennzeichnende Funktion, also ein Begriff, der jedem 
Element, auf das er sinnvoll angewandt werden kann, einen gewis-
sen „Wert" zuschreibt. Z. B. kann der Begriff „Herrschaft" („legi-
time Herrschaft") bei Max Weber oder „Integration" („totalitäre 
Integrationspartei") bei Sigmund Neumann als Klassifikator an-
gesehen werden. Er teilt die Elemente, auf die er angewandt wird, 
z. B. in demokratische oder totalitäre ein. Solche Klassifikatoren 
werden Zustands- oder Z-Klassifikatoren genannt. „Wir können nun 
ein Stellengebiet mit Hilfe von — einem oder mehreren — solchen 
Z-Klassifikatoren beschreiben; d. h. jeder Stelle wird ein bestimmter 
Wert oder mehrere bestimmte Werte, je nach der Anzahl der Klassi-
fikatoren, zugeordnet. Das Ganze nennen wir dann einen ,Komplex'. 
Ein Komplex ist also eine Relation zwischen einer Klasse von Z-
Klassifikatoren und einem Stellengebiet, und zwar eben so, daß jeder 
Z-Klassifikator einer Stelle des Gebietes einen Wert zuordnet."67 

Nun führt man den Begriff der „Korrespondenz" als einer be-
stimmten Relation zwischen Komplexen ein. Die Überführung eines 
Komplexes in einen anderen in Bezug auf eine Korrespondenz wird 
als „Transposition" bezeichnet'. Damit kann der Begriff der Gestalt 
definiert werden als die „Invariante von Transpositionen eines Kom-
plexes in bezug auf eine Korrespondenz". Kempski gibt dann eine 
Fülle von Möglichkeiten für die Definition von Korrespondenzen an. 
Je nach der Sachlage kann man eine davon dem „Gestalttypus" zu-
grunde legen oder auch mehrere koppeln. Nur die Einzelanalyse 
könnte zeigen, ob die angegebenen Definitionen ausreichen oder ob 
neue gefunden werden müßten. Auf jeden Fall hat die logische Un-
terscheidung der „Korrespondenzmöglichkeiten" mit sehr exakten 
Mitteln der neuen Mathematik zu arbeiten, eine Art Vorstufe einer 
„Geistesmathematik"68 zur Beschreibung von Strukturen. 

V 

Neben kritikloser, uneingeschränkter Rezeption der Ergebnisse 
typologischer Methodenreflexion der Logistik und der analytischen 
Wissenschaftstheorie durch Sozialwissenschaf tier68 steht auf der 

66 Jürgen von Kempski, Zur Logik der Ordnungsbegriffe . . . , S. 215 
67 Ebd. S. 215 
68 Vgl. Claude Lévi-Strauss, Die Mathematik vom Menschen, in: Kurs-

buch 8, 1967, S. 183 
69 Vgl. Hans Albert, Der logische Charakter der theoretischen Natio-

nalökonomie . . . , S. 375. Er bezieht sich auf Kempski, „dessen Unter-
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anderen Seite nicht' geringe Skepsis gegenüber einer Forderung nach 
exakten Begriffen, die von der Sache her vielleicht nicht zu erfüllen 
sein könnte. Schon Kempski70 selbst weist auf die Untersuchungen 
von Ludwig von Mises71 hin, die sich eingehend mit dem Ideal typus 
beschäftigen. Idealtypen sind für ihn vor allem Typen der histori-
schen Forschung und der Darstellung ihrer Resultate und deshalb 
niemals definierbar. „An ideal type cannot be defined; it must be 
characterized by an enumeration of . . . features..."72 Lediglich ein 
vages Verfahren der „Charakterisierung" kann für ihn Typen be-
stimmter Sozialwissenschaften konstituieren, keine exakte Defini-
tion. C. J. Friedrich73 versucht' den Begriff der „patterns" (Muster, 
Gestalt) mit der Typenbildung in Verbindung zu bringen, was eben-
falls auf eine Modifizierung der „exakten Typen" hinauslaufen 
würde. Vor allem aber versuchte Hans J. Wolff74 darzulegen, wie 
wenig die exakten Unterscheidungen der Typen in der modernen 
Logik für die sozialwissenschaftliche Begriffsbildung beizutragen 
vermögen. 

In den Sozialwissenschaften, vor allem auch in der Allgemeinen 
Staatslehre, werden nach Wolff die vier zu unterscheidenden Typus-
begriffe der modernen Logik nicht deutlich unterschieden. „Im Vor-
dergrund des Interesses steht zunächst die ,Gestalt' und das Bestre-
ben, durch Typen zur klassifikatorischen Unterscheidung der ver-
schiedenen .Typen' zugehörigen Gegenstände (Staatsformen, staat-
lichen und rechtlichen Einrichtungen) zu gelangen. Daß man über-
haupt von Typen spricht oder sprechen kann, liegt für ihn daran, daß 
diese Gegenstände komplex gesehen werden und (daher) nicht scharf 
gegeneinander abgrenzbar erscheinen. Doch wird das „Gestalt-
denken" dann als noch unreifes, primitives Denken gekennzeichnet', 
das man bevorzugt, weil die begriffliche Klassifikation nach Gattun-
gen und Arten „lebensfern" und schematisch wäre75. Sie ist es dann, 
wenn es nicht gelungen ist, in dem klassifikatorischen Begriff das 
„Wesen" der unterfallenden Gegenstände zu erfassen. Der Gestalt-
typus ist andererseits um so brauchbarer, je besser es gelungen ist, 
in ihm das „Wesen" in den Griff zu bekommen. „Das praktische Ver-
sagen der klassifikatorischen Begriffe liegt um so näher, als Gattun-
gen und Arten um der Lückenlosigkeit des Systems willen deduktiv 

suchung eine auf den Ergebnissen der modernen Logik beruhende Ana-
lyse der logischen Konstruktionen enthält, die sich hinter dem Ausdrude 
,Idealtypus' verbergen, darunter der .Gestaltungsbegriffe' und der .Wir-
kungssysteme' (Modelle). Die Analyse ist mit einer durchschlagenden Kri-
tik bisheriger Auffassungen verbunden" (Anm. 17, S. 375). 

70 Jürgen von Kempski, Zur Logik der Ordnungsbegriffe . . . , S. 211 
71 Ludwig von Mises, Human Action. A Treatise on Economics, New 

Haven 1949. 
72 Ebd. S. 60 
73 Carl Joachim Friedrich, Die Politische Wissenschaft . . . , S. 20 
74 Hans J. Wolff, Typen im Recht . . . , S. 196/197 
75 Vgl. dazu auch Johannes Erich Heyde, Typus . . . , in : Studium 

Generale . . . , S. 244 
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oder nach ,äußerlichen' Merkmalen bestimmt werden. Die Brauch-
barkeit der Gestalttypen aber liegt' um so näher, als sie induktiv 
(bzw. bei idealen Typen: konstruktiv) gewonnen wurden. Beide aber 
laufen auf dasselbe Ergebnis hinaus, wenn das Ziel aller Begriffs-
bildung erreicht, nämlich diejenigen ,Eigenschaf ten' der Gegenstände 
als Begriffsmerkmale zusammengefaßt werden, welche übereinstim-
mend das Sosein einer Mehrheit von Gegenständen konstituieren."76 

Solange die wesensbestimmenden Eigenschaften noch nicht klar 
erkannt' sind, haben solche Gestalttypen heuristischen Wert. Unter 
Gestalttypen versteht Wolff dabei nicht Typenbegriffe, die als Ge-
staltbegriffe im Sinne Kempskis zu differenzieren sind, sondern 
offenbar allgemeine Wesens- und Strukturbegriffe, die nicht näher 
gekennzeichnet werden. Wolff wie viele andere Kritiker der exakten 
Typen verbinden damit eine zunächst wesentliche Einsicht in sach-
gerechte Typologisierung mit der Auffassung der analytischen Wis-
senschaftstheorie, jede Wissenschaft, gleichgültig ob Natur- oder So-
zialwissenschaft, habe sich in Richtung auf Mathematisierung und 
Aufstellung von Modell-Theorien zu entwickeln. Die bisher meist 
allein sinnvollen sozialwissenschaftlichen Typologien sind deshalb 
von minderer Qualität, entsprechen einem „unreifen, primitiven 
Denken" und sollten möglichst bald überwunden werden. Allein der 
quantitative Mangel an empirischem Material zwingt vorerst noch 
dazu, mit den unvollständigen Mitteln zu arbeiten. Jedoch wird trotz 
allem betont, daß eine vorschnelle Exaktifizierung der Typologien 
deren Erkenntniswert' erheblich mindern müßte. 

Die Kritik der „mathematisierten" Typenbegriffe der Sozialwissen-
schaften wird auf ein höheres Niveau gehoben, wenn der grundsätz-
liche Unterschied der beiden Erkenntnisbereiche des Natürlichen und 
des Sozialen erkannt wird. Der akausal-ideelle Typusbegriff Max 
Webers versucht dieser Differenz im Anschluß an Dilthey und 
Rickert gerecht zu werden; darin liegt seine historische Bedeutung. 
Nicht' die Analyse von Kulturerscheinungen ist sein oberstes Ziel, 
sondern die Explikation ihrer Bedeutung; nicht technisch verwert-
bares Wissen wird intendiert, sondern hermeneutische Bedeutungs-
analyse gesellschaftlicher Prozesse. Die besondere Dignität, welche 
der Idealtypus gegenüber naturwissenschaftlichen Hypothesen hat, 
beruht auf der Tatsache, daß er eine verstehende Erkenntnis ent-
hält77. Die strenge Trennung von Empirischem und Normativem, die 
Max Weber immer wieder betont, ist im Begriff des Idealtypus 
merkwürdig verdeckt, nicht ohne Grund. Die Sicherheit der Zurech-
nung in der empirischen Naturwissenschaft beruht darauf, daß eine 
Fülle von erfahrenen Fällen des Geschehens bekannt sind, in denen 
dann, wenn eine bestimmte Tatsache gegeben war, eine bestimmte 
andere folgte. Durch diese gesicherte Beobachtung gelingt es dort, 
einem Wirkungszusammenhang auf die Spur zu kommen und damit 

76 Hans J. Wolff, Typen im Recht . . . , S. 197 
77 Vgl. Dieter Henrich, Die Einheit der Wissenschaftslehre Max We-

bers, Tübingen 1952, S. 99 
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konkrete Tatsachen konkreten Ursachen zuzurechnen. „Aber in der 
Kulturwissenschaft ist die Evidenz eines Zusammenhangs die Ein-
sichtigkeit seiner sinnhaften Einheit. Deshalb ist die Konstruktion 
von Hypothesen nicht abhängig von vorgängiger Regelkenntnis. Sie 
vollzieht sich vielmehr im Bewußtsein, daß die eigene innere Aktu-
alität, vorwiegend aber die Konsequenz, eine bestimmte Folge for-
dert, wenn eine bestimmte Sinnvoraussetzung gemacht ist'. Im ver-
stehenden Aneignen des Sinnzusammenhangs einer Begebenheit 
wird die Bedeutung nicht erkannt, in dem verwiesen wird auf eine 
Reihe gleicher Beobachtungen, sondern dadurch, daß gezeigt wird, 
wie sich die Einheit dieser Bedeutung, unabhängig von zeitlicher 
Fixierung, dann, wenn bestimmte Annahmen gemacht werden, durch 
die Konsequenz des Gedankens ergibt."78 Daraus erklärt sich die 
Eigenart des Idealtypus, in seiner Möglichkeit unabhängig von jeder 
Verifizierung zu sein. Idealtypus ist ein sinnhaft konsequenter Be-
deutungszusammenhang, der einen möglichen Bedeutungsbezug 
menschlichen Seins denkt. Weil das Objekt der verstehenden Sozial-
wissenschaft stets das menschliche Sein ist, kann der Idealtypus auch 
dann Erkenntnis werden, wenn er nicht in der Wirklichkeit belegt 
wurde. Alle Idealtypen sind gedacht als möglicher Vollzug oder als 
mögliche Einschränkung sinnorientierten Handelns. Max Weber hat 
niemals den Begriff des Idealtypus angewendet auf historische Er-
kenntnisse der nicht sinnbezogenen Natur. Allein der Mensch hat im 
Idealtypus eine Möglichkeit, noch keine Wirklichkeit. Obwohl der 
Mensch an sich vernünftig ist und in ihm, nach Max Weber, eine 
wesentliche Tendenz zur aktuellen Vernünftigkeit lebt, steht er auch 
in der Wirklichkeit des heterogenen Kontinuums. „Weil eine unüber-
sehbare Vielzahl von Wirklichkeiten ihn bestimmen, bleibt seine 
ursprüngliche Vernünftigkeit nur Tendenz, sie kann sich nur in 
Grenzen verwirklichen. Und weil dies der Fall ist, muß die verste-
hende Wissenschaft idealtypische Begriffe verwenden." 79 

Im selben Sinne sind die Ausführungen Lipsons zur vergleichen-
den, typologischen Methode zu verstehen, wenn er als Vorbedingung 
für sinnvollen Vergleich eine Staatsphilosophie fordert, mit der 
„die empirisch ermittelten Einzelergebnisse verbunden werden müs-
sen"80. In diesem Zusammenhang ist der Versuch von Brock inter-
essant, die Typologie Goethes für die Naturwissenschaft wieder zu 
beleben81. In seiner Typologie legt Goethe zwar auf rein sachliche 
Beobachtung größten Wert. Auf der anderen Seite ist er sich durch-
aus bewußt, daß es nicht genügt, die Ergebnisse rein summativ einem 
Sammelbegriff zu unterstellen oder sie exakt einem Oberbegriff zu 
subsumieren. Damit hätte er, wie er meinte, das Schöpferische, wel-
ches die lebende Natur überall darbietet, und welches seiner Phan-
tasie am eindringlichsten entgegenkam, nicht fassen können. „Er war 

78 Ebd. S. 99/100 
79 Ebd. S. 102 
80 Leslie Lipson, Die vergleichende Methode . . . , S. 301 
81 Friedrich Brock, Die Bedeutung des Typusbegriffes . . . 
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zutiefst überzeugt, im Typus einen sinnträchtigen Nenner vor sich zu 
haben, in dessen Sphäre die Einzelteile der Organismen zu echten 
Gliedern eines Sach- und zugleich Sinnganzen werden. Solche Glie-
der stehen in einer sinnvollen Ordnung zueinander, die vom Betrach-
ter zwar nicht,erklärt', aber verstanden werden kann."81 Brock ver-
sucht nun mit dem Hinweis darauf, daß die moderne Biologie bis 
heute noch keinen allgemein anerkannten Nenner, keine „verpflich-
tende Norm, keinen einheitlichen Aspekt" 83 besitze, unter dem man 
ihre Phänomene zu betrachten imstande wäre, die typologische Me-
thode Goethes für die biologische Eigenweltforschung zu reaktivie-
ren. Interessant daran ist weniger der ausgefallene Versuch, mit 
alten Methoden Natur- und Kulturwissenschaft aufs neue zu ver-
einigen, als vielmehr die Tatsache, daß mit der Intention von Sinn-
haftigkeit eines Gegenstandsbereichs auf vage typologische Verfah-
ren im Gegensatz zu exakt klassifizierenden zurückgegriffen wird. 
Gleichzeitig zeigt sich die Gefahr des Rekurrierens auf die vagen 
Ausdrücke des Sinnes und des Verstehens, das erlaubt, einen Gegen-
standsbereich, der längst durch exaktere Theorien (in diesem Falle 
Modelltheorien) zweckmäßig erklärt werden kann, aufs neue mit 
Hilfe von spekulativen subjektiven Meinungen für irrationale ideo-
logische Zwecke, eventuell rassistischer Art, auszudeuten. 

Die Kritik an der Methode des idealtypischen Verstehens kann 
aber nicht einfach darin bestehen, daß generell behauptet wird, 
„Wahrheit als Wesensschau, als das Erfassen erster Ursachen oder 
finaler Bestimmungen"84 könne vom Wissenschaftler nicht geliefert 
werden. Erst müßte nachgewiesen werden, daß Erkenntnis der Ge-
sellschaft nichts anderes sei als Erkenntnis von Natur. Wohl aber 
kann gesagt werden, daß die unbestimmte Rede von Sinnhaftigkeit 
und Verstehen einer letzten Endes unbeschränkten Subjektivität Tür 
und Tor öffnen kann. Bei der Auswahl des Kriteriums der Unter-
scheidung für Typologien fehlt z. B. auch bei Max Weber nicht eine 
gewisse Willkür: „Anstelle des Legitimitätsprinzips könnte als Vor-
aussetzung der Reduktion ein anderer Zug und ein anderes Moment 
herausgehoben, vorsätzlich isoliert und betont werden."85 Damit 
bleibt diese Methode einer ständigen Ideologisierung ausgesetzt; man 
denke nur an Max Webers politisch-wissenschaftliche Analyse des 
Imperialismus86. Die Einbeziehung des notwendigen Zusammen-
hangs politisch-soziologischer Theorie mit Praxis kann in diesem 
Rahmen z.B. ohne große Schwierigkeit zu einer Wiederbelebung 

82 Ebd. S. 249 

83 Ebd. S. 248 

84 Howard Becker, Soziologie als Wissenschaft vom sozialen Handeln, 
Würzburg 1959 (Through Values to Social Interpretation, Durham, North 
Carolina 1950), S. 197 

85 Carlo Antoni, Vom Historismus zur Soziologie, Stuttgart 1950, S. 245 

86 Vgl. Max Weber, Soziologie, Weltgeschichtliche Analyse, Politik, 

hrsg. von Johannes Winckelmann, Stuttgart 19643, s. 80 ff. 
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der aristotelischen Staatsphilosophie und Topik führen87, was der 
Reaktivierung Goethescher Typologie für die Biologie in nichts nach-
steht. 

Gleichwohl wird die Typenbildung für soziale Gebilde niemals 
nur nach dem Vorliegen merkmalmäßiger Übereinstimmung oder 
Unterschiede vorgenommen. Der morphologische Sozialwissenschaft-
ler wird von vornherein zu verstehen suchen, woraus eine bestimmte 
Gesamtgestaltung, z. B. der Wirtschaft, entspringt. „Er wird sie nicht 
zufällig gegeben betrachten, sondern eine hinter ihr liegende Sinn-
einheit suchen, welche die einigermaßen einheitliche Gestaltung 
prägt. Der Typus erhält so ein verstehendes, ein Sinnmoment." 88 Die 
Starrheit des hier und heute fixierten Gegenstandes wird damit 
auflösbar in ein „Spannungsfeld des Möglichen und des Wirk-
lichen . . . " 89. Wirklich aufgelöst wird sie erst durch kritische Theorie, 
die die Gefahr der Ideologisierung durchs Moment subjektiver Will-
kür mit Hilfe der historischen Bestimmung der Kategorien rationaler 
„Sinnanalyse" zu bannen sucht. 

VI 

Die Geschichte der politischen Wissenschaft seit Aristoteles ist ge-
kennzeichnet durch eine ständige Verschiebung des Bewußtseins von 
der Beziehung von Theorie und Praxis. Aristoteles begriff die Poli-
iiische Philosophie noch als Teil der praktischen Philosophie, der 
Ethik90. Vernünftiges politisches Handeln war das pädagogische Ziel 
seiner politischen Theorie, die noch keine strenge Wissenschaft zu 
sein beanspruchte, sondern lediglich kluges Situationsverständnis zu 
vermitteln suchte. Bei Thomas von Aquin wird zum ersten Male eine 
„societas" aus der politischen Sphäre ausgegliedert, die rein theore-
tisch abstrakt erfaßbar zu sein scheint. Bei Machiavelli und Morus 
ist die Gesellschaft endgültig von der politischen Praxis abgetrennt; 
der eine entwickelt eine politische Technik ohne vernünftige theore-
tische Konzeption, der andere eine organisatorische Technik ohne 
politische Praxis. So kann Hobbes seine empirische Theorie der Poli-
tik dem „Bürger" nicht mehr praktisch-pädagogisch vermitteln. Diese 
muß stabilisierend statt kritisierend wirken. Kant erst gelingt es — 
seit Aristoteles zum ersten Male — wieder, im Anschluß an die eng-
lische und physiokratische Reflexion der bürgerlichen Gesellschaft 
die praktisch-pädagogische Vermittlung als Problem zu sehen und 

87 Vgl. Wilhelm Hennis, Politik und praktische Philosophie, Neuwied 
und Berlin 1963 (Politica, 14); Hennis folgt in diesem Buch Gedanken-
gängen der Leo Strauss-Schule in den USA. Vgl. Herbert J. Storing 
(Hrsg.), Essays on Scientific Study of Politics, New York 1962 

88 Heinz Haller, Typus und Gesetz . . . , S. 69 
89 Theodor W. Adorno, Soziologie und empirische Forschung, in: Logik 

der Sozialwissenschaften, hrsg. von Ernst Topitsch . . . , S. 512 
90 Vgl. dazu und zum Folgenden Jürgen Habermas, Die klassische 

Lehre von der Politik in ihrem Verhältnis zur Sozialphilosophie, in: ders., 
Theorie und Praxis, Neuwied und Berlin 1963 (Politica, 11), S. 13—51 
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die Geschichtsphilosophie als das Instrument, das diese Vermittlung 
zu leisten vermag. Die Lehre von der bürgerlichen Öffentlichkeit 
gestattet den Bezug auf politische Praxis91. Hegels dialektische Theo-
rie anstelle empirischer Sozialphilosophie entsteht dann aus prak-
tischem Bewußtsein auf der Grundlage der politischen Krise. Der 
Adressat seiner Geschichtsphilosophie ist der Staat selbst92. Doch 
konstituiert sich bei ihm Philosophie am Ende als eigene Totalität 
und verliert damit ihren kritischen Bezug. Erst bei Marx wird Praxis 
und Kritik als objektives Interesse nachgewiesen. Die politische Öko-
nomie beweist die Notwendigkeit der Krise der kapitalistischen Ge-
sellschaft. Die notwendige „kritische" Praxis gründet in der ökono-
mischen Krise; die Welt wird begriffen als Krisenzusammenhang. 
Die Entwicklung des dogmatischen Marxismus allerdings hat den 
Bezug zur Praxis wieder verschüttet93. Heute wird — auf der 
Grundlage dialektischer Theorie — wieder zunehmend erkannt, daß 
politische Theorie immer auch, politische Praxis bedingt, ob mit oder 
ohne Reflexion des Problems. 

Das soziologische und sozialphilosophische Denken in unserer Ge-
sellschaft ist darauf angewiesen, in öffentlicher Diskussion zum Ver-
ständnis der eigenen Lage zu gelangen. Solchen „reflexiven Sozial-
theorien"94 galt es deshalb immer in Perioden Aufmerksamkeit zu 
schenken, in denen die öffentliche Diskussion durch politisch-soziale 
Veränderungen starken Auftrieb erhielt. Topitsch versucht in einer 
solchen Situation über die vage Formel der „Einheit von Theorie und 
Praxis" in methodologischer Reflexion hinauszugelangen95. Marx hat 
nach Topitsch zum ersten Mal die bewußte Wendung in der soziolo-
gischen Theorie zum „Aktivismus" vollzogen. Er hat als Programm 
ausgesprochen: es ist nicht Aufgabe der Philosophie, die Welt zu 
interpretieren, sondern sie zu verändern. Er wußte darum, daß die 
Theorie zur materiellen Gewalt werden kann, wenn sie die Massen 
ergreift98. „Aber gerade dadurch, daß Marx die Motivationskraft 
und Motivationsabsicht gewisser Sozialtheorien klar bewußt gemacht 
und von aller rein wissenschaftlichen Analyse unterschieden hat, ist 
diese motivierende Funktion selbst zum Gegenstand wissenschaft-
licher Zergliederung geworden."97 Denn grundlegende Unklarheiten 
blieben bei Marx bestehen, etwa die des Verhältnisses von „ge-

91 Jürgen Habermas, Strukturwandel der Öffentlichkeit, Neuwied 
1962, S. 118 ff. 

92 Vgl. Joachim Ritter, Hegel und die französische Revolution, Frank-
furt/Main 1965, S. 69 ff.; Jürgen Habermas, Strukturwandel der Öffent-
lichkeit . . . , S. 133 ff.; ders., Theorie und Praxis, S. 89 ff. 

93 Vgl. Jürgen Habermas, Theorie und Praxis . . . , S. 162—214 
94 Ernst Topitsch, Sozialtheorie und Gesellschaftsgestaltung, in: ders., 

Sozialphilosophie zwischen Ideologie und Wissenschaft, Neuwied 19662, 
S. 134 

95 Ebd. S. 134 ff. 
96 Vgl. Herbert Marcuse, Vernunft und Revolution, Neuwied und Ber-

lin 1962, S. 274—282 
97 Ernst Topitsch, Sozialtheorie und Gesellschaftsgestaltung . . . , S. 137 
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schichtlicher Notwendigkeit" und revolutionärer Aktion, die nicht 
lediglich durch die Einführung des schillernden Begriffes „dialek-
tisch" beiseite geschoben werden kann. 

Die reflexive Sozialtheorie ist nach Topitsch ihrer Struktur und 
Funktion nach ganz anders geartet als eine bloß darstellende Theorie 
auf dem Gebiet der Natur- oder Gesellschaftswissenschaften. Sie ist 
kein System von Aussagen über den Ablauf eines Geschehens, das 
den Menschen, die darum wissen, rein objektiv gegenübersteht. „Sie 
stellt vielmehr eben diese Menschen gedanklich in ein mehr oder 
minder umfassendes Rollenspiel hinein; sie sagt ihnen, wie sie sich 
zu ihren Partnern verhalten sollen und wessen sie sich von diesen zu 
vergegenwärtigen haben. So entwickelt die reflexive Soziallehre 
einen Zusammenhang typischer gesellschaftlicher Lebenssituationen, 
in welchem mit der wirklichen oder vermeintlichen Feststellung eines 
Sachverhaltes bereits implizit ein Signal zur Auslösung eines wert-
haften Verhaltens mitgegeben ist."98 Durch die motivierende Kraft 
von Wertbedeutungen und Zukunftserwartungen wirkt die reflexive 
Sozialtheorie auch auf das Handeln, das sie zum Gegenstand hat, 
zurück, sie ist an der Gestaltung ihres eigenen Objektes wesentlich 
mitbeteiligt. Das Eintreffen oder Nichteint'reffen der Vorhersagen, 
die auf Grund einer solchen Theorie gemacht werden, ist in irgend-
einer Weise vom Handeln der Menschen abhängig, in deren Motiva-
tionsbewußtsein diese Theorie wirksam ist. „Dann kann es dazu 
kommen, daß der Eintritt der vorhergesagten Ereignisse durch das 
Verhalten jener Menschen und damit indirekt durch die Vorhersage 
selbst beeinflußt — herbeigeführt, gefördert, verzögert oder verhin-
dert — wird. Für Voraussagen, welche auf diese Weise ihr Zutreffen 
herbeiführen oder verhindern, hat R. K. Merton die Termini der 
self-fulfilling und self-destroying prediction geprägt."99 

Jede Gesellschaftslehre oder Geschichtsphilosophie, welche soziales 
Verhalten vorhersagen und motivieren will, müßte sich nun nach 
Topitsch darüber klar werden, ob die von ihr vorausgesagten Ent-
wicklungen nur auf Grund eines durch sie motivierten Handelns 
oder auch ohne ein solches eintreten soll. Diese Klärung kann man 
aber in der Regel nur ganz unzulänglich durchführen. Da das Pro-
blem der „soziologischen Induktion" noch ungelöst ist, kann man bis 
heute nicht genau angeben, welche künftigen Ereignisse von dem Ver-
halten einer bestimmten Gruppe — zumal der eigenen — abhängig 
sind und welche nicht. „So ist es nicht verwunderlich, daß man ange-
sichts dieser ungelösten und oft nicht' einmal klar erkannten Pro-
bleme vor allem psychologisch-pragmatisch vorgegangen ist. Galt es, 
die Zuversicht zu stärken, dann rückte man das von aller mensch-
lichen Entscheidung unabhängige ,eherne Geschichtsgesetz' in den 
Vordergrund; galt es, zu politischem Handeln anzuspornen, dann 

98 Ebd. S. 142 
99 Ebd. S. 143; vgl. dazu auch Herbert Marcuse, Vernunft und Revo-

lution . . . , S. 279 
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verlegte man den Schwerpunkt auf den Appell zur Aktion."100 

Topitsch sieht als einzigen Ausweg aus der paradoxen Situation den 
Verzicht auf reflexive Sozialtheorien. Ein unaufhaltsamer „Aufklä-
rungsprozeß" der Gesellschaft lasse diese allmählich überflüssig wer-
den. „Der Erfolgreiche, dem diese Vorstellungen keinen zusätzlichen 
Glanz mehr verleihen können, wird an ihnen ebenso desinteressiert 
werden wie der Unterlegene, dem sie keinen Trost zu spenden ver-
mögen. Man mag sich auch daran gewöhnt haben, daß eine Politik 
nach ,absoluten Grundsätzen' unmöglich ist, und den Politikern kei-
nen Vorwurf machen, wenn sie in gewissen Grenzen Elastizität 
üben."101 Damit wird klar, daß hier ein Neopositivist vor der Fakti-
zität resignierend kapituliert. Seine teilweise intelligente Analyse 
des Verhältnisses von Theorie und Praxis liefert das Ergebnis, daß 
exakte Beziehungen zwischen beiden nicht angebbar sind. Doch nicht 
etwa das ungelöste „soziologische Induktionsproblem" sollte dafür, 
so muß man Topitsch entgegenhalten, den Grund abgeben, als viel-
mehr die unabdingbare Notwendigkeit, mit der jede Sozialtheorie 
die praktische Wirklichkeit beeinflußt und sei es in der bestehende 
Strukturen bestätigenden Form, die Topitsch am Ende ausdrücklich 
formuliert und damit zugibt. Das Induktionsproblem, mit dessen 
Lösung Topitsch das Verhältnis von Theorie und Praxis klären will, 
ist eben deshalb nicht lösbar, weil Gesellschaftstheorie immer re-
flexiv sein muß. Der Versuch der Klärung führt damit in einen Zir-
kel, der allenfalls als hermeneutisches Vehikel zur ständigen Ratio-
nalisierung gesellschaftstheoretischer Aussagen verwendet werden 
kann. 

Will man an reflexiver Theorie festhalten — d . h. an dem ständi-
gen Bewußtsein des Bezuges von Theorie auf Praxis und damit an 
dem Konzept deren Einheit — so gilt es, die Starrheit des einmal 
fixierten Gegenstandes als eines in „krisenhaftem Weltzusammen-
hang" stehenden aufzulösen „in ein Spannungsfeld des Möglichen 
und Wirklichen: jedes von beiden ist, um nur sein zu können, aufs 
andere verwiesen. Mit anderen Worten, Theorie ist unabdingbar 
kritisch"102. Die Zielrichtung der Kritik ergibt sich aus der Reflexion 
der krisenhaften Totalität der Gesellschaft und der Bedingtheit des 
wissenschaftlichen Erkenntnisapparates durch diese Gesellschaft. Der 
gesellschaftliche Lebenszusammenhang muß dann begriffen werden 
als eine die Forschung selber noch bestimmenden Totalität. „Zugleich 
büßt damit die Sozialwissenschaft ihre vermeintliche Freiheit in der 
Wahl der Kategorien und Modelle ein; sie weiß nun, daß sie nicht 
über unqualifizierte Daten verfügt, sondern einzig über solche, die 
durch den Zusammenhang der gesellschaftlichen Totalität struktu-
riert sind."103 Eine vorgängige Erfahrung der Gesellschaft als Totali-

100 Ernst Topitsch, Sozialtheorie und Gesellschaftsgestaltung . . . , S. 145 
101 Ebd. S. 153 
102 Theodor W. Adorno, Soziologie und empirische Forschung . . . , 

S. 512 
103 Jürgen Habermas, Analytische Wissenschaftstheorie und Dialek-

t i k S . 293 
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tat lenkt den Entwurf der Theorie, in der sie sich artikuliert und 
durch deren Konstruktionen hindurch sie von neuem an Erfahrungen 
kontrolliert wird. Max Webers Idealtypus versucht auf ganz be-
stimmte Weise dieses Moment vernünftiger Utopie zu wahren. Er 
muß nun aber seiner subjektiven Willkür entrissen, aus der vor-
gängigen Erfahrung der Totalität der Gesellschaft gewonnen wer-
den. Damit wird er in eine neue Qualität „aufgehoben". 

Man könnte einwenden, daß eine solche Theorie immer erfolgloser 
werden muß, da sie das Problem der analytischen Abstraktion nur 
schwer angehen kann104, obwohl gerade diese sich auf anderen Wis-
senschaftsgebieten immer mehr entwickelt. In der Tat ist die Er-
fassung einer gesellschaftlichen Totalität notwendig verbunden 
mit vagen begrifflichen Abstraktionen. Eine neue Theorie der spät-
kapitalistischen Gesellschaft und ihrer politisch-gesellschaftlichen 
Entwicklung, wie sie z. B. Georg Lukâcs fordert105, ist aber immer-
hin darauf angewiesen, ihre Begriffe zwei Bedingungen entsprechend 
zu bilden: die erste Bedingung ist die der möglichen Verwendung für 
die Erkenntnis gesellschaftlicher Totalität, nicht nur gesellschaft-
licher Einzelphänomene; die zweite Bedingung ist die der logischen 
Genauigkeit entsprechend den Erkenntnissen der modernen Logik. 
Die logische Untersuchung z. B. der typologischen Begriffsbildung 
mit Mitteln der Logistik dient ja auch nach Auffassung der Logi-
stiker nicht dem Ziel, die Soziologie etwa aufzufordern, ihre Begriffe 
„stante pede mit den hier beschriebenen Mitteln streng" aufzubauen, 
„wohl aber ermöglicht die Einsicht in die mögliche logische Struktur 
eines solchen Aufbaues Präzisierung der Fragestellungen und damit 
dann fortschreitend ein strengeres Fassen der Begriffe"108. Die „ana-
lytische Abstraktion" wird andererseits um so unwesentlicher, je 
besser dialektische Begriffe den Erkenntnissen moderner Logik ge-
recht werden107. Entsprechend den eingehenden Studien Lenins zu 

104 Vgl. Talcott Parsons, die Stellung der Soziologie innerhalb der 
Sozialwissenschaften, in: Wilhelm Bernsdorf und Gottfried Eisermann 
(Hrsg.), Die Einheit der Sozialwissenschaften, Stuttgart 1955, S. 71 

105 Vgl. dazu: Gespräche mit Georg Lukâcs. Hans Heinz Holz, Leo 
Kofier, Wolfgang Abendroth, hrsg. von Theo Pinkus, Hamburg 1967, 
S. 66: „Die Entwicklung des Marxismus macht ihn wegen der langen Pe-
riode der Herrschaft des Stalinismus und wegen des Rückschlags, den 
diese Entwicklung auch auf die kapitalistische Welt hatte, heute noch 
nicht fähig, auf diese neuen Fragen (des spätkapitalistischen relativen 
Mehrwerts, d. Verf.) wissenschaftlich fundierte und klare Antworten zu 
geben. Wir Marxisten sind heute vor die Aufgabe gestellt, diese neuen 
Probleme der Gesellschaft theoretisch aufzuarbeiten und aus dieser theo-
retischen Arbeit zu versuchen, neue Anhaltspunkte für Antworten zu 
finden." 

106 Jürgen von Kempski, Zur Logik der Ordnungsbegriffe . . . , S. 216; 
im gleichen Sinne Carl G. Hempel und Paul Oppenheim, Der Typus-
begriff . . . , S. 122 

107 Nur weil in der neueren Geschichte dialektischer Theorie allmäh-
lich eine große Kluft zwischen empirischer Theorie und moderner Logik 
entstanden ist, kann Popper zu der — theoretisch falschen — Aussage 
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Hegels „Wissenschaft der Logik"108 am Anfang des Jahrhunderts 
müssen die Ergebnisse der Logistik heute für die dialektische Theorie 
erst noch erarbeitet werden. Und wie Lenin in seinen Studien Hegel 
immer wieder materialistisch interpretierte, bedarf es auch in diesem 
Falle der ständigen Abwehr analytischer Wissenschaftstheorie, die 
meist das löchrige Gewand für die Logistik abgibt. Doch diese beiden 
sind keineswegs untrennbar verbunden. Der Angriff der analyti-
schen Wissenschaftstheorie auf die Dialektik würde viel von seiner 
Schärfe und von seiner wissenschaftlichen Wirksamkeit verlieren, 
wenn die dialektische Theorie die Gesetze der Logistik zu beachten 
in der Lage wäre. Ihre Reflexivität bliebe damit unberührt; die Ein-
heit von Theorie und Praxis könnte enger werden, als sie es bisher 
war, da die Theorie manche Widersprüche logischer Art vermeiden 
könnte. Die Forderung nach analytischer Abstraktion könnte außer-
dem besser abgewehrt werden, da eine solche Theorie mit Recht be-
haupten könnte, ihre Begriffe seien gerade so exakt, wie es die 
erkennende Sache selbst erlaube. 

Damit soll nicht gesagt werden, daß das Problem der Auseinander-
setzung mit neopositivistischen Theorien einfach logistisch auflösbar 
sei. Wenn Popper behauptet, daß universale Gesetze der Sozialwis-
senschaften über alle Epochen der Geschichte hinweg zu gelten hät-
ten, weil jede Wissenschaft nach Gesetzen mit unbegrenztem Gel-
tungsbereich zu suchen habe, so ist das eine wissenschaftstheoretische 
Aussage, die bedingt ist durch den gesellschaftlichen Zusammenhang, 
in dem ein Wissenschaftler steht und den gesellschaftlichen Inter-
essen, denen seine Forschung dient. Diese sind nicht durch logische 
Analyse beiseite zu schieben. Dennoch wird die wissenschaftliche 
Auseinandersetzung schärfer und wirkungsvoller, wenn sie solchen 
Thesen mit logisch einwandfreien Gegenthesen begegnen kann. Nur 
darf sich dialektische Theorie nicht dazu verleiten lassen, logische 
Genauigkeit um ihrer selbst willen anzustreben. Eben das macht 
das gefährliche Konzept des Neopositivismus aus. 

So fordert der dezidierte Analytiker typologischer Begriffsbil-
dung, Kempski, in seinen wissenschaftstheoretischen Reflexionen der 
politischen Wissenschaft109, diese habe vor allem die Aufgabe, eine 
im wesentlichen ahistorische, formale Theorie des Wählerverhal-

gelangen: Die Dialektiker behaupten, „daß Widersprüche nicht vermieden 
werden können, da sie überall in der Welt auftreten. Eine derartige Be-
hauptung läuft auf einen Angriff gegen das sogenannte .Gesetz vom Wi-
derspruch' . . . der traditionellen Logik hinaus . . . Wenn sich die Dialek-
tiker nun auf die Fruchtbarkeit der Widersprüche berufen, so fordern sie 
die Aufgabe dieses Gesetzes der traditionellen Logik. Sie behaupten, daß 
die Dialektik auf diese Weise zu einer neuen Logik führt — zu einer 
dialektischen Logik." (Karl R. Popper, Was ist Dialektik, in: Ernst To-
pitsch [Hrsg.], Logik der Sozialwissenschaften . . . , S. 266) 

108 Vgl. W. I. Lenin, Aus dem philosophischen Nachlaß, Berlin 19614 

(1. Aufl. 1932), S. 1—164 
109 Jürgen von Kempski, Recht und Politik, Studien zur Einheit der 

Sozialwissenschaft, Stuttgart 1965 
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tens110 und des Wettrüstens111 zu liefern. Noch immer gilt für solche 
Versuche die Kritik Mannheims: „Die Soziologie, die im Zeichen der 
generalisierenden Naturwissenschaften entstanden ist, nur mit einer 
generalisierenden Methode arbeitete und das wirklich historische 
Element aus ihrem Gegenstand sozusagen ausmerzte, in dem sie die 
verschiedensten sozialen und geistig-seelischen Beziehungen aller 
Zeiten und aller Völker gleichsam auf eine Ebene in einer generali-
sierenden flächenhaften Typik nebeneinander gereiht hatte, mußte 
übersehen, daß sie dadurch nur die Oberflächenerscheinungen der 
soziologischen Bedingtheit erfassen konnte."112 Der große Mangel 
z. B. der Political Science in den USA ist heute, daß man sich mit der 
Konstruktion von „Modellen" beschäftigt, von abstrakten und histo-
risch weitgehend entleerten real-kausalen „Idealtypen", „von gra-
phisch darstellbaren Entscheidungs- und Handlungsabläufen gene-
reller Natur, die jedenfalls bisher wenig dazu beigetragen haben, der 
interdisziplinär erweiterten Wissenschaft von der Politik einen neuen 
Zusammenhalt zu geben"118. Die Forschung tendiert dazu, sich in 
Detailempirie zu verlieren, ohne die Vorklärung der politik-wissen-
schaftlichen Relevanz der jeweiligen Frage- und Problemstellung 
vorzunehmen. Die historische Dimension geht dabei verloren und die 
Kategorien und Konzepte werden aus dem historischen wie gesamt-
gesellschaftlichen Zusammenhang herausgelöst. Die politische Ent-
wicklung der Gesellschaft wird damit der Irrationalität subjektiver 
Entscheidungen und reinen „Machtkämpfen" überlassen. Wittgen-
stein hat wohl die Generalthese der analytischen Wissenschaftstheo-
rie formuliert: „Wovon man nicht sprechen kann, darüber muß man 
schweigen."114 Es gab für ihn aber nicht nur das „Unaussprechliche", 
das „Mystische", das sich trotz des Schweigens zeigt. Er sprach auch 
von den „Lebensproblemen"115, die noch gar nicht berührt sind, 
wenn die wissenschaftlichen Fragen im neopositivistischen Sinne be-
antwortet sind. Gerade um diese aber geht es einer politikwissen-
schaftlichen Theorie, die den gesamtgesellschaftlichen Bildungspro-
zeß nicht aus dem Auge verliert, die von einem „emanzipatorischen 

110 Ebd. S. 210 ff.; vgl. dazu V. O. Key, Das Problem der Partei-Iden-
tifikation, in: Political Science, ausgewählt und eingeleitet von Ekkehart 
Krippendorff, Tübingen 1966, S. 87—92 

111 Jürgen von Kempski, Recht und Politik . . . , S. 215; vgl. dazu 
Anatol Rapoport, Die Mathematik des Wettrüstens, in: Political Science, 
ausgewählt und eingeleitet von Ekkehart Krippendorff . . . , S. 271—282 

112 Karl Mannheim, Wissenssoziologie. Auswahl aus dem Werk, ein-
geleitet und herausg. von Kurt H. Wolff, Berlin und Neuwied 1964, S. 297 

113 Ekkehart Krippendorff, Politische Wissenschaft in USA, in: Poli-
tical Science, ausgewählt und eingeleitet von Ekkehart Krippendorff . . . , 
S. 13 

114 Ludwig Wittgenstein, Tractatus logico-philosophicus, Frankfurt/ 
Main 1963, S. 115 

115 Ebd. S. 114 
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Erkenntnisinteresse geleitet" ist, „das allein auf Reflexion zielt, und 
das Aufklärung über den eigenen Bildungsprozeß verlangt"116. 

Die typologische Begriffsbildung kritischer Theorie hat sich also 
der Kritik der Logistik zu stellen, allerdings nicht in einem isolier-
ten Rahmen, sondern immer im Zusammenhang einer die gesell-
schaftliche Totalität erfassenden Theorie. Sie hat die Kritik der 
Unterscheidung von Idealtypen und Realtypen, insofern damit klas-
sifikatorische oder topologische Typen gemeint sind, zu akzeptieren, 
während sie andererseits die Rede vom akausal-ideellen Idealtypus 
verwenden kann, um das Problem reflexiver Sozialtheorie bewußt 
werden zu lassen und es dann auf seinen eigentlichen Begriff zu 
bringen; die kritiklose Übernahme der Euckenschen Vorstellun-
gen117 muß auf jeden Fall Mißverständnisse hervorrufen. 

116 Jürgen Habermas, Zur Logik der Sozialwissenschaften (Philosophi-
sche Rundschau, Beiheft 5), Tübingen 1967, S. 193 

117 Vgl. Wolfgang Abendroth, Politische Wissenschaft als politische 
• Soziologie, in: ders., Antagonistische Gesellschaft und politische Demokra-
tie, Neuwied und Berlin 1967, S. 11: „Idealtypische Setzungen erweisen 
also ihren wissenschaftlichen Wert erst daran, ob sie dem gesellschaft-
lichen Material immanent sind, ob ihnen reale Typen gesellschaftlichen 
Verhaltens entsprechen." 
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Theorien der Konvergenz kapitalistischer und 
sozialistischer Industriegesellschaften 

Seit etwa einem Jahrzehnt werden Versuche unternommen, Ähn-
lichkeiten und Unterschiede zwischen den „industriellen" Gesell-
schaftsordnungen der USA und der Sowjetunion durch vergleichende 
Analyse zu konstatieren. Die Bemühungen haben zu dem geführt, 
was heute unter der Bezeichnung „Konvergenztheorie" kursiert. Die 
Motive jener Konvergenztheoretiker sind recht unterschiedlicher 
Natur. So werden Soziologen und Nationalökonomen wie etwa 
W. W. Rostow und R. Aron von einem mehr oder weniger scharfen 
Antikommunismus getrieben. Sie benutzen die Konvergenztheorie 
als theoretische Fundierung der Behauptung, daß die Reproduk-
tionsbedingungen des Kapitalismus schlechthin die jeder industriel-
len Gesellschaft seien. Das Ziel ist, die Marxsche zentrale Kategorie 
der „Produktionsverhältnisse" als nicht brauchbar ad acta zu legen 
und sie durch die ärmere Kategorie der „industriellen Gesellschaft" 
zu ersetzen. 

Systemtheoretiker wie Huntington und Brzezinski akzeptieren 
zwar diesen theoretischen Ansatz und erklären mit Aron und Ro-
stow, daß die Prinzipien des Kapitalismus als solche für jede Indu-
striegesellschaft konstitutiv seien. Doch unterscheiden sie sich darin, 
daß sie ihren Beitrag als Bekämpfung des Antikommunismus ver-
stehen. So halten sie dem amerikanischen militanten Antikommu-
nismus, der fanatisch eine naive Zusammenbruchstheorie über das 
Sowjetsystem verficht, entgegen, daß gerade dieses System funk-
tionsfähig ist und daher alle Existenzbedingungen besitzt. Marcuses 
Konvergenztheorie versucht wenigstens das Konvergenz-Phänomen 
einigermaßen zu erklären, ohne dabei in die übliche Apologie des 
Kapitalismus zu fallen. 

I. 

Die einflußreichste Formulierung der Konvergenztheorie stammt 
von W. W. Rostow1. Er vermeint, jede Wirtschafts- und Sozial-
gesdiichte in sein Schema der Wachstumsstadien pressen zu können. 
Rostow nennt fünf dieser Stadien. Das erste ist das Wachstums-
stadium der traditionellen Gesellschaften (18 ff.), d. h. solcher, die 

1 W. W. Rostow: Stadien wirtschaftlichen Wachstums. Eine Alternative 
zur marxistischen Entwicklungstheorie (Orig.: The Stages of Economic 
Growth), Verlag Vandenhoeck & Ruprecht, Göttingen 1961 (1967 2), (213 S., 
kart., 7,80 DM). 
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„vornewtonsches Verhalten gegenüber der physikalischen Natur" (18) 
aufweisen. Anders ausgedrückt: Gesellschaften mit vortechnischen 
Kulturen. Hier findet zwar sozialer Wandel statt, doch bleibt er 
innerhalb eines Rahmens nicht-technisch-wissenschaftlicher Natur-
beherrschung (18 f.). Der Fatalismus prägt das Wertsystem solcher 
Gesellschaften. Das zweite Stadium beinhaltet eine Anlaufperiode, 
in der die Voraussetzungen für den wirtschaftlichen Aufstieg ge-
schaffen werden (20 ff.). Wissenschaft und Technik beginnen die 
Strukturen zu prägen. Es handelt sich hier um eine Übergangsgesell-
schaft. Das dritte Stadium stellt den wirtschaftlichen Aufstieg dar, 
der hauptsächlich technologisch bedingt ist (22 ff.). Wachstum wird 
zur normalen Bedingung, und Technik wie Wissenschaft werden zur 
Basis der Gesellschaft. Die sozial-politischen und wirtschaftlichen 
Strukturen werden vollends umgestaltet. Es folgt das vierte Stadium, 
das der Reife (24 f.), in dem Technik und Wissenschaft auf alle sozia-
len Bereiche ausgebreitet werden. Neue Industrien entstehen. Die 
wirtschaftlichen Beziehungen werden internationalisiert. Vor- und 
antitechnische Strukturen werden völlig überwunden. Das fünfte 
Stadium schließlich, das die Industriegesellschaften auf ihrer fort-
geschrittensten Stufe erreicht haben, ist das Zeitalter des Massen-
konsums, das durch zwei Merkmale charakterisiert ist: 1. das Steigen 
des Prokopf-Realeinkommens und 2. durch Veränderungen der 
Struktur der Arbeiterschaft zugunsten der Facharbeiter und An-
gestellten, die danach streben, „die Früchte der Wirtschaft in der 
Form von Konsumgütern zu genießen" (26). Wohlfahrtsmaßnahmen 
bestimmen das soziale Geschehen. 

Nach Rostow ist es schwer zu prognostizieren, welches Stadium 
nachfolgen wird. Jedoch kann festgestellt werden, daß die „Nach-
frage nach Babies" gestiegen ist, wenngleich Rostow meint, es sei 
„etwas zu früh, . . . ein neues Wachstumsstadium zu kreieren, das auf 
Babies gegründet ist" (27). • 

Ein Non-Communist-Manifesto: so nennt Rostow sein Schema der 
Wachstumsstadien. Die Begriffe: traditionelle Gesellschaft, Anlauf-
periode, Aufstiegsperiode, Reifestadium und Massenkonsumzeitalter 
werden den als unpräzise bezeichneten Marxschen Kategorien: Feu-
dalismus, Kapitalismus, Sozialismus und Kommunismus gegenüber-
gestellt (174). Rostow wähnt, die gleiche Problemstellung wie Marx 
zu haben, dessen „Grundirrtümer" jedoch zu vermeiden. Die Marx-
sche Theorie wird dann ad acta gelegt und Marx selbst ins Museum 
verwiesen als einer, der „zu den großen Männern des Westens (ge-
hört), die auf verschiedene Weise gegen die sozialen und mensch-
lichen Kosten der Entwicklung zur Reife rebellierten und die ein 
besseres und ein menschlicheres Gleichgewicht für die Gesellschaft 
suchten" (188). Wobei Marx sich in seiner Rebellion noch von einem 
„dämonischen Egoismus" (ibid.) habe treiben lassen! Auch hätten er 
und Engels „eine etwas irrtümliche Ansicht über den industriellen 
Arbeiter" (ibid.) vertreten. Und schließlich: „Der moderne Kommu-
nismus ist in einer sehr konkreten Weise durch die Marxschen Irr-
tümer und Mängel geformt worden" (189). 


